
Auch wenn sich die deutschen
Vertriebenen einen eigenen

Gedenktag und nicht nur ein An-
hängsel an den Weltflüchtlings-
tag gewünscht haben, ist der nun
bereits zum vierten Mal von der
Bundesregierung zelebrierte Ge-
denktag für die Opfer von Flucht
und Vertreibung ein Ereignis von
großer vertriebenenpolitischer
Bedeutung. Diese wird auch
durch die prominenten Haupt-
redner unterstrichen. Sie verur-
teilten die Vertreibung der
Ostdeutschen, lobten deren Ver-
dienste beim Wiederaufbau des
Landes und beschworen die Be-
wahrung des ostdeutschen Ge-
schichts- und Kulturerbes.

Dennoch hinterließen sie einen
unangenehmen Beigeschmack.
Denn sie nutzten die Erinnerung
an das historische Ereignis von
Flucht und Vertreibung dazu, die
heutige Zuwanderungspolitik zu
propagieren. Besonders unange-
nehm fiel in dieser Hinsicht Mer-
kel auf. Auch wenn sie aus
taktischen Gründen betont hat,
dass man „die heutige Flucht“
nicht mit „der damaligen Flucht“
gleichsetzen könne, hat sie genau
das getan. Selbst Horst Seehofer
hat das an einer Stelle seiner Rede
auf subtile Weise getan. Wer das
aber tut, betreibt gezielte Desin-
formation, um die Deutschen zur
Zustimmung zu einer Politik der
offenen Grenzen zu bewegen.

Heute kommen zu uns Men-
schen, angelockt von unserem So-
zialsystem, freiwillig aus fernen
Ländern, mit fremder Kultur und
Religion, ohne Sprachkenntnisse
und Qualifikation, die auf unsere
Kosten leben wollen. Damals
zogen qualifizierte Deutsche mit
gleicher Sprache, Kultur und Reli-
gion unfreiwillig von einem in
einen anderen Teil Deutschlands,
wo ihnen nichts geschenkt
wurde. Bei beiden Migrations-
Gruppen ist es wie mit den Äpfeln
und den Birnen: Beides ist Obst,
und das ist es dann auch schon.

JAN HEITMANN:

Äpfel und Birnen

Trauriger erster Akt
Nicht einmal ohne die Visegrád-Staaten ist die EU in der Asylpolitik einig

Der erste Akt der Tragödie endete
dem Genre gemäß: traurig. Er be-
schrieb das hektische Bemühen
der Kanzlerin Angela Mer kel, vor
dem alles entscheidenden EU-
Gipfel am Donnerstag und Freitag
dieser Woche ein anderes, kleine-
res Treffen vorzuschalten, das
den Erfolg der eigent lichen Kon-
ferenz vorbereiten sollte. 

Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron, Luxemburgs Minis -
terpräsident Xavier Bettel und
EU-Kommissions-Präsident Jean-
Claude Juncker hatten sich um
die Frau geschart, die man einst
die mächtigste der Welt genannt
hatte, um ihr Schutz und Hilfe zu
gewähren. Was den Inhalt des er-
sten Aktes angeht, so gleicht er
aufs Haar demjenigen des zwei-
ten Aktes. In beiden geht es um
das Bemühen, eine Sandburg aus
Wasser zu bauen. Das Brüsseler

Treffen endete oh ne jeden Erfolg,
es sei denn, man be trachtet den
Nachweis als Erfolg, dass man
untereinander uneins ist. Dabei
wa ren zu dem Termin ohnehin
nur Ver treter solcher Länder an-
gereist, auf welche die Brüsseler
Phalanx glaubt, Hoffnung set zen
zu dürfen. Wie soll dann erst der
zweite Akt und mit ihm die ganze
Tragödie aus gehen,  in dem auch
die öst lichen Länder eine Rolle
spielen, die eine erklärt opposi-
tionelle Position einnehmen?

Folgt man der offiziellen Lesart,
zumin dest derjenigen in
Deutschlands System medien, ist
es allein der CSU-Vorsitz en de
und Innenminister Horst See ho-
fer, der den zurückliegenden
Brüsseler Bohai ausge löst und
den kommenden notwendig ge-
macht hat. Der Chef einer, wie es
schmä lend heißt, „rückwärtsge-
wandten Regio nal partei“. Nähme

man sich solchen Vor wurf zu
Herzen, dann müsste man beken-
nen, dass der Zustand der EU mi-
serabel sein muss, wenn es einer
offenbar poli tisch marginalen
Größe gelingt, die Kanz lerin der
Macht der Welt zu berau ben und
in Brüssel Krise um Krise aus zu-
lösen.

Tatsächlich ist es aber so, dass
sich in Eu ro pa Kräfte formieren,
die den bisheri gen Lauf der
Dinge zu immer mehr Zen tralis-
mus, mehr Diktat und immer be-
den ken loserer Verschwen dung
von Geld nicht gutheißen. Die
Asylpolitik, die Mer kel der EU
aufgedrückt und zugemu tet hat,
ist dabei der aktuelle Auslöser,
weil sich in ihr alle Probleme, mit
denen allen voran Deutschland
zu kämpfen hat, wider spie geln
und vervielfachen: Man be klagt
hohe Mieten, und lässt jährlich
die Be völkerung einer Großstadt

ins Land; man beklagt das Bil-
dungsniveau und lässt Schulen
zu, in denen Deutsch eine Fremd-
sprache ist; da ist von Alters armut
die Rede, aber die Sozialsysteme
stehen jedem Missbrauch offen;
die Sa che mit den zuwandernden
Fachkräften hat sich längst als der
schlechte Scherz erwiesen, der
sie von jeher war; und der neue-
sten Kriminalstatistik glaubt kein
Mensch, angesichts der Tatsache,
dass beispielsweise in Berlin
Diebstahl nicht mehr verfolgt
wird und so in der Statistik gar
nicht auftaucht.

Wen soll es wundern, dass sich
die Staa ten in Ostmitteleuropa,
die von der Brüsseler EU-Manie
nicht derart denaturiert sind wie
solche im Westen des Kontinents,
gegen eine derartige Entwicklung
stem men? Bei Brüssel II werden
sie dabei sein, das Ergebnis ist
abzusehen. Florian Stumfall

Wo Pendeln nach Berlin
richtig teuer kommt
Umzug ins günstigere Um-
land lohnt sich oft gar nicht
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Beim ersten Akt noch ohne Visegrád-Staaten: Angela Merkel auf dem Weg zum vorgeschalteten Mini-Asylgipfel in Brüssel Bild: pa

»Prägend für das moderne Deutschland«
Bundeskanzlerin war Hauptrednerin bei der Gedenkstunde für die Opfer von Flucht und Vertreibung in Berlin

Die Bundesregierung hat zum
vierten Mal den Gedenktag
für die Opfer von Flucht und

Vertreibung begangen. Mit dem von
den Vertriebenenverbänden lange
geforderten Gedenktag wird seit
2015 jährlich am 20. Juni an die
Opfer von Flucht und Vertreibung
weltweit sowie insbesondere an die
deutschen Vertriebenen erinnert.
Die zentrale Gedenkveranstaltung
fand in diesem Jahr im Schlüterhof
des Deutschen Historischen Muse-
ums in Berlin statt.

Zuvor hatte es einige Irritationen
gegeben, weil es hieß, der Gastgeber,
Bundesinnenminister Horst Seeho-
fer, habe seine Teilnahme vor dem
Hintergrund aktueller politischer
Entwicklungen, also wegen des zwi-

schen ihm und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel herrschenden Streits
über die Asylpolitik, kurzfristig ab-
gesagt. Doch dann kamen sowohl
Seehofer als auch Merkel, deren An-
sprache in diesem Jahr im Mittel-
punkt der Gedenkstunde stand.

Nach der Begrüßung durch See-
hofer, der daran erinnerte, dass die
Vertriebenen ein wichtiger Faktor
des westdeutschen Wirtschaftswun-
ders gewesen seien, folgte das Gruß-
wort des emeritierten Limburger
Weihbischofs Gerhard Pieschl, ehe-
maliger Beauftragter der Deutschen
Bischofskonferenz für die Vertriebe-
nen- und Aussiedlerseelsorge. An-
schließend berichtete Umeswaran
Arunagirinathan davon, wie er als
Kind einer armen tamilischen Fami-

lie zur Zeit des Bürgerkrieges in Sri
Lanka mit Hilfe von Schleppern
nach Deutschland gelangt sei und
hier Fuß gefasst habe.

Kanzlerin Merkel bezeichnete in
ihrer Rede „den Zweiten Weltkrieg
mit dem Holocaust und den Verbre-
chen der Nationalsozialisten“, aber
auch Flucht und Vertreibung der
Deutschen als „prägend für das mo-
derne Deutschland“. Die Erfahrun-
gen und Lehren dieser Katastrophen
hätten „die Grundlagen der Bundes-
republik“ gelegt. Sie verpflichteten
und veränderten auch das heutige
Deutschland „auf seinem weiteren
Weg in Europa und in der Weltge-
meinschaft“, so Merkel. Einige die-
ser Verpflichtungen stellte Merkel in
der Folge dar und ging dabei etwa

auf eine „gemeinsame europäische
Asyl- und Migrationspolitik“, ver-
stärkte Hilfen in Krisengebieten
sowie die Ausweitung entwicklungs-
politischer Maßnahmen ein. Zu-
gleich lobte auch sie die Leistung
der Heimatvertriebenen und be-
zeichnete sie als Opfer, die bitteres
Unrecht erlitten hätten. Allerdings
konnte sie es nicht lassen, zu beto-
nen, dass Vertreibung und Flucht
der Deutschen „eine unmittelbare
Folge des von Deutschland begon-
nenen Zweiten Weltkriegs und der
unsäglichen Verbrechen während
der nationalsozialistischen Diktatur“
gewesen seien. Damit wies sie den
Ostdeutschen gewissermaßen eine
Mitschuld an ihrem Schicksal zu,
auch wenn das nichts daran ändere,

„dass es für Vertreibung weder eine
moralische noch eine politische
Rechtfertigung“ gegeben habe.

Im Schlusswort machte Bernd Fa-
britius, Präsident des Bundes der
Vertriebenen, den Gästen auch den
schmerzhaften Heimatverlust be-
wusst, den Millionen Deutsche er-
leiden mussten. Außerdem erinnerte
er eindringlich an die mehr als zwei
Millionen deutschen Todesopfer von
Flucht, Vertreibung und Deportation
und betonte, dass „jede Vertreibung,
jede ethnische Säuberung – gleich-
gültig wo, wann und warum –
immer Verbrechen“ seien.

Am Rande der Gedenkveranstal-
tung traf der Parlamentarische
Staatssekretär beim Bundesinnen-
minister, Stephan Mayer, zwei Zeit-

zeugen, eine junge Heimatverblie-
bene aus Ungarn und einen jungen
Vertreter der Landsmannschaft der
Westpreußen, zu einer Podiumsdis-
kussion. Diese wurde von Gundula
Bavendamm, Direktorin der Stiftung
Flucht, Vertreibung, Versöhnung,
moderiert. Anknüpfend an das per-
sönliche Vertreibungsschicksal der
beiden Zeitzeugen diskutierte Mayer
darüber, wie Flucht und Vertreibung
die eigene Biografie und die der
nachwachsenden Generationen prä-
gen. Dabei war es dem CSU-Staats-
sekretär auch wichtig, deutlich zu
machen, „wie das Leid der vertrie-
benen Deutschen die Politik und
Gesellschaft auch heute weiterhin
verpflichten“. Jan Heitmann

(siehe Leitartikel)

Das Ostpreußenblatt

Miet
-Dro

hnen

aus 
Isra

el, S
eite

 3



Es war ein Schritt von großer ver-
triebenenpolitischer Bedeutung:
Bayerns Ministerpräsident Markus
Söder hat bei der Kabinettsumbil-
dung im März die Position der Be-
auftragten der Bayerischen Staats-
regierung für Aussiedler und Ver-
triebene geschaffen und mit dieser
Aufgabe Sylvia Stierstorfer betraut.
Die CSU-Politikerin gehört seit
2003 dem Bayerischen Landtag an
und vertritt dort den Stimmkreis
Regensburg-Land. Nun traf sich die
neue Beauftragte mit dem Landes-
vorstand des Bundes der Vertriebe-
nen (BdV) und den bayerischen
Landesvorsitzenden der Lands-
mannschaften.

Zum Auftakt des Gesprächs be-
tonte Stierstorfer, dass Bayern sich
mehr als jedes andere Bundesland
für die Belange der Vertriebenen
und Aussiedler einsetze und diese
„tatkräftig unterstützen“ werde.
Dem stimmten alle Anwesenden
zu, waren sie sich doch einig, dass
es „sehr gut läuft“ im Verhältnis von
Freistaat und Vertriebenen und
dass die Vertriebenen seitens der
Politik in Bayern parteiübergrei-
fend eine außergewöhnliche Wert-
schätzung erführen. Einhellig be-
grüßt wurde auch die Dynamik, die
der neue Ministerpräsident Söder
in die Aussiedler- und Vertriebe-
nenpolitik gebracht habe.

Wichtigster Ausdruck dieser neu-
en Dynamik sei die Berufung
Stierstorfers in das neu geschaffene
Amt der Beauftragten der Staatsre-
gierung für Aussiedler und Vertrie-
bene. Christian Knauer als BdV-
Landesvorsitzender und die fast
vollständig anwesenden Vertreter
der in Bayern aktiven Landsmann-
schaften, darunter Friedrich-Wil-
helm Böldt, der zugleich Schatz-
meister der Landsmannschaft Ost-
preußen ist, begrüßten ausdrück -
lich diese Entscheidung des Mini-
sterpräsidenten und freuen sich auf
eine gute Zusammenarbeit mit der
Beauftragten.

Stierstorfer sieht sich dabei als
„Kümmerin“, welche die Belange
der Aussiedler und Vertriebenen
aufgreifen und in die Politik ein-
speisen wird. Dabei dürfte sie auch
von ihren Erfahrungen als langjäh-
rige Vorsitzende des Petitionsaus-

schusses im Landtag profitieren.
Nach ihren Worten sieht sie ihre
Aufgabe in der Unterstützung der
Anliegen und Interessen der Ver-
triebenen und Aussiedler aber
auch darin, die öffentliche Wahr-
nehmung und Wertschätzung „die-
ser für Bayern so wichtigen Bevöl-
kerungsgruppen zu fördern“. Hier-

an anknüpfend, sprach Knauer das
Thema „Rentengerechtigkeit“ an.
Die Spätaussiedler seien hier, so
der BdV-Vorsitzende, „durch Ein-
schnitte seit den 90er Jahren erheb-
lich schlechter gestellt als die übri-
ge Bevölkerung und
müssten häufig Hilfe
aus den Sozialkassen
beantragen“. Die Be-
auftragte sicherte zu,
sich dieses Themas
weiter anzunehmen, und erinnerte
an eine diesbezügliche Bundesrats-
initiative der Bayerischen Staatsre-
gierung im vergangenen Jahr, die
leider keine Mehrheit in der Län-
derkammer gefunden habe.

Die Vertreter der Vertriebenen
und Aussiedler zeigten sich erfreut
über „die großartige Unterstützung
ihrer Arbeit und Belange seitens
des Freistaats“, die bundesweit ih-
resgleichen suche. Dabei wurde

auch der Wunsch geäußert, den
Schüleraustausch mit den Her-
kunftsgebieten der Vertriebenen
und Aussiedler auszubauen, wobei
die Landsmannschaften auch ihrer-
seits verstärkt auf die Jugendarbeit
setzen würden. Mehrheitlich ho-
ben die Anwesenden hervor, wie
gut sich das Verhältnis zu den

Nachbarn im Osten mittlerweile
entwickelt habe und auf wie viel
Verständnis ihre Anliegen dort sto-
ßen. Entsprechend hätten die
Landsmannschaften auch ihr Enga-
gement in den Heimatgebieten und

den Kulturaustausch forciert.
Gleichzeitig bedauerten sie, dass
die Deutschen nur wenig über den
Osten Europas wüssten und forder-
ten, dass die geschichtlichen
Hintergründe der Vertreibung und
die gemeinsame Geschichte der
Deutschen und ihrer östlichen
Nachbarn stärker Eingang in den
Schulunterricht finden. Alle Ge-
sprächspartner zeigten sich zuver-
sichtlich, dass der Freistaat Bayern

auch in diesem Bereich eine Vorrei-
terrolle übernehmen wird.

Das zurückgehende Interesse an
der Geschichte Ostdeutschlands
sowie dem Schicksal der Vertriebe-
nen und Aussiedler führt zu einer
drastischen Abnahme der Mitglie-
der bei den Vertriebenenverbänden
und Landsmannschaften. Um vor

diesem Hintergrund die Möglich-
keiten einer Zusammenarbeit zu
erörtern und Synergieeffekte der
Verbandsarbeit über Landesver-
bandsgrenzen hinweg auszuloten,
kamen die Vorstände der BdV-Lan-

desverbände
von Hessen
und Rhein-
land-Pfalz zu
einem mehr-
stündigen und

intensiven Gedankenaustausch in
Wiesbaden zusammen.

Der hessische BdV-Landesvorsit-
zende Siegbert Ortmann verwies
eingangs darauf, dass eine solche
Zusammenarbeit aber auch bedeu-
te, zu versuchen, miteinander Ziele
zu erreichen, die der einzelne Ver-
band allein nicht erreichen könne.
Beispielsweise gelte dies für die in-
tensivere Behandlung der Thema-
tik von Flucht, Vertreibung und De-

portation in den Lehrplänen für das
Fach Geschichte an den Schulen
und die stärkere Berücksichtigung
der Bedürfnisse und Leistungen
der Heimatvertriebenen und Spät-
aussiedler in der Integrationspolitik
der Bundesländer. Aber auch die
institutionelle Förderung des Bun-
des der Vertriebenen, die in Hessen
vorbildlich gelöst sei,  müsse flä-
chendeckend in den einzelnen
Bundesländern gewährleistet sein,
so Ortmann. Der Vorsitzende des
BdV-Landesverbands Rheinland-
Pfalz, Tobias Meyer, sprach sich für
einheitliche und verständliche Vi-
sionen der Vertriebenenorganisa-
tionen über Landesgrenzen aus,
mit der sich alle BdV-Mitglieder in
dieser Republik identifizieren
könnten. Nur daraus entstehe ein
„Wir-Gefühl“ bei der Zusammenge-
hörigkeit und damit ein gemeinsa-
mer Schulterschluss der Politik
gegenüber, ist Meyer überzeugt. Die
beiden BdV-Landesvorsitzenden
sprachen sich für regelmäßige sol-
che Treffen aus, denn der Schlüssel
für gute und erfolgreiche Zu-
sammenarbeit sei der stetige re-
spektvolle und vertrauensvolle
Umgang untereinander.

Die vom hessischen BdV-Landes-
verband ausgebaute Sparte zu den
regelmäßigen verständigungspoliti-
schen Aktivitäten in den ehemali-
gen deutschen Siedlungsgebiete in
Ost- und Südosteuropa könne auch
vom rheinland-pfälzischen Nach-
barverband genutzt werden, zumal
die entsprechenden Bundesförder-
richtlinien ein solches Miteinander
geradezu vorschrieben, waren sich
Ortmann und Meyer einig. Eine
Zusammenarbeit sei aber auch bei
gemeinsamen vertriebenenspezifi-
schen Gastausstellungen im Haus
der Heimat in Wiesbaden und bei
der Ausrichtung der alljährlichen
Kulturellen Sommer- und Winterta-
ge vorstellbar.

Meyer war am 20. Juni, dem Na-
tionalen Gedenktag für Flucht und
Vertreibung, Gast der CDU-Frak-
tion im rheinland-pfälzischen
Landtag. Er sagte der Fraktion seine
Unterstützung bei der Forderung,
nach bayerischem Vorbild einen
Landesbeauftragten für Heimatver-
triebene und Spätaussiedler zu
schaffen, zu. J.H.
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Großgrundbesitz
des Bundes

Bonn – Die für die Bundesliegen-
schaften zuständige Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben verfügt
über 25700 unbebaute Grundstük-
ke mit einer Gesamtfläche von rund
87000 Hektar – ohne land- und
forstwirtschaftliche Flächen. Davon
befinden sich knapp drei Millionen
Quadratmeter in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt/M., Hamburg, Köln, Mün-
chen und Stuttgart. J.H.

Starke Zeichen aus Bayern
Neue Beauftragte der Staatsregierung für Aussiedler und Vertriebene trifft Verbandsvertreter

63 Millionen
für Gutachten

Berlin – Bundesministerien und
nachgeordnete Behörden haben im
vergangenen Jahr für insgesamt 394
Gutachten rund 63 Millionen Euro
ausgegeben. Das sind im Schnitt
knapp 160000 Euro pro Gutachten.
Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage
der AfD-Fraktion hervor. Darin listet
die Regierung auf 436 Seiten die
einzelnen Studien und deren Auf-
traggeber auf. Die Untersuchungs-
gegenstände sind höchst vielfältig.
So beschäftigt sich ein Gutachten
mit den „Effekten von Moscheebe-
suchen bei Nicht-Muslimen“, eines
mit den „Erfahrungen in der Bil-
dungsarbeit gegen Antisemitismus
mit muslimischen Jugendlichen“,
eines mit „Parteipräferenzen von
Zuwanderern“, eines mit der „Stär-
kung politischer Diskurse in der di-
gitalen Demokratie“, ein anderes
mit den „Ökonomischen Effekten
eines Brexit für die deutsche und
europäische Wirtschaft“ und wie-
der ein anderes liefert eine „Fallana-
lyse zu Sexuellem Missbrauch von
Kindern und Jugendlichen in der
DDR“. Zu den eher überflüssig er-
scheinenden Studien gehören sol-
che über „Rahmenbedingungen für
Windenergie in Iran“, die „Mögliche
Identifizierung streng geschützter
Reptilien der Art Lygodactylus willi-
Amsi“, die „Nutzung von Pollenda-
ten für die Expositionsabschätzung
von Nichtzielschmetterlingen“ oder
auch eine „Analyse des Potentials
und der Markteintrittsbarrieren für
die Nutzung von Photovoltaikanla-
gen in Kirgistan“. J.H.

Islam kontra Grundgesetz
Koran, Hadithe und Scharia haben für jeden Muslim Vorrang vor allen anderen Gesetzen und Regeln

Vertreter des Zentralrats der
Muslime in Deutschland ha-
ben an der mehrtägigen

Konferenz der hochrangigen EU-
Gruppe zur Bekämpfung von Ras-
sismus, Fremdenfeindlichkeit und
Intoleranz in Brüssel teilgenom-
men. Mit seiner Einladung hat aus-
gerechnet das Direktorat für
Grundrechte und Rechtsstaatlich-
keit der Europäischen Kommission
den Bock zum Gärtner gemacht.
Denn die Kairoer Erklärung der Or-
ganisation der Islamischen Konfe-
renz betont den Vorrang der religi-
ösen Dokumente des Islam vor al-
len weltlichen Regelungen und den
Menschenrechten.

Artikel 4 des Grundgesetzes ent-
hält die Glaubensfreiheit, welche
die religiöse wie auch die weltan-
schauliche Überzeugung ein-
schließlich des Atheismus schützt.
Im Mittelpunkt steht die Religions-
freiheit. Sie wird vorbehaltlos ge-
währleistet. Einschränkungen sind
nur möglich, wenn andere Rechte
oder Werte der Verfassung der Reli-
gionsausübung entgegenstehen.
Damit hat dieses Grundrecht im
Verhältnis zu anderen Grundrech-
ten einen sehr großen Schutzbe-
reich. Da nach dieser Regelung alle
Religionen gleichberechtigt sind,
kann sich jeder auf dieses Recht be-

rufen, egal welcher Religion oder
Staatsbürgerschaft er angehört.

Bei der Aufnahme dieses umfas-
senden Grundrechts, das Ausdruck
der Liberalität des Grundgesetzes
sein sollte, konnten die Schöpfer
des Grundgesetzes 1949 nicht ah-
nen, dass fast sieben Jahrzehnte
später auf dem Territorium
Deutschlands mehrere Millionen
Muslime leben, deren Religion von
der christlichen, aber auch von den
anderen hier vertretenen Religio-
nen in wesentlichen Punkten ab-
weicht. Die Anhänger des Islam be-
rufen sich dennoch mit Nachdruck
auf die Religionsfreiheit in
Deutschland. Das führt zu Reibun-
gen und Konflikten.

Der moslemische Glaube beruht
insbesondere auf dem Koran. Das
sind die Aufzeichnungen des Pro-
pheten Mohammed über seine Ein-
gebungen, die er in Mekka bis 622
und danach in Medina von Allah
erhalten haben will. Neben dem
Koran spielen als Quelle auch die
Hadithe eine wesentliche Rolle.
Das sind Erzählungen und Berichte
von Dritten über Aussprüche und
Handlungen des Propheten, aber
auch über andere Personen aus sei-
nem Umfeld.

Die darin niedergelegten Gebote,
hauptsächlich aber Verbote, gelten

heute, 14 Jahrhunderte danach, un-
verändert weiter. Im Unterschied
zu anderen Religionen wurde und
wird im Islam eine Anpassung an
die Entwicklung untersagt. Der
muslimische Glaube lässt keinen
Widerspruch und keinen Zweifel
am heiligen Wort des Propheten zu.
Die Aufklärung, die das geistige Le-
ben in Europa grundlegend verän-
dert hat und mit Persönlichkeiten
wie Voltaire, Luther und Kant in
Verbindung ge-
bracht wird, ist nie
bis zum Islam
durchgedrungen.

Ein wesentli-
ches Ergebnis der
Aufklärung war
die Trennung von
Staat und Kirche. Dieses Konzept
der Säkularisation liegt auch dem
Grundgesetz zugrunde. Es besagt,
dass Kirche und Staat jeweils ihre
eigenen Angelegenheiten verwal-
ten, sich nicht in die Dinge des je-
weils anderen einmischen, sondern
sich gegenseitig in Neutralität be-
gegnen. Die Säkularität ist ein un-
verwechselbares Merkmal eines
modernen Staates. Sie ist die
Grundvoraussetzung dafür, dass
verschiedene Religionen innerhalb
eines Staates gleichberechtigt und
friedlich nebeneinander existieren.

Ohne sie sind die Neutralität des
Staates gegenüber den auf seinem
Territorium bestehenden Religio-
nen und die erforderliche Toleranz
auch zwischen den Religionen
nicht denkbar.

Anders verhält es sich im Islam.
Er hat diese Trennung nie vollzo-
gen. Überall, wo der Islam Staatsre-
ligion ist, haben Koran, die Hadithe
und die Scharia als islamische Re-
geln eindeutig den Vorrang. Die von

57 Staaten unter-
zeichnete Kairoer
Erklärung der Or-
ganisation der Is-
lamischen Konfe-
renz von 1990 legt
unmissverständ-
lich fest, dass die-

se religiösen Dokumente des Islam
den Vorrang vor den Menschen-
rechten und anderen weltlichen
Regelungen haben. Deshalb haben
jene islamischen Staaten, die men-
schenrechtliche Konventionen der
UN unterzeichnet haben, regelmä-
ßig einen Vorbehalt über den Vor-
rang islamischen Rechts im Ver-
hältnis zu den Grund- und Men-
schenrechten eingelegt, womit die
Verbindlichkeit dieser Verträge von
den islamischen Staaten faktisch
unterlaufen wird. In den meisten is-
lamischen Staaten ist deshalb auch

weder an Neutralität noch Toleranz
im Verhältnis zu anderen Religio-
nen zu denken. Erinnert sei bei-
spielsweise an die systematische
Verfolgung der christlichen Minder-
heit in solchen Staaten. Tief verwur-
zelt ist bei den Moslimen vor allem
der Antisemitismus, der auf die
Auseinandersetzungen von Mo-
hammed mit den Juden in Medina
zurück geht.

So ist der Islam heute eine der
Vergangenheit verhaftete, vielfach
lebensfremde Religion, die den
Gläubigen zahlreiche Verbote aufer-
legt und ihnen somit die Anpassung
an andere, ihnen fremde Kulturen
erschwert beziehungsweise unmög-
lich macht. Die Folge erleben wir in
deutschen Großstädten, nämlich
die Absonderung von der Mehr-
heitsgesellschaft sowie die Bildung
von islamischen Parallelgesellschaf-
ten mit einer illegalen Paralleljustiz,
in der sogenannte Friedensrichter –
unter Umgehung deutschen Rechts
– nach islamischem Kodex ent-
scheiden und welche die deutsche
Polizei und Justiz nicht selten ohn-
mächtig zuschauen lässt.

Koran und Scharia haben für je-
den Muslim – unabhängig von sei-
nem Aufenthaltsort – absolute Gel-
tung und deshalb auch Vorrang vor
jeder staatlichen Ordnung. Das gilt

grundsätzlich auch für die in
Deutschland lebenden Muslime.
Damit sind Konflikte im Zu-
sammenleben der Muslime mit der
staatlichen Ordnung und mit Men-
schen anderer Konfessionen pro-
grammiert.

Der Islam lässt, im Unterschied
zu anderen Religionen, auch keine
Abkehr von der eigenen Religion
zu. Wer als Muslim geboren wurde,
muss mit schweren Strafen bis zur
Todesstrafe rechnen, wenn er den
Islam verlassen oder zu einer ande-
ren Religion wechseln will: „Wer
sich aber (vom Glauben) abkehrt
und ungläubig bleibt, den wird Al-
lah mit der größten Strafe strafen“
(Sure 88, Vers 23 und 24).

Grundgesetz und Koran sind so-
mit beide verbindliche Handlungs-
anweisungen über das Zusammen-
leben von sozialen Gemeinschaf-
ten. Der Unterschied zwischen ih-
nen ist jedoch gravierend. Das
Grundgesetz verkörpert eine mo-
derne, freiheitliche, demokratische
Verfassung, welche die Entfaltung
der Persönlichkeit des Einzelnen
ermöglichen soll. Der Koran dage-
gen verlangt die Anwendung von
religiösen Regeln aus längst ver-
gangener Zeit und setzt auf blin-
den Gehorsam und Zwang.

Gerd Seidel

MELDUNGEN

AKT U E L L

Vorreiterrolle: Sylvia Stierstorfer im Gespräch mit den bayerischen Verbandsvertretern Bild: BdV Bayern

BdV-Landesverbände Hessen und
Rheinland-Pfalz erörtern Zusammenarbeit

Islamischer Kodex
setzt staatliche Ordnung

außer Kraft
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Bahn hat aus
Stürmen gelernt

Lüneburg – Die Deutsche Bahn hat
in der vergangenen Woche einen
„Aktionsplan Vegetation“ vorge-
stellt. Damit will das Unternehmen
darauf reagieren, dass „als Folge des
Klimawandels“ immer häufiger
Stürme auftreten. Infolge der Ereig-
nisse um die Stürme „Xavier“ und
„Herwart“ im Oktober 2017 arbei-
tet die Bahn an einer Weiterent -
wick lung der Präventions- und Ve-
getationsstrategie, um zukünftig
Einschränkungen beispielsweise
durch in Gleisbereiche und Ober-
leitungen gestürzte Bäume deutlich
zu reduzieren. So will sie „nach Ex-
tremwetterereignissen“ unter ande-
rem Hubschrauber einsetzen, um
das Ausmaß des Ereignisses zu er-
fassen und zu bewerten. Zur Prä-
vention will die Bahn noch in die-
sem Jahr 150 Forstexperten mit
Spezialtechnik den Zustand von
Bäumen und Pflanzen entlang der
Gleise erfassen lassen. J.H.

Erstmals mietet die Bundeswehr
für rund eine Milliarde Euro fünf
bewaffnungsfähige Drohnen des
Typs Heron (Reiher) TP vom is-
raelischen Hersteller Israel Aero-
space Industries (IAI) an. Die
Wartung übernimmt Airbus.
Außerhalb des Einsatzes sollen
die Drohnen in Israel stationiert
werden.

Der Bundestag hat ein militäri-
sches Geschäft im Wert von einer
Milliarde US-Dollar mit Israel ge-
nehmigt, um mehrere Heron-TP-
Drohnen, die von Israel Aero -
space Industries hergestellt wur-
den, zu pachten. Israels Premier-
minister Benjamin Netanjahu lob-
te Bundesregierung und Bundes-
tag für die Zustimmung zu dem
Abkommen. „Dies ist ein großer
Beitrag für die israelische Sicher-
heitsindustrie und für die israeli-
sche Wirtschaft. Der riesige Deal
ist Ausdruck der strategischen
Partnerschaft zwischen Deutsch-
land und Israel und zeigt das Po-
tenzial der israelischen Industrie,
auch mit Ländern wie Deutsch-
land ins Geschäft zu kommen“,
sagte er israelischen Medien. Laut
Berichten dieser Medien beinhal-
tet das Geschäft eine Zahlung von
zirka 720 Millionen US-Dollar an
IAI für das Anmieten der Droh-
nen und weiteren 180 Millionen
Dollar direkt an die Regierung Is-
raels für die Nutzung von Flughä-
fen und anderen Infrastrukturen
der Luftwaffe. 

Die Heron TP sind die fort-
schrittlichsten Drohnen von IAI.
Sie können 40 Stunden in der
Luft stehen. Ihr maximales Start-
gewicht beträgt 11685 Pound, ih-
re Nutzlast 2204 Pound, wobei
ein Pound knapp einem halben
Kilo entspricht. Sie können so-
wohl für Aufklärungs- als auch
für Kampf- und Unterstützungs-
maßnahmen eingesetzt werden
sowie Luft-Boden-Raketen tragen,
um feindliche Ziele auszuschal-
ten. Allerdings sollten die jetzt
angemieteten Drohnen zunächst
keine Waffen führen.

Bundesverteidigungsministerin
Ursula von der Leyen bezeichnete

das Anmieten der Drohnen als
ein „wichtiges Signal“ für die
deutsche Armee, da die Drohnen
Bilder mit besserer Auflösung lie-
ferten, längere Distanzen flögen
und die Bundeswehr mit nach-
richtendienstlichen Fähigkeiten
und Unterstützung versorgen
könnten für ihre Missionen auf
der ganzen Welt. Bereits im Jahr

2009 lieferte IAI Heron-1-Syste-
me an die deutsche Luftwaffe, die
sechs Monate später in Betrieb
genommen wurde und seitdem in
großem Umfang in Zusammenar-
beit mit Airbus, das die Wartung
der Drohnen übernimmt, zur voll-
sten Zufriedenheit eingesetzt
wurden.

Der Geschäftsanschluss erfolgte
wenige Monate, nachdem IAI ein

neues Büro in Berlin eröffnet hat-
te, um das wachsende Geschäft
auf dem europäischen Markt ab-
zuwickeln. Das Büro ersetzte das
Pariser Büro „aufgrund der zen-
tralen Rolle Deutschlands in Eu-
ropa und seiner starken Allianz
mit Israel“, hieß es in einer Stel-
lungnahme der IAI. Deutschland
gilt als wichtiger europäischer

Markt und als Partner für die Zu-
sammenarbeit mit Israels Rüs-
tungs- und Luftfahrttechnologie.

„Wir sehen Europa im Allge-
meinen und Deutschland im Be-
sonderen als Märkte mit hohem
Potenzial für militärische und zi-
vile Lösungen“, sagte der IAI-Vi-
zepräsident für Marketing, Eli Al-
fassi, der „Jerusalem Post“ und
weiter: „Die Eröffnung des Berli-

ner Büros ist Teil unserer Marke-
tingstrategie, um unsere technolo-
gischen Lösungen unseren Kun-
den näherzubringen und sie in
hoher Qualität und in Echtzeit an
ihre Bedürfnisse anzupassen.“

Über die Beschaffung von Mu-
nition und die Ausbildung deut-
scher Soldaten für den Einsatz
der Waffen soll auf Wunsch der

SPD erst später entschieden wer-
den, nach einem Meinungsbil-
dungsprozess, wie es heißt. Was
dies bedeutet, ließ man offen. In
der vergangenen Legislaturperio-
de war die Beschaffung der He -
ron TP überraschend am Wider-
stand der SPD gescheitert. Die
Heron TP ist als Übergangslösung
gedacht, bis frühestens 2025 eu-
ropäische Drohnen einsatzbereit

sein sollen. Der Vertrag für He-
ron TP soll bis 2027 laufen.

Der US-Konzern General Ato-
mics, der das Konkurrenzmodell
Predator B baut, hatte vergeblich
gegen die Entscheidung des deut-
schen Verteidigungsministeriums
für Heron TP geklagt. Das Ministe-
rium begründete seinen Ent-
schluss damit, dass Israel bereit

sei, der Bundeswehr einen tiefen
Einblick in die technischen Daten
des Geräts zu gewähren. Predator
B wäre dagegen mit einer soge-
nannten Black Box geliefert wor-
den, in welche die Deutschen
nicht hätten hineinschauen kön-
nen. Zudem arbeite die Bundes-
wehr seit Jahren mit dem Vorgän-
germodell Heron, was die Umstel-
lung erleichtere. Bodo Bost

Eine Milliarde Euro für fünf Reiher
Bundestag beschließt die Anmietung von bewaffnungsfähigen, israelischen Drohnen des Typs Heron TP

Frauenanteil
beim Bund

Berlin – Von den insgesamt rund
261600 Bediensteten im Geschäfts-
bereich des Bundesverteidigungs-
ministeriums sind rund 19,9 Pro-
zent Frauen. Bei den Angestellten
machen die Frauen 40 Prozent aus,
der Frauenanteil bei den Beamten
beträgt 31, bei den Soldaten zwölf
Prozent. 7,52 Prozent der Offiziere
des Truppendienstes und 3,64 Pro-
zent der Offiziere des militärfach-
lichen Dienstes sind Frauen. Im Sa-
nitätsdienst sind bereits 43,9 Pro-
zent der Offiziere weiblich. Das
liegt daran, dass hier die Laufbahn
der Offiziere bereits im Jahr 1989
und die der Unteroffiziere im Jahr
1991 für Frauen geöffnet wurde. Bei
den Unteroffizieren mit Portepee
des Sanitätsdienstes liegt der Frau-
enanteil bei 44,9, in den übrigen
Bereichen bei 7,3 Prozent. Bei den
Unteroffizieren ohne Portepee liegt
der Frauenanteil im Sanitätsdienst
sogar bei 46,9, in den übrigen Be-
reichen bei 10,1 Prozent. J.H. 

DE U TS C H L A N D

Auf dem Militärflugplatz Tel Nof in Zentralisrael: Die von Israel Aerospace Industries (IAI) hergestellte Drohne Heron TP Bild: pa
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Glaubt man einigen Experten, wird
die Arbeitswelt der Zukunft wahr-
scheinlich so aussehen: Es gibt kei-
ne festen Berufsbilder mehr, keine
Festanstellungen, Aus- und Weiter-
bildung ist Privatsache, ebenso die
Kranken- und Rentenversicherung.
In den USA lebt eine wachsende
Anzahl von Menschen so – wie ein
Bühnenkünstler, der von Gig zu
Gig oder von Auftritt zu Auftritt
zieht.

Der Ausdruck „Gig Economy“
meint einen Teil des Arbeitsmark-
tes, in dem kleine Aufträge kurzfri-
stig an Selbstständige oder gering-
fügig Beschäftigte vergeben wer-
den. Als Vermittler fungieren Onli-
ne-Plattformen, deren Betreiber
von beiden Seiten Provisionen er-
heben und die Rahmenbedingun-
gen festlegen.

Es gibt zwei Erzählungen über
die Gig Economy. Die eine spricht
über den Zuwachs an Autonomie
und persönlicher Freiheit, die diese
Art des Arbeitens möglich macht.
Man kann sein kreatives Potenzial
ausschöpfen und dabei auch noch
gutes Geld dazuverdienen. Anhän-
ger dieser Position nehmen als Bei-
spiel gerne freie IT-Fachleute, Soft-

ware-Programmierer oder Desi-
gner und Werber, aber auch klassi-
sche Freiberufler wie Anwälte oder
Unternehmensberater. 

Die zweite Erzählung verweist
auf die Situation von freien Fahr-
radkurieren, selbstständigen Ku-
rierfahrern und vielen anderen
Jobbern, die entweder das schlech-
te Gehalt ihres Hauptjobs aufbes-
sern müssen oder gezwungen sind,
komplett auf diese Art ihren Le-
bensunterhalt zu erwirtschaften.
Oft müssen sie im Schichtsystem
arbeiten und kurzfristig auf Abruf
verfügbar sein. Ihre Arbeitszeit
wird genauso erfasst wie die von
Festangestellten. Sie sind jederzeit
ersetzbar, arbeiten ohne Kündi-
gungsschutz, soziale Absicherung
und müssen ihre Versicherungen
selber bezahlen. 

Wie weit diese Art der Arbeit
verbreitet ist, ist umstritten. Das 
McKinsey Global Institute befragte
2016 rund 8000 Menschen in den
USA, Großbritannien, Deutschland,
Schweden, Frankreich und Belgien.
Als Ergebnis schätzte McKinsey,
dass die sogenannte unabhängige
Arbeiterschaft in den USA und in
der EU zwischen 20 und 30 Pro-
zent der Erwerbstätigen ausmacht. 

Experten wie Holger Bonin (sie-
he Zeitzeugen-Spalte links) hinge-
gen halten den Anteil dieser Jobber
für viel geringer. „Es ist nicht ein-
fach, an präzise Daten zu kommen,
aber wir gehen davon aus, dass in
den USA die Gig Economy nur
0,5 Prozent der Jobs ausmacht“,
sagte er der deutschen Wirtschafts-
zeitschrift „Brand eins“. In
Deutschland seien es noch weniger.
Amerikanische Verhältnisse sieht
er hierzulande nicht heraufziehen,
da in Deutschland das Bildungsni-
veau und die Produktionsweisen
andere seien. 

Das U.S. Bureau of Labor Statis-
tics des US-amerikanischen Ar-
beitsministeriums stellte in seinen
jüngsten Veröffentlichungen für
2017 fest, dass der Anteil von Gig-
Arbeitern 10,1 Prozent betragen ha-
be und der Anteil unabhängiger
Vertragsarbeit 6,9 Prozent. 2005
hatten die Vergleichswerte noch
10,5 Prozent beziehungsweise
7,5 Prozent betragen. Vor dem
Hintergrund des anhaltenden Auf-
schwungs scheint die Gig Economy
in den USA also schon wieder an
Bedeutung verloren zu haben.

Die Einschätzung der Bedeutung
der Gig Economy hängt jedoch

nicht nur davon ab, wie groß die in
ihr beschäftigte sogenannte unab-
hängige Arbeiterschaft ist, sondern
auch davon, welche Bedeutung die-
se Beschäftigung für den genannten
Bevölkerungsteil hat. Aufgrund der
obengenannten Umfrage hat 
McKinsey geschätzt, dass etwa die
Hälfte die Gelegenheitsarbeit als
zusätzliche Geldquelle nutzt. Nach
einer Studie der US-Notenbank er-
wirtschaften nur fünf Prozent der
Gig-Arbeiter mehr als die Hälfte
des Familieneinkommens. Für alle
anderen sei es ein Nebenverdienst,
der bei drei Vierteln der Befragten
keine zehn Prozent des Einkom-
mens ausmache. Und der durch-
schnittliche Gig-Arbeiter arbeite
gerade einmal fünf Stunden im Mo-
nat auf diese Art. 

Abgesehen davon, dass der
Trend zumindest derzeit wieder in
Richtung klassischer Arbeitsver-
hältnisse zu laufen und die Be-
schäftigung in der Gig Economy
für viele nur eine zusätzliche Ein-
nahmequelle zu sein scheint, wer-
den die Online-Vermittler immer
stärker reguliert, um den Arbeits-
Anbietern dort mehr Rechtssi-
cherheit und Schutz vor Willkür
zu bieten. Friedrich List

Selbstständige hat es zu allen
Zeiten gegeben. Nie gehör-
ten dazu nur erfolgreiche

und wohlhabende Menschen,
sondern auch Habenichtse, die
sich mühsam über Wasser halten.
Es gibt sie in den klassischen Be-
rufsgruppen, also bei den Anwäl-
ten, Handwerkern, Ärzten oder in
den künstlerischen Berufen. Aber
es gibt auch selbstständige Ku-
rierfahrer. 

Bislang ist die Zahl der Freibe-
rufler vergleichsweise gering,
feste Arbeitsverhältnisse sind
hingegen die Norm. Die Mehrheit
der Deutschen arbeitet immer
noch in festen Arbeitsverhältnis-
sen mit sozialer Absicherung und
geregelten Arbeitszeiten. 

Allerdings hat die Politik ver-
sucht, das zu ändern. Die Freibe-
ruflichkeit, gar die Geschäfts-
gründung, gilt seit den 1990er
Jahren als guter Ausweg aus der

Arbeitslosigkeit. Mit Konstruktio-
nen wie der „Ich-AG“ und günsti-
gen Krediten für Gründer ver-
suchte die Politik, dieser neuen
Kultur der Selbstständigkeit zum
Durchbruch zu verhelfen. Das
führte dann zu Erscheinungen
wie dem Gastwirt, der seine Ti-

sche an selbstständige Kellner
verpachtete, um so seine Arbeit-
geberanteile an Sozial- und Kran-
kenversicherung einzusparen. 

Der Begriff „Gig Economy“ ent-
stand um 2009 in den USA auf
dem Höhepunkt der Finanzkrise.
Viele Menschen, die ihre Vollzeit-
stelle verloren, mussten nun viele

kleine Jobs annehmen, um wirt-
schaftlich zu überleben. 2009
wurde auch die Fahrdienstver-
mittlung Uber gegründet, gefolgt
von der Wohnungsvermittlung
Airbnb. Der Trend, eine Vollzeit-
stelle in viele befristete Jobs um-
zuwandeln, verstärkte sich. Im
Internet entstanden für zahlrei-
che Branchen ähnliche Vermitt-
lungsplattformen, die Arbeitssu-
chende und Auftraggeber zusam-
men brachten. Inzwischen kann
man Software-Entwicklungen,
Produkttests oder Werbetexte ge-
nauso online buchen wie Hand-
werker oder Haushaltshilfen.
Und es gibt die sogenannten Mi-
cro-Jobs, zeitlich befristetete
Handlangertätigkeiten, die eben-
falls über Online-Plattformen
vermittelt werden. Für viele ist
das ein Zuverdienst, der das re-
guläre Einkommen aufbessern
soll. F.L.

Zeitzeugen

Wer im Internet nach Infor-
mationen über die Gig

Economy sucht, stößt immer mal
wieder auf Geschichten wie die
von Shadi Allababidi Paterson.
Paterson ist ein britischer Mar-
keting-Spezialist, der sich mit
seinem Unternehmen darauf
spezialisiert hat, Firmen bei der
Projektfinanzierung durch das
sogenannte Crowdfunding zu
unterstützen. Crowdfunding ist
eine relativ neues Finanzie-
rungsmodell, das über Internet-
plattformen Geld von Investoren
sammelt. 

Paterson begann seine Tätig-
keit als Ein-Mann-Unterneh-
men. Er wollte leben und arbei-
ten, wo es ihm gefällt, und ver-
marktete seine Fähigkeiten über
Vermittlungsplattformen im In-
ternet. Über sie finden selbst-
ständige IT-Experten, die etwa in
Asien leben, Kunden in Europa
oder Nordamerika. Auftragser-
teilung, Abwicklung und Bezah-
lung laufen üben den Plattform-
betreiber, der dafür von beiden
Parteien Provision erhebt. 

Paterson passierte nun etwas,
das jedem Freiberufler passieren

kann. Er geriet an einen Kunden,
der schlecht organisiert war. Ob-
wohl er praktisch sofort mit sei-
nem Projekt beginnen sollte, be-
kam er kaum Informationen
über seine Aufgabe. Er hakte
nach, bekam aber nur auswei-
chende Antworten. Irgendwann
merkte er, dass sein Fast-Kunde
begonnen hatte, ihn über die
Vermittlungsplattform und über
den Online-Nachrichtendienst
Twitter anzuschwärzen. Man
hatte zahlreiche Kunden von Pa-
terson wie auch den Plattform-
betreiber kontaktiert und sich
über seine schlechte Arbeitsmo-
ral ausgelassen. Paterson wurde
im Ranking herabgestuft, dann
gesperrt. Die Plattform behielt
sein Geld ein. Paterson be-
schwerte sich und schrieb im
Online-Magazin „Medium“ über
seine Erlebnisse. Nun gingen die
Anwälte des Plattformbetreibers
auf ihn los, während sein Fast-
Kunde in den sozialen Medien
attackiert wurde. Am Ende be-
kam Paterson sein Geld, musste
aber Verweise auf die anderen
Beteiligten aus seinen Artikeln
entfernen. F.L.

Holger Bonin – Der Professor für
Volkswirtschaftslehre an der Uni-
versität Kassel leitet den Bereich
„Arbeitsmärkte“ am Mannheimer
Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung. Für ihn ist die
Arbeit bei Uber eine Form der
Scheinselbstständigkeit, da Uber
alle Details des Vertrages zwischen
Fahrer und Fahrgast regele, und ei-
ne Regulierung derartiger Plattfor-
men hält er für dringend nötig. 

James Bloodworth – Der britische
Journalist recherchierte für sein
dieses Jahr erschienenes Buch
„Sechs Wochen undercover“ von
2016 bis 2017 verdeckt in der Gig
Economy. In dieser Zeit arbeitete er
als freier Fahrer beim Fahrdienst
Uber, im britischen Verpackungs-
zentrum von Amazon und als Pfle-
gekraft in Blackpool. In seinem
Buch beschreibt er eine Arbeits-
welt, in der schlecht bezahlte Frei-
berufler weniger Rechte haben als
Festangestellte. 

Gianpiero Petriglieri – Der außer-
ordentliche Professor für Organisa-
tionsverhalten an der 1959 in
Frankreich gegründeten privaten
Insead-Wirtschaftshochschule mit
Niederlassungen in Europa, Asien
und dem Nahen Osten sieht in der
Gig Economy die Arbeitswelt der
Zukunft. Zwar erkennt er die Risi-
ken, aber es liegt seines Erachtens
am Einzelnen, wie er seine Lage
meistert. 

Philipp Benkler – Das von ihm ge-
gründete Unternehmen Testbirds
prüft Software vor der Markeinfüh-
rung auf Herz und Nieren. Für Test-
birds arbeiten etwa 100 Festange-
stellte und die unvorstellbare Zahl
von 250000 frei en Mitarbeitern in
193 Ländern. Im Schnitt verdienen
Tester zwischen 20 und 30 Euro im
Monat. Die fleißigsten kommen auf
einen vierstelligen Betrag pro Jahr.
Aber die weitaus meisten Mitglie-
der der Test-Community sind nicht
aktiv.

Travis Kalanick – Der 1976 in Los
Angeles geborene US-amerikani-
sche Unternehmer gründete 2009
mit Garrett Camp den Fahrdienst
Uber und war bis vergangenes
Jahr dessen Vorstandsvorsitzen-
der. Mit Uber wollten er und
Camp den Markt für Personenbe-
förderung revolutionieren: „Wir
befinden uns in einer politischen
Kampagne, in der der Kandidat
Uber heißt und der Gegner ein
Arschloch namens Taxi.“ 

Aus der Not geboren
Finanzkrise und Massenarbeitslosigkeit förderten die Gig Economy

Krisenphänomen oder Zukunft?
Welche Bedeutung der sogenannten Gig Economy beizumessen ist

Schattenseiten
der 

Gig Economy

Ein beneidenswerter Selbstständiger oder ein bedauernswerter Scheinselbstständiger? Kurier des Online-Lieferdienstes Deliveroo

»Gig Economy« als
Begriff entstand um
2009 in den USA

Shadi Allababidi 
Paterson
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Müller contra 
Volkswillen
Von THEO MAASS

Drohendem Machtverlust versuchen
europäische Linkspolitiker durch 
Missachtung des Volkswillens zu 

begegnen. Die mit vornehmlich repräsentati-
ven Funktionen betrauten Präsidenten
Österreichs und Italiens versuchten Einfluss
auf die Bildung von Mitte-Rechts Regierun-
gen ihrer Länder zu nehmen. Beide beließen
es letztlich bei symbolischen Handlungen. 

Der Regierende Bürgermeister von Berlin,
Michael Müller von der SPD, ist da einen
Schritt weiter. Die Abgeordneten seiner rot-
rot-grünen Regierung haben gerade im Par-
lament beschlossen, das Ergebnis einer
Volksabstimmung zu missachten. 

Beachtliche 56,4 Prozent der teilnehmen-
den Bürger hatten am 24. September 2017
für einen Weiterbetrieb des von der Schlie-
ßung bedrohten Flughafens Tegel votiert. Die
Gegenstimmen kamen – nicht gerade über-
raschend – vornehmlich aus Ost-Berliner
Plattenbauvierteln und Kreuzberg. 

Schon einen Tag später erklärte Müller
verklausuliert, dass ihn das Ergebnis der
Volksabstimmung nicht interessiere. Wäh-
rend der Parlamentssitzung demonstrierten
zahlreiche Taxifahrer pro Tegel vor dem Ge-
bäude. Das Ergebnis der Abstimmung ver-
sammelte alle anwesenden Vertreter der drei
linken Regierungsparteien hinter Müller. 

Aber auch die Opposition zeigte Geschlos-
senheit. Die von der FDP initiierte Volksab-
stimmung hatte maßgeblich zum Wiederein-
zug der Liberalen in das Parlament beigetra-
gen. Fraktionschef Sebastian Czaja: „Wenn
der Regierende Bürgermeister Michael Mül-
ler keine Lust mehr hat, dann soll er doch
endlich die Stadt freigeben … Wollen Sie uns
eigentlich verarschen?“ AfD-Fraktionsge-
schäftsführer Frank Christian Hansel sagte:
„Schaut auf diesen Senat! Liebe Berliner, er-
innert euch, wer hier die Verantwortung
trägt!“ und versuchte, mit dieser Wortwahl
an Ernst Reuters historische Rede zu erin-
nern. CDU-Generalsekretär Stefan Evers:
„Sie sollten sich schämen, das voraussichtli-
che Ergebnis ist eine Schande für dieses
Haus!“ Fast scheint es, dass die drei bürger-
lichen Parteien einmal mehr in Berlin zu
Gemeinsamkeiten finden. 

Die Versuche der Regierungsfraktionen,
die Oppositionsfraktionen gegeneinander
aufzuhetzen, fruchteten nicht. Der Grünen-
Abgeordnete Harald Moritz: „Der Volksent-
scheid wurde von der FDP missbraucht, alle
anderen Parteien haben verloren.“ Am Ende
könnte nur die Regierung der Verlierer sein. 

In Brandenburg war der Ministerpräsident
Dietmar Woidke immerhin so klug, seine
Kreisgebietsreform nicht gegen den Bürger-
willen durchzusetzen. Diese Einsicht scheint
seinem Parteigenossen Michael Müller nicht
zu kommen.

Immer mehr Berliner schauen sich
wegen steigender Mieten und hoher
Immobilienpreise in der Hauptstadt
nach einem Wohnsitz im Umland um.
Dabei wird allerdings häufig ein wich-
tiger Faktor übersehen. 

Laut aktuellem Postbank-Wohnatlas
2018 müssen viele Bewohner von Bal-
lungsräumen auch in den kommenden
Jahren mit weiter steigenden Immobi-
lienpreisen rechnen. Zusammen mit
dem Hamburgischen Weltwirtschafts-
institut (HWWI) hat die Postbank
untersucht, wo in Deutschland bis zum
Jahr 2030 Immobilien an Wert gewin-
nen oder verlieren werden. 

Ausgewertet wurden dazu Daten wie
die Bevölkerungsstruktur und Einkom-
mensentwicklung für 401 Städte und
Landkreise in ganz Deutschland. Dem-
nach wird für 181 Regionen eine fal-
lende Preistendenz prognostiziert, in
220 Regionen ist dagegen mit einem
Anstieg der Preise zu rechnen. 

Zu den zehn Gegenden, denen die
Experten den stärksten Wertzuwachs
zutrauen, rangieren allein acht süd-
deutsche Kreise und Städte. Spitzen-
reiter ist Heilbronn mit einer progno-
stizierten Preissteigerung von 2,99
Prozent pro Jahr. In der Spitzengruppe
der ersten zehn werden auch Cloppen-
burg in Niedersachsen (plus 1,82 Pro-
zent pro Jahr) und Potsdam aufgeführt.
Mit einer vorhergesagten jährlichen
Preissteigerung von 1,66 Prozent ran-
giert Brandenburgs Landeshauptstadt
sogar auf Platz 7. 

Im Kontrast dazu weist die Untersu-
chung viele Landkreise in den öst-
lichen Bundesländern als Gegenden
aus, in denen mit fallenden Immobi-
lienpreisen gerechnet werden muss.
Eine der Ursachen liegt insbesondere
in dem zu erwartenden Bevölkerungs-
rückgang. 

Vergleichsweise moderat fällt die
Prognose für Berlin aus: Die Postbank
geht für die deutsche Hauptstadt von
einem jährlichen Preisanstieg von 0,53
Prozent aus. Schon jetzt haben die ho-
hen Immobilienpreise in Berlin und
das vergleichsweise
noch günstig erschei-
nende Preisniveau im
Umland dazu ge-
führt, dass jedes Jahr
rund 10 000 Men-
schen mehr von der
Bundeshauptstadt ins
brandenburgische Umland ziehen, als
umgekehrt Brandenburger in die Me-
tropole wechseln. 

So kostete vergangenes Jahr Wohn-
eigentum in Berlin im Schnitt 3676
Euro je Quadratmeter, in Potsdam
wurden durchschnittlich 3241 Euro
bezahlt. In anderen Orten des soge-
nannten Berliner Speckgürtels fällt
der Preisunterschied wesentlich stär-
ker aus. Unter bestimmten Umstän-
den kann der Preisvorteil allerdings
schon innerhalb weniger Jahre aufge-
braucht sein. 

Das HWWI ermittelte für den Post-
bank-Wohnatlas nämlich auch die Ko-
sten für das Pendeln zu einem Arbeits-

platz in Berlin. Dabei stellte sich her-
aus, dass nur in Falkensee, Teltow und
Blankenfelde-Mahlow das Pendeln
auch nach mehr als 20 Jahren noch
günstiger ist als ein Immobilienkauf in
Berlin. Dem ohnehin ernüchternden
Befund liegt obendrein die Annahme
zugrunde, dass der Pendler nicht das
eigene Auto nutzt, sondern Bus und
Bahn. 

Im Falle von Falkensee ermittelte das
Hamburger Institut, dass der Preisvor-
teil einer Umland-Immobilie immer-
hin erst nach 28,9 Jahren aufgebraucht

ist, falls der Weg zum
Arbeitsplatz in Berlin
mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zurück-
gelegt wird. Nutzt der
Pendler jedoch ein
Auto, ist der Vorteil
der günstigen Immo-

bilien schon nach zwölf Jahren nicht
mehr vorhanden. 

Besonders gering ist der Preisvor-
teil im Fall der Landeshauptstadt
Potsdam. Aufgrund der hohen Immo-
bilienpreise ist die Ersparnis gegen-
über einem Kauf in Berlin bereits
nach 5,5 Jahren aufgezehrt, falls der
Weg zum Arbeitsplatz in Berlin mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln zu-
rückgelegt wird. Fährt der Pendler
mit dem Auto, sinkt die Zeitspanne
auf nur noch 2,6 Jahre ab. 

Generell schnitt in der Untersu-
chung das tägliche Auto-Pendeln bei
allen untersuchten brandenburgischen
Städten teurer ab, als die Nutzung von

Bus und Bahn. Die Forscher gingen bei
ihrer Berechnung der Pendlerkosten
von folgenden Annahmen aus: Im
Haushalt arbeitet eine Person in Ber-
lin und pendelt pro Jahr 220 Mal in
die Bundeshauptstadt. Bei den Stadt-
bewohnern gingen die Studienma-
cher davon aus, dass deren Fahrzeit
der eines Pendlers von dessen
Haustür zum Umlandbahnhof und
vom Berliner Hauptbahnhof zum Ar-
beitsplatz entspricht. Die Studie be-
rücksichtigte auch die Kosten für
Fahrkarten von Bus und Bahn sowie
für das Auto. 

Bei der Berechnung ging das Wirt-
schaftsinstitut zudem von den durch-
schnittlichen Preisen für eine 70 Qua-
dratmeter große Wohnung in Berlin
und im Umland aus. Gerade im Falle
Berlins und seines Umlands sind Im-
mobilienkäufer gut beraten, sich auch
die konkrete Verkehrsanbindung anzu-
sehen. 

Laut Daten des Amts für Statistik
Berlin-Brandenburg hat sich die Zahl
der Berufspendler in den vergangenen
20 Jahren um fast 70 Prozent erhöht.
Als Folge gehören für viele Pendler
mittlerweile Staus oder völlig überfüll-
te Züge zum Berufsalltag. Die Länder
Berlin und Brandenburg haben inzwi-
schen vereinbart, die Schienenwege in
acht Pendlerkorridoren auszubauen.
Die meisten dieser Projekte werden
allerdings frühesten ab dem Jahr 2030
zu einer deutlichen Verbesserung der
Verkehrsanbindung führen. 

Norman Hanert

Nur von 
ausgesuchten
Standorten aus
lohnt sich das 
Pendeln auch auf
längere Sicht: 
Pendler am 
Berliner Ostkreuz

Bild: Imago

Als Berlins Innenstaatsse-
kretär Torsten Akmann
(SPD) unlängst eine Stär-

kung der Fachaufsicht über den
Verfassungsschutz ankündigte,
schien dies nur die Umsetzung
von Expertenempfehlungen zu
sein. Doch dann erfolgte eine un-
erwartete Reaktion: Unmittelbar
nach einer Sitzung des Verfas-
sungsschutzausschusses im Ab-
geordnetenhaus reichte Bernd
Palenda, bisher Leiter des Berli-
ner Verfassungsschutzes, ein Ge-
such um Versetzung ein. Zuvor
hatte der Staatssekretär seinen
Plan vorgestellt, eine  neue „Ar-
beitsgruppe Kontrolle Verfas-
sungsschutz“ zu bilden, die di-
rekt in der Innenverwaltung an-
gesiedelt wird. 

Akmann verwies auf Erfahrun-
gen bei der Aufarbeitung des
NSU-Skandals. Diese hätten ge-
zeigt, dass eine zusätzliche ver-
waltungsinterne Kontrolle der Ar-
beit von Nachrichtendiensten er-
forderlich sei. Akmann will die

Arbeitsgruppe mit einem Aus-
kunfts- und Akteneinsichtsrecht
ausstatten. Bei Berlins Innenrevi-
sion war bislang nur ein Mitarbei-
ter für die Kontrolle der Kosten
des Verfassungsschutzes zustän-
dig. Mit der Verstärkung der Ge-
heimdienstkontrolle wird eine

Expertenempfehlung aufgegriffen:
In Deutschland haben sich bei
den Verfassungsschutzbehörden
zwei verschiedene Modelle eta-
bliert. 

Einige Bundesländer haben ei-
genständige Landesämter für Ver-
fassungsschutz eingerichtet. In
Berlin ist der Geheimdienst statt-
dessen in die Innenverwaltung in-
tegriert. Brandenburgs Verfas-
sungsschutz ist als Abteilung 5

ebenfalls Teil des Innenministeri-
ums. Mit Blick auf dieses Modell
hat eine Bund-Länder-Kommis-
sion empfohlen, die politische
Leitung durch eine weitere Kon-
trollinstanz zu unterstützen. 

Auch die Berliner CDU hat vor
Kurzem im Abgeordnetenhaus ei-
nen Antrag vorgelegt, der die
stärkere Kontrolle des Geheim-
dienstes durch einen „parlamen-
tarischen Beauftragten“ vorsieht.
Stephan Lenz, der verfassungs-
schutzpolitische Sprecher der
CDU, begründete den Vorstoß
seiner Partei damit, dass in Zei-
ten steigender Gefahren durch
Extremisten auch die Zahl ver-
deckter Überwachungsmaßnah-
men zunimmt. „Die parlamenta-
rische Kontrolle muss damit
Schritt halten“, so der CDU-Poli-
tiker Lenz.

Nimmt Innensenator Andreas
Geisel (SPD) Palendas Verset-
zungsgesuch an, wird Berlins Ver-
fassungsschutz einen anerkann-
ten Experten verlieren. N.H.

Palenda schmeißt hin
Chef des Berliner Verfassungsschutzes bittet um Versetzung

Wo Pendeln richtig teuer kommt
Berliner ziehen günstiger Hauspreise wegen ins Umland − Doch das lohnt sich oft gar nicht 

Mit nach Hause
Neues Bestattungsgesetz stößt auf Kritik

Brandenburgs rot-rote Regie-
rungskoalition will mit der

Neufassung des Bestattungsgeset-
zes neue Bestattungsformen er-
möglichen. Das bislang geltende
Gesetz schrieb vor, dass die To-
tenasche komplett beigesetzt wer-
den muss. Künftig soll es Angehö-
rigen erlaubt werden, einen klei-
nen Teil der Asche von Verstorbe-
nen mit nach Hause zu nehmen. 

Der Gesetzesentwurf erlaubt
die Entnahme einer geringfügigen
Menge der Totenasche, „wenn
dies dem schriftlich verfügten
Wunsch der verstorbenen Person
entspricht und der Verwendungs-
zweck dem sittlichen Empfinden
der Allgemeinheit nicht wider-
spricht“. Schon jetzt fertigen An-
bieter aus dem europäischen Aus-
land, etwa aus der Schweiz, aus
dem Kohlenstoff der Asche sogar
Diamanten.

Die evangelische und die katho-
lische Kirche hatten sich vehe-
ment gegen die Möglichkeit einer
Ascheentnahme ausgesprochen.

Martina Köppen, Leiterin des Ka-
tholischen Büros für Berlin und
Brandenburg, warnte davor, Ver-
storbene „zu einer Ware, zu einer
Sache zu machen, die von einem
Einzelnen in Besitz genommen
wird“. 

Martin Vogel, Länderbeauftrag-
ter der Evangelischen Kirche Ber-
lin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz, sprach von einem er-
sten Schritt in Richtung Privati-
sierung der Trauer: „Eine verstor-
bene Person kann ebenso wenig
wie eine lebende Person Eigen-
tum eines anderen Menschen
sein“, so der Theologe. Der evan-
gelische Bischof Markus Dröge
und der katholische Berliner Erz-
bischof Heiner Koch mahnten in
einer gemeinsamen Erklärung,
ein Mensch „sollte nicht zu einer
Sache gemacht werden, die von
einzelnen Personen in Besitz ge-
nommen wird“. 

Vertreter der Bestatterinnung
warben dagegen für neue Bestat-
tungsformen. N.H.

Offenbar ist es Protest
gegen ein neues 
Kontrollgremium

Goerzbahn 
zum Verkauf

Die Deutsche Bahn will das
Gelände der sogenannten

Goerzbahn verkaufen. Auf der
Strecke, die einen Autozulieferer
versorgt, rollen schon seit Mai
keine Züge mehr. Seitdem der
Autokonzern seine gefertigten
Teile nunmehr mit Lastwagen
transportiert, will die Deutsche
Bahn die Anlage „vermarkten“.
Dabei hat die Bahn die Goerz-
bahn 1995 zu einem symboli-
schen Preis erworben. Die seit
1981 einen Teil der Gleise und
den Lokschuppen nutzende AG
Märkische Kleinbahn, die dort
ein Museum betreibt, fürchtet,
die finanziellen Forderungen der
Bahn nicht erfüllen zu können. 

Die 1904 etablierte Goerzbahn
umfasste ursprünglich sechs Ki-
lometer und transportierte von
1919 bis 1945 außer Gütern auch
die Werksangehörigen vom Bahn-
hof Berlin-Lichterfelde bis zu ih-
ren Arbeitsstätten. Von 1946 bis
1994 nutzen auch die US-Streit-
kräfte die Bahn zur Versorgung
der nahe gelegenen Kasernen.

Frank Bücker

Die Fahrtkosten 
fressen den 

Preisvorteil auf

PR E U S S E N / BE R L I N
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MELDUNGEN

Verkaufen statt
verschwenden

Kopenhagen – Dänemarks Umwelt-
und Ernährungsminister Jakob El-
lemann-Jensen (Venstre) will den
Verkauf von Lebensmitteln im klei-
nen, privaten Rahmen vereinfa-
chen. So soll es möglich sein, vier
bis fünf Mahlzeiten in der Woche
zu verkaufen, ohne dass besondere
Anforderungen an den Verkäufer
gestellt werden. Nach den bisheri-
gen Regeln ist es erlaubt, zehnmal
im Jahr Essen an andere Personen
zu verkaufen, ohne dass man sich
als Lebensmittelunternehmen regi-
strieren lassen muss. Mit den neu-
en Regeln will Ellemann-Jensen er-
reichen, dass weniger Lebensmittel
verschwendet werden. J.H.

Das Südchinesische Meer gehört
zu den gefährlichsten Brennpunk-
ten der Weltpolitik. Jetzt ärgern
sich die USA über eine russisch-
chinesische „Polar-Seidenstraße“.

China beansprucht das Südchi-
nesische Meer in weiten Teilen als
Hoheitsgewässer, obwohl bereits
ein flüchtiger Blick auf die See-
karte zeigt, dass Länder wie vor
allem Vietnam oder die Philippi-
nen mit demselben Recht An-
sprüche geltend machen können.
Dazu kommt die Politik der USA,
die sich mit der aggressiven Prä-
senz ihrer Navy ebenfalls ins
Spiel bringen. Das vor allem führt
zu einer unmittelbaren Konfron-
tation der USA mit China, die sich
jederzeit entladen kann.

Was die Vereinigten Staaten im
Südchinesischen Meer, fernab ei-
gener Küsten und Hoheitsgewäs-
ser, bezwecken, ist offenkundig:
Dort wie anderswo auf dem Glo-
bus nutzen sie jede Gelegenheit,
sich wirtschaftliche oder strategi-
sche Vorteile zu verschaffen, oder
zumindest möglichen Konkurren-
ten solche Vorteile streitig zu ma-
chen. Das entspricht der Staatsrä-
son und der Weltsicht Washing-
tons und trägt seine Erklärung in
sich selbst.

Ein wenig vielschichtiger ist die
Betrachtungsweise von chinesi-
scher Seite. Im Gegensatz zu den
meisten westlichen Gesellschaf-
ten wirkt in China ein überaus
starkes Geschichtsbewusstsein.
Daher ist nicht nur bei den Politi-
kern gegenwärtig, dass für das
Reich der Mitte Gefahr immer
von der Seeseite drohte – wenn
man von den Mongolenstürmen
absieht. Vor allem der Opium-
krieg ist immer noch in schmerz-
licher Erinnerung, und er gehört
ganz wesentlich zu den offenen
Rechnungen, die China für den
Westen bereithält, und an die hier
niemand denkt.

Was aber das Südchinesische
Meer angeht, so spielt ein weite-
rer Umstand eine gewichtige Rol-
le. Über dieses Meer wird ein
Großteil des chinesischen Außen-
handels abgewickelt. Wenn also
die USA behaupten, sie müssten
diese Seewege der internationa-
len Schifffahrt wegen schützen, so
maßen sie sich eine Aufgabe an,
die China im eigenen Interesse
selbst erfüllt.

Allerdings bahnt sich eine Ent-
wicklung an, welche die Bedeu-
tung des bisherigen Seewegs min-
dern könnte. China und Russland
nämlich sind dabei, einen neuen
Weg von Ostasien nach Europa
durch die Arktis auszubauen, so-
zusagen als eine ergänzende Tras-
se zur Neuen Seidenstraße im
Zentrum des Kontinents. Es wäre
der schnellste und sicherste Han-
delsweg zwischen Ost und West.
Gegenüber der Route von China
durch die Straße von Malakka

und dann weiter durch den Suez-
kanal nach Europa, die heute volle
35 Tage in Anspruch nimmt, ist der
Nördliche Seeweg um 6500 Kilo-
meter kürzer, was einer Zeit -
ersparnis von zwei Wochen ent-
spricht. Also statt 35 Tage nur elf.

Der Nördliche Seeweg hat
obendrein den Vorteil, dass er die
gewaltigen Rohstoffvorräte im
arktischen Schelf vor Russlands
Küste mit erschließt. Jetzt schon

hat Russland die „Akademik Lo-
monossow“, das erste schwim-
mende Kernkraftwerk der Welt,
von Murmansk auf den Weg zur
fernöstlichen Tschuktschen-Halb-
insel geschickt, wo sie im Hafen
von Pewel vor Anker liegen wird.
Von dort kann sie abgelegene Ge-
biete oder auch Ölplattformen mit
Energie versorgen. Die Arktis ist
überreich an fossilen Energieträ-
gern. US-Wissenschaftler nehmen
an, dass sich dort ein Fünftel der
weltweiten Ölvorräte und ein

Viertel der Vorkommen an Erdgas
befinden. Zudem gibt es erhebli-
che Vorkommen an Gold, Silber
und Seltenen Erden.

Vor Kurzem hat Russlands Prä-
sident Putin eine chinesische De-
legation zu einem Werk für Flüs-
siggas auf der sibirischen Halbin-
sel Jamal begleitet, an dem China
beteiligt ist. Dort forderte Putin
die Gäste auf: „Die Seidenstraße
hat es bis in den Norden geschafft.

Schließen wir sie an den Nörd-
lichen Seeweg an, dann haben
wir, was wir brauchen.“ Inzwi-
schen hat China ein Weißbuch
zur Erschließung der Arktis vor-
gelegt, in dem es heißt, Peking
wolle „gemeinsam mit anderen
Staaten“ Seerouten in der arkti -
schen Region schaffen, eine „Po-
lar-Seidenstraße“. 

Mit den „anderen Staaten“ ist
natürlich in allererster Linie Russ-
land gemeint, denn China hat
selbst keinen unmittelbaren Zu-

gang zur Arktis, wogegen sich die
russische Küstenlinie in der Ark-
tis auf fast 40 000 Kilometer be-
läuft, das ist so viel wie der Erd -
umfang. Weil China kein Arktis-
anrainer ist, hat es zwar einen Sitz
als Beobachter, aber keine Stim-
me im Arktis-Rat. Das macht die
Zusammenarbeit mit Russland
noch wichtiger als ohnehin.

Selbstverständlich stoßen diese
Maßnahmen auf das Missfallen
der USA. Das gilt umso mehr, als
Russland auch seinen Norden mi-
litärisch schützt, denn für Raketen
aus den USA gibt es nach Russ-
land keinen kürzeren Weg als
über den Nordpol. Dementspre-
chend unterhält das Kommando
Nord der russischen Streitkräfte
ein Frühwarnsystem, und die
Nordmeerflotte verfügt über den
größten Anteil an strategischen
Atom-U-Booten. Die russische
Luftwaffe setzt seit Jahren alte,
zwischenzeitlich aufgelassene
Flugplätze im Norden Sibiriens
wieder instand, und die Flotte der
Eisbrecher ist teilweise bewaffnet
worden.

Die frühere Vize-Außenministe-
rin der USA, Paula Dobriansky,
fordert nun das westliche Bünd-
nis auf, seine Positionen in der
Arktis zu stärken. Die republika-
nische Politikerin regt an, die
USA sollten ebenfalls eine militä-
rische Infrastruktur im Hohen
Norden ausbauen und dazu ein
Stabsquartier auf US-Territorium
errichten. Man müsse zeigen, wer
der wirkliche „Anführer der 
NATO und der ganzen Welt“ sei.
Die USA würden sich durch
nichts und niemanden davon ab-
halten lassen, ihre wirtschaftliche
und politische Übermacht gegen
jedermann durchzusetzen. Der-
zeit allerdings ist die US Navy
noch damit beschäftigt, im Süd-
chinesischen Meer vor den Sprat-
ley-Inseln für ein wenig Provoka-
tion zu sorgen. Florian Stumfall

Polarmeer als Ausweg
Nordostpassage als Handelsroute – Russen und Chinesen planen eine gemeinsame »Polar-Seidenstraße«

Jemen-Konflikt
spitzt sich zu

Sanaa – Die von Saudi-Arabien ge-
führte Koalition hat ihre Offensive
gegen die Houthi-Milizen in der je-
menitischen Stadt Hodeidah, über
deren Hafen drei Viertel aller Hilfs-
lieferungen für 30 Millionen Men-
schen ins Land kommen, begon-
nen. Schon vor Kriegsbeginn im
März 2015 importierte der Jemen
85 Prozent seiner Medikamente
und 90 Prozent seiner Nahrungs-
mittel aus dem Ausland, wobei 
80 Prozent aller Importe über den
Hafen Hodeidah abgewickelt wer-
den. Durch die extreme Warenver-
knappung steigen die Nahrungs-
mittelpreise dramatisch und die
Hungerkatstrophe verschärft sich
weiter. Szenen mit Kindern mit auf-
gedunsenen Bäuchen, wie man sie
bislang nur aus Afrika kannte, spie-
len sich nur wenige Kilometer von
den Luxuskonzentrationen Saudi-
Arabiens entfernt ab. Die UNO be-
zeichnet die Situation im Jemen
schon jetzt als größte humanitäre
Katastrophe der Gegenwart. B.B.

Tausende von Menschen in
der libyschen Stadt Tawur-
ga, die wegen ihrer angeb -

lichen Unterstützung für den ge-
stürzten Ex-Diktator Muammar
al-Gaddafi nach dessen Sturz im
Jahr 2011 ins Exil gezwungen
wurden, sollen dank eines neuen
Abkommens in ihre Heimat zu-
rückkehren können, kündigte die
Regierung der nationalen Einheit
an. Die 35 000 Einwohner von Ta-
wurga leben seit mehr als sieben
Jahren in libyschen Lagern unter
erbärmlichen Bedingungen und
mit dem Verbot, nach Hause
zurück zukehren. Die Nachbar-
stadt Misrata, 200 Kilometer öst-
lich von Tripolis, die an der Spit-
ze der Revolution gegen den ehe-
maligen Diktator stand, hatte die
Menschen von Tawurga gezwun-
gen, 40 Kilometer weiter südlich
ins Exil zu gehen.

Staatspräsident Fayiz as-Sar-
radsch hatte einen Versöhnungs-
pakt zwischen den Bürgermei-
stern von Tawurga und Misrata
ausgehandelt, um „die sichere
Rückkehr der Bewohner zu er-
möglichen“, heißt es auf der Face-
book-Seite der Regierung. „Diese
Rückkehr wird der Beginn der
Rückkehr aller vertriebenen Li-
byer innerhalb und außerhalb des
Landes sein“, sagte er. 

Bereits am 1. Februar war es
nach jahrelangen Verhandlungen
zu einem Vertrag zwischen dem
sogenannten Präsidialrat von Mis-
rata und dem Tawurga-Stamm ge-
kommen, gemäß dem die Vertrie-
benen in ihre Heimat zurückkeh-

ren sollten. Allerdings erlebten
die etwa 43 000 rückkehrwilligen
Tawurgas, die sich auf den Weg
gemacht hatten, eine böse Überra-
schung: Milizen, vor allem aus
Misrata, blockierten die Straße zu
ihrer Stadt. Die Menschen sitzen
nun auf freiem Feld ohne Versor-
gungsmöglichkeiten fest. Die
Stadtverwaltung von Misrata ver-
weigerte den Vertriebenen die
Rückkehr weil keine Zahlungen
geleistet wurden. 

Misrata hatte von den bettelar-
men Tawurgas drei Milliarden
Dollar für die Duldung ihrer

Rück kehr gefordert. Die Zahlung
dieser Summe durch die Verein-
ten Nationen wurde von dieser
abgelehnt. Zusätzlich zu dem
Geld verlangen die Milizen eine
nochmalige Entschuldigung für
„begangene Verbrechen“ und eine
Übergabe aller Personen, die für
Gaddafi gekämpft haben sollen. 

Tawurga (in der Sprache der
Berber: Die grüne Insel) war einst
nicht nur wegen seiner grünen
Palmen und Datteln bekannt, die
als sein wahrer Reichtum be-
zeichnet wurden. Tawurga war
auch bekannt als das Zentrum des
schwarzen Libyens, weil die Stadt
fast ausschließlich von einem
Stamm schwarzer Araber besie-

delt war, die als Nachkommen
ehemaliger Sklaven seit Jahrhun-
derten in Libyen wie in allen an-
deren arabischen Ländern leben.
Der Islam lässt zwar offiziell kei-
nen Rassismus zu, allerdings bro-
deln auch unter dem Islam rassi-
stische Vorurteile in weiten Bevöl-
kerungskreisen. Diese kommen
vor allem in Konfliktzeiten, wie
während des Libyenkrieges, zum
Vorschein. 

Die Schwarzen, auch wenn sie
Araber waren, galten unter der
mehrheitlich weißen Bevölkerung
Libyens wegen der kolonialen
Ambitionen Gaddafis in Richtung
Schwarzafrika als besonders ver-
hasst. Auch aus diesem Grunde
wurde Tawurga nach dem offiziel-
len Ende der Revolution am 
23. Oktober systematisch zerstört.
Die Bewohner wurden vertrieben
und viele ermordet. Frauen wur-
den vergewaltigt. Inzwischen
wurden über 100 Massengräber
gefunden, viele davon gefüllt mit
den Leichen Schwarzer. Nach
internationalem Recht ist in Ta-
wurga ein schweres Kriegsverbre-
chen begangen worden, weil die
Stadt erst nach Abschluss der
Kriegshandlungen zerstört wurde.

Häufige Berichte über Sklaverei
in Flüchtlingslagern von Schwarz-
afrikanern haben Libyens einst
guten Ruf in Afrika ruiniert. Des-
halb hatten es die Machthaber
nach jahrelangem Aussitzen der
Tawurga-Krise plötzlich eilig mit
guten Nachrichten über einen
vermeintlich erfolgreichen Kampf
gegen Rassismus. Bodo Bost

Eigentlich gehört Mosambik
wie auch Zentralafrika zu
den christlichsten Ländern

des Kontinents. Bis zu 90 Prozent
der Bevölkerung in diesem fast
500 Jahre von Portugal kolonisier-
ten Land gehören christlichen
Kirchen an. Trotzdem häufen sich
jetzt im Norden des Landes, im
Grenzgebiet zu Tansania islami-
sche Überfälle mit grausamen
Massakern nach Art des Islami-
schen Staates (IS). Vor allem die
Provinz Cabo Delgado ist Ziel des
neusten Dschihad in Afrika. Über
100 Menschen wurden bereits ge-
tötet. 

Mosambik wird gemeinhin
nicht mit Dschihadisten in Ver-
bindung gebracht, sondern eher
mit einem langen Konflikt mit der
Kolonialmacht Portugal, die 1975
abgezogen ist. Diesem Konflikt
folgte eine jahrzehntelange Kon-
frontation zwischen der siegrei-
chen ehemals sozialistischen Be-
freiungsbewegung Frelimo (Mo-
sambikanische Befreiungsfront)
und der ehemaligen Anti-Freli-
mo-Guerilla Renamo (Mosambi-
kanischer Nationaler Wider-
stand). Dieser Konflikt hatte erst
vor einigen Jahren mit Hilfe der
römischen Friedensbewegung
San Egidio ein Ende gefunden.
Anfang Mai starb der historische
Renamo-Führer Afonso Dhlaka-
ma, kurz nach einer Einigung mit
der Regierung auf eine Verfas-
sungsreform zur Dezentralisie-
rung des riesigen Landes.

Besonders wichtig ist die De-
zentralisierung für den bitterar-

men Norden 1600 Kilometer von
der Hauptstadt Maputo entfernt,
wo jetzt der radikale Islam Fuß
fasst. Im Oktober 2017 besetzte
erstmals eine radikale Gruppe na-
mens „al-Shabaab“ (dieJugend)
zwei Tage lang die Stadt Mocím-
boa in Cabo Delgado und verwik-
kelte die Polizei in heftige Kämp-
fe mit 17 Toten. In Mocímboa be-
trieb al-Shabaab zwei Moscheen,
die zur Kernzelle des Aufstandes
wurden. Vor der Küste von Cabo
Delgado liegen enorme Erdgasre-
serven, mit denen Mosambik ab
2022 zum drittgrößten Gasprodu-

zenten der Welt aufsteigen will –
aber den Aufbau der nötigen In-
frastruktur leisten hauptsächlich
ausländische Arbeiter, die lokale
Bevölkerung geht leer aus. Glei-
ches gilt für die 2009 entdeckten
Rubinvorkommen, nach manchen
Schätzungen die größten der Welt
– sie werden von Frelimo-Größen
in Kooperation mit dem briti-
schen Unternehmen Gemfields
ausgebeutet.

Bislang war Mosambik mit ei-
ner mehrheitlich christlichen Be-
völkerung an der Südostküste
Afrikas kein Ziel größerer Terror-
anschläge gewesen. Beobachter
vermuten, dass sich die Gruppe
junger und radikaler Moslems im

Norden des Landes aus Protest
gegen die Korruption der ört-
lichen Behörden gegründet hatte.
Unterstützt wird der Aufstand vor
allem von Moslems aus Somalia
und Kenia. 

Mosambiks Norden gehörte vor
der Kolonisierung durch Portugal
zum arabischen Händlerreich
Sansibar, das Ostafrika über den
Indischen Ozean mit Oman auf
der Arabischen Halbinsel ver-
band und den Sklavenhandel
jahrhundertelang kontrollierte.
Erst durch die deutsche Kolonie
Ostafrika wurde der Einfluss ara-
bischer Händler ab 1885 gebro-
chen. Sansibar gehört heute zu
Tansania, aber die gesellschaft-
lichen und familiären Verbindun-
gen entlang der Küste des Indi-
schen Ozeans sind eng geblieben.

Durch radikale kenianische und
somalische Prediger kam der frü-
her in Ostafrika nicht heimische
radikale Islam, bis nach Tansania,
die Komoren und eben auch nach
Mosambik. Radikale Moslems
sind erstmals 2014 im Norden
Mosambiks aufgetaucht. Über
den Indischen Ozean, der zum
Teil immer noch von islamischen
Piraten beherrscht wird, kamen
Mosambikaner nach Somalia und
Kenia, die bilden den Kern der
neuen Miliz, die sich nach ihrem
somalischen Vorbild al-Shabaab
nennt, aber eigenständig ist. Auch
die Anführer von al-Shabaab in
Mosambik soll ein aus Somalia
zurückgekehrter lokaler Prediger
zusammen mit einem eingereis-
ten Gambier sein. B. B.

Radikale islamische
Jugend tötete 

über 100 Menschen

Afrikas nächster Dschihad
Mosambik: Christen im Fadenkreuz radikaler Moslems

Rassismus auf Arabisch
Vertriebene in Libyen – Die schwarze Bevölkerung von Tawurga

Die UN sollen drei
Milliarden Dollar 
Lösegeld bezahlen

AU S L A N D

Macht den Weg frei für die Nordostpassage: Russlands neues schwimmendes Kernkraftwerk
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Gefahr aus
dem Ausland

Zahlen zum
Umweltbonus

Berlin – Ausländische Direktinvesti-
tionen in inländische Schlüssel-
technologieunternehmen haben der
Bundesregierung zufolge zugenom-
men. Generell sei zu beobachten,
dass dies auch durch Investoren aus
Ländern geschehe, die durch staat-
lich gesteuerte oder unterstützte Di-
rektinvestitionen ihrer Unterneh-
men strategische Interessen verfol-
gen, insbesondere durch den Trans-
fer sicherheitsrelevanter Technolo-
gien. Solche Direktinvestitionen
würden grundsätzlich wegen ihrer
besonderen Bedeutung daraufhin
geprüft, ob eine mögliche Gefähr-
dung der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit vorliegt. Die Außenwirt-
schaftsverordnung wurde 2017 um
eine Meldepflicht für kritische In-
frastrukturen ergänzt. J.H.

(siehe auch Kommentar Seite 8)

Berlin – Fast 61500 Menschen ha-
ben seit Mitte 2016 für den Kauf ei-
nes Elektroautos Fördermittel bei
der Bundesregierung beantragt. In
knapp 40000 Fällen wurde dieser
Umweltbonus bereits ausgezahlt.
Abgelehnt wurden gut 5000 Anträ-
ge, vor allem, weil Hersteller den
erforderlichen Eigenanteil am Bo-
nus nicht übernahmen oder der
Antragsteller nicht mit dem Halter
des Fahrzeugs identisch war. J.H.

Lange Zeit wähnte die deutsche
Automobilindustrie den Diesel-
skandal überwunden. Nun kehrte
er mit voller Wucht zurück. 

Es gibt in der deutschen Nach-
kriegswirtschaft nur wenig ver-
gleichbare Fälle. Überraschend 
– vor allem für den Betroffenen –
wurde Rupert Stadler, Vorstands-
vorsitzender von Audi, in der ver-
gangenen Woche in seiner Villa in
Ingolstadt festgenommen. Die
Staatsanwaltschaft sieht eine Ver-
dunkelungsgefahr bei der Aufklä-
rung des Skandals um die Manipu-
lation von Millionen Dieselautos
des VW-Konzerns. Mit Stadler sitzt
nun erstmals ein amtierender Spit-
zenmanager in Haft. Bisher hatten
sich die Festnahmen hauptsächlich
auf die USA und dort vor allem auf
die zweite oder dritte Reihe bei
Volkswagen konzentriert.

Die Verhaftung Stadlers, so spe-
kuliert das Nachrichtenmagazin
„Der Spiegel“, könne auch als Sig-
nal an Volkswagen verstanden
werden. Zweieinhalb Jahre nach
Bekanntwerden des Dieselbetrugs
soll der Konzern endlich kooperie-
ren und erklären, wie es zu diesem
großen Betrug kam. „Damit ist die
Mär der Autoindustrie endgültig
in sich zusammengefallen, beim
Abgasskandal handle sich um die
Verfehlungen einzelner Ingenieu-
re“, kommentierte Grünen-Frak-
tionsvize Oliver Krischer die Stad-
ler-Festnahme. „Immer klarer
wird: Das Tricksen und Betrügen
ist in den Konzernen von ganz
oben mindestens toleriert, wenn
nicht sogar angeordnet worden. In
fast drei Jahren seit dem Bekannt-
werden des Abgasskandals haben
es weder der VW-Konzern noch
die Branche insgesamt geschafft,
einen klaren Schnitt zu ziehen.“

Vor Stadler wurden in Deutsch-
land bislang lediglich ein Porsche-
Ingenieur sowie ein ehemaliger
Mitarbeiter der Entwicklungsab-
teilung von Porsche festgenom-
men. In den USA wurde ein Haft-
befehl gegen den früheren VW-
Chef Martin Winterkorn ausge-
stellt, gegen den in Deutschland
zudem zahlreiche Schadenersatz-

klagen laufen, die seinen wirt-
schaftlichen Ruin zur Folge haben
könnten. Strafen und Bußgeld
summieren sich in den USA auf
4,3 Milliarden Dollar (3,7 Milliar-
den Euro). In Deutschland erging
Mitte des Monats wegen der Ver-
letzung von Aufsichtspflichten ei-
ne Geldbuße über eine Milliarde
Euro an VW.

Die Staatsanwaltschaft hat sich
in strafrechtlicher Hinsicht lange
Zeit gelassen. Solange, dass schon
gemutmaßt wurde, aus politischen

Gründen könnten Deutschlands
Automobilgranden verschont wer-
den.

Doch in der Branche wächst nun
die Anspannung. Nach Stadlers
Verhaftung könnte ein Dominoef-
fekt eintreten. Die Untersuchungs-
haft gegen den 55-Jährigen kann
ein halbes Jahr oder auch länger
dauern. Stadler will den Ermittlern
gegenüber aussagen. Von seinen
Aufgaben als Audi-Chef und Vor-
standsmitglied des VW-Konzerns
ist er entbunden. 

Heißer Kandidat auf einen Haft-
befehl ist sicher auch Ex-VW-Boss
Winterkorn, die Schlüsselfigur des
Skandals. Der 71-Jährige war von
2007 bis zum Bekanntwerden des
Dieselbetrugs im Herbst 2015
Chef des VW-Konzerns. Die
Staatsanwaltschaft Braunschweig
ermittelt wegen Marktmanipula-
tion und der Stickoxid-Thematik
gegen ihn. Nach einer Strafanzeige
der Finanzaufsicht Bafin ist auch
die Staatsanwaltschaft Stuttgart
wegen möglicher Marktmanipula-

tion im Spiel, hier geht es um Vor-
fälle der VW-Tochter Porsche. 

Auch Winterkorns Nachfolger
Matthias Müller ist noch lange
nicht aus dem Schneider. Der ehe-
malige Porsche-Chef ersetzte Win-
terkorn, nachdem das ganze Aus-
maß des Skandals im Herbst 2015
sichtbar wurde. Er schaffte eine
Trendwende im operativen Ge-
schäft, gab sich ahnungslos ob der
Dieselaffäre und sich nicht viel
Mühe, an der Aufarbeitung der
Affäre mitzuhelfen. Die Staatsan-

waltschaft Stuttgart erklärte in der
vergangenen Woche, dass die Er-
mittlungen gegen Müller, der im
April gehen musste, noch nicht
abgeschlossen seien. Aus ermitt-
lungstaktischen Gründen wolle
man keine Auskunft über den
Stand geben. Gleiches gilt für
Müllers Nachfolger Herbert Diess.
Auch gegen ihn laufen noch Er-
mittlungen – mit unabsehbarem
Ende. 

Fest steht mittlerweile, dass Au-
di die Keimzelle des Abgasbetrugs

war. In Ingolstadt wurde die Soft-
ware entwickelt, die später in
Millionen Autos der Marken VW,
Audi, Porsche, Seat und Skoda
verwendet wurde. Stadler, seit
2007 an der Audi-Spitze, will da-
von nichts gewusst haben.

Bei Audi reagierte man unter-
dessen und bestimmte den unbe-
lasteten Bram Schot zum vorrü-
bergehenden Nachfolger. Dass
Stadler noch einmal an die Fir-
menspitze zurückkehrt, wird
innerhalb der Branche stark ange-

zweifelt. Bei VW versucht man es
immer noch mit Aussitzen.
Deutschlands größter Autobauer
hat die Strafzahlung akzeptiert
und erklärt permanent, nach vor-
ne schauen zu wollen. Die Krise
sei abgehakt. Das „Handelsblatt“
kommentierte jüngst, der VW-Auf-
sichtsrat um Hans Dieter Pötsch
habe es bis heute versäumt, den
Skandal wirkungsvoll aufzuklä-
ren. „Das interne Gutachten der
Kanzlei Jones Day, das die Vorgän-
ge bei VW und Audi auch für die

Öffentlichkeit aufarbeiten sollte,
ließ der Aufsichtsrat in der Schub-
lade verschwinden“, heißt es.
Doch Stadlers Festnahme könnte
eine Zeitenwende bedeuten. Die
Staatsanwaltschaft hatte zuvor nur
kurz von Anfangsermittlungen be-
richtet, der Zugriff sei extrem
überraschend gewesen. Aus der
VW-Zentrale ist nach einem „Spie-
gel“-Bericht zu hören, dass man
dort damit rechne, „dass sie mor-
gen vor der Tür stehen“ könnten.

Peter Entinger

Dieselskandal mit voller Wucht zurück
Nach dem Haftbefehl gegen Audi-Chef Stadler scheint die Justiz weitere Hauptdarsteller im Visier zu haben

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.963.860.632.484 €
Vorwoche: 1.963.907.848.372 €

Verschuldung pro Kopf:
23.718 €
Vorwoche: 23.719 €

(Dienstag, 28. Juni 2018, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

War seine 
Verhaftung nur
ein Schuss vor 
den Bug der 
deutschen Auto-
mobilindustrie
oder der Anfang
einer ganzen Ver-
haftungswelle? 
Audi-Vorstands-
vorsitzender 
Rupert Stadler

Bild: Imago

Chinesische Firmen investie-
ren seit einigen Jahren ver-
stärkt in Entwicklungspro-

jekte in Weißrussland. In der
Hauptstadt Minsk bauen chinesi-
sche Konzerne beispielsweise für
250 Millionen US-Dollar den
Wohnkomplex „Promenade“, ei-
nen Hotel- und Wohnkomplex für
120 Millionen Dollar und ein Stu-
dentenwohnheim für 40 Millionen
Dollar. In der Stadt Baryssau im
Minsker Gebiet kaufte sich 2012
der chinesische Autohersteller
Geely beim weißrussischen
Unternehmen BelAZ ein. Präsi-
dent Alexander Lukaschenko
pries die chinesische Beteiligung
als Erfolg seiner China-Politik. In
einer ersten Etappe sollten 60 000
Autos jährlich hergestellt werden,
danach 120 000. Da der weißrussi-
sche Markt zu klein ist, liegt der
Fokus auf Russland als Zielmarkt. 

Lukaschenko beabsichtigt, sich
mithilfe der engen Kooperation
mit China von der Umklamme-
rung des großen Bruders Russland
befreien zu können. Für die Chi-
nesen hat Weißrussland zuvor-
derst für den Ausbau seiner Neu-
en Seidenstraße Bedeutung. Auf-
grund seiner geostrategischen La-
ge spielt es nämlich auf der trans-
eurasischen Route eine bedeuten-
de Rolle für die chinesische Trans-
portlogistik. Die Route der Neuen

Seidenstraße verläuft durch den
gesamten postsowjetischen Raum.
Wegen seiner geografischen Lage
und der entwickelten Transport-
und Zollinfrastruktur ist Weiß-
russland eine Art Flaschenhals,
durch den hindurch China mit
dessen Zielmarkt EU verknüpft
wird.

China begleitet sein Seidenstra-
ßenprojekt mit dem Großprojekt
„Eine Zone – ein Weg“. Dabei han-
delt sich es um chinesische Inve-
stitionen in Logistikzentren ent-
lang der gesam-
ten Route. Weiß-
russland ist dabei
einer der größten
Leistungsempfän-
ger. Bei Minsk
sollte mit chinesi-
schem Geld ein
riesiger Industriepark namens
„Großer Stein“ entstehen. Die
Weißrussen sind davon ausgegan-
gen, dass dort eine Produktions-
stätte für moderne mikroelektro-
nische und biotechnologische
Technik entstehen würde, wie
auch ursprünglich so angepriesen,
doch die Chinesen änderten kur-
zerhand ihre Pläne. Der „Große
Stein“ ist nichts anderes als ein
Zwischenlager für chinesische
Produkte auf dem Weg in die EU.
Seit 2014 hat das chinesische Bau-
unternehmen CAMC bereits eine

Milliarde Dollar investiert, am En-
de werden es 5,5 Milliarden sein. 

Den Ausbau seiner Neuen Sei-
denstraße lässt China sich einiges
kosten. Mit Milliardeninvestitio-
nen und günstigen Krediten lockt
Peking Lukaschenko. Dessen jah-
relangen Versuche, sich vom gro-
ßen Bruder Russland unabhängig
zu machen, spielten den Chinesen
in die Hände. 

Derweil baut China schleichend
seinen Einfluss auf die weißrussi-
sche Wirtschaft aus. Die chinesi-

schen Firmen
DREX Food
Group und Xin-
rongji Holding
Group haben es
auf den Agrar-
sektor des Lan-
des abgesehen.

Sie haben bereits 20 000 Hektar
Land gepachtet, um eine Milchfa-
brik mit 40 000 Beschäftigten zu
bauen. Chinesische Geschäftsleu-
te haben sich auch für die
Fleischkonservenfabrik in Or-
schansk interessiert. Um ihre Plä-
ne verwirklichen zu können, ha-
ben die beiden chinesischen
Staatskonzerne beschlossen, die
Minsker Bank „Moskau–Minsk“,
die zurzeit privatisiert wird, zu
kaufen. Daneben erhält Minsk
Geld für die Modernisierung sei-
ner Eisenbahninfrastruktur, da

diese für den Transport auf der
Seidenstraße benötigt wird. 

Ein Blick auf die weißrussische
Handelsbilanz zeigt, dass nicht
Minsk, sondern vor allem Peking
von der Kooperation profitiert.
2017 exportierte Weißrussland
Waren im Wert von 362,7 Millio-
nen Dollar nach China, importier-
te aber Waren für 2,7 Milliarden
Dollar. Den Löwenanteil des Ex-
ports nach China nimmt Kalisalz
ein, für andere weißrussische Wa-
ren ist der chinesische Markt ge-
sperrt. Aus China kommen vor al-
lem Elektronik und billige Kon-
sumartikel, wodurch die weißrus-
sische Industrie geschwächt wird. 

Weißrussische Wirtschaftsexper-
ten kritisieren Lukaschenkos Blau-
äugigkeit gegenüber China. Vor 
15 Jahren nämlich kamen Chine-
sen in die Minsker Traktorenfabrik
und kauften zehn Exemplare. Das
Wirtschaftsministerium hoffte auf
große Bestellungen für den riesi-
gen Absatzmarkt China. Doch die
Chinesen kopierten stattdessen die
Traktoren und bauten sie selbst. 

Insgesamt habe China in den
letzten Jahren den Platz eingenom-
men, den zuvor Russland hatte. Es
sei nur eine Frage der Zeit, bis die
Chinesen auch politischen Ein-
fluss auf Weißrussland nehmen
würden, so die Kritiker. 

Manuela Rosenthal-Kappi

Lukaschenko setzt auf China
Weißrussland als Teil der Neuen Seidenstraße – Peking lockt mit günstigen Krediten

Wirtschaftsexperten
warnen vor 

Blauäugigkeit
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Während Deutschland im
global organisierten Fuß-
ballfieber Raum und Zeit

zu vergessen scheint, werden nicht
nur erhebliche Zensurgesetze für
das Internet klammheimlich im
Bundestag abgesegnet, sondern
noch viel bedeutendere Zukunfts-
weichen für uns alle gestellt. In die-
sem Sommer werden konkrete Plä-
ne zur weltweiten Massenumsiede-
lung verabschiedet. Kaum jemand
spricht davon. Motor sind die UN
und die EU. Das bedeutet, dass wir
uns für die nächsten Jahrzehnte auf eine
gewaltige Massenmigration einstellen
müssen. Widerstand gibt es kaum, außer
von den USA. Nun traten vor wenigen Ta-
gen die USA aus dem UN-Menschen-
rechtsrat aus. Als offizielle Begründung
wird die Israel-
feindlichkeit dieses
e i n f l u s s r e i c h e n
Gremiums ange-
führt. Deutschland
wirft dem Men-
schenrechtsrat das-
selbe vor, will aber
nicht austreten. Was steckt dahinter?

Derzeit dreht sich die Hauptdiskussion
der Welt um nichts anderes als um das
Thema Menschenrechte, und zwar nicht
nur für Israel. Seit drei Jahren debattieren
wir über Kanzlerin Angela Merkels bedin-
gungslose Einwanderungspolitik. Darf
wirklich jeder Mensch, egal, woher er
kommt, frei wählen, in welches Land er
reist und bleibt, und zwar bedingungslos?
Bedingungslos heißt, dass der Immigrant
in seiner neuen Wunschheimat mit allen
Rechten ausgestattet wird, welche die dort
seit Geburt lebenden Menschen ebenso
beanspruchen, die hier arbeiten, Steuern
zahlen und ihre Beiträge für das Sozialsys-
tem abführen. In diesem Zusammenhang
denken nun viele, dass die aktuelle Dis-
kussion zwischen Bundesinnenminister
Horst Seehofer und Kanzlerin Merkel den
Sinn hat, echte Entscheidungen zugunsten
Deutschlands zu erzielen. Doch dürfte es

sich eher um ein billiges Ablenkungsma-
növer im heißen Fußballsommer handeln,
das emotionalen Zündstoff verbreitet und
doch lediglich Augenwischerei ist. Es geht
um viel mehr.

Man sollte wissen, welche Ziele die UN
derzeit im Fokus ha-
ben. So stehen, weit-
gehend unbeachtet
von unseren System-
medien und der öf-
fentlichen Diskussion,
derzeit zwei weltweite
Verträge in ihrer Voll-

endung, die vor Jahren bereits ausgeheckt
wurden. Sie sollen den Umgang mit (soge-
nannten) Flüchtlingen beziehungsweise
Migranten weltweit regeln. Beide Verträge
sollen noch in diesem Jahr beschlossen
werden. In diesem Zusammenhang hatte
sich die UN-Gesandte der USA, Nikki Ha-
ley, bereits Ende 2017 deutlich gegen ei-
nen solchen „Global Impact“ ausgespro-
chen. Wörtlich hieß es: „Der globale An-
satz in der New York Erklärung (für
Flüchtlinge und Migranten, 2016) ist nicht
mit der Souveränität der USA zu vereinba-
ren.“

Da ist zum einen der „Globale Pakt für
Flüchtlinge“ (Global Compact on Re -
fugees). Er bezieht sich auf Menschen, die
den Kriterien der Genfer Flüchtlingskon-
vention entsprechen, und soll zu einer vor
allem finanziellen Unterstützung der
Hauptaufnahmeländer von Flüchtlingen
führen. Man will zentral lenken. Ein Veto-

recht einzelner Nationalstaaten ist dabei
natürlich nicht vorgesehen. Frei nach dem
Motto: Alle Menschen sind gleich und je-
der soll überall hindürfen. Dies scheint tat-
sächlich die neue Welt-Agenda zu sein.

Der zweite UN-Vorschlag ist der „Globa-
le Pakt zu sicherer, geordneter und regulä-
rer Migration“ (Global Compact for Safe,
Orderly and Regular Migration). Dieser
soll eine globale Allianz für dauerhafte
Massenimmigration werden. Mit anderen
Worten: Bis Sommer 2018 (also exakt in
diesen Tagen!) soll diese Agenda für alle
Mitgliedsländer beschlossen werden und
garantieren, dass alle willigen Migranten
in alle Länder ihrer Wahl einwandern kön-
nen. Dabei steht im Vordergrund, dass die
sogenannten Rechte der Immigranten ge-
stärkt und die Zielländer zur unbe-
schränkten Aufnahme verpflichtet werden
sollen. Es muss nicht extra erwähnt wer-
den, dass mit der Umsetzung dieser Vor-
schläge neue, exorbitante Wanderbewe-
gungen in Gang gesetzt werden dürften.
Das Ziel der globalen Machtelite scheint
zu sein, dass alle Völker und Nationen ver-
mischt werden. Man behauptet, es seien
(plötzliche) globale Herausforderungen
entstanden, für die neue Lösungen ge-
schaffen werden müssten. Niemand, kein
einziges Land, könne sich dieser Heraus-
forderung entziehen. Und so heißt es denn
auch in der New Yorker Erklärung der UN
wörtlich: „Große Flüchtlings- und Mi-
grantenströme haben politische, wirt -
schaftliche, soziale, entwicklungsbezo-

gene, humanitäre und menschen-
rechtliche Auswirkungen, die alle Gren-
zen überschreiten. Es handelt sich um
globale Phänomene, die globale Herange-
hensweisen und globale Lösungen er-
fordern. Kein Staat kann derartige Ströme
im Alleingang bewältigen.“ Dies alles
kommt uns bekannt vor. Es ist, als hätte
die deutsche Kanzlerin die Inhalte des Pa-
piers auswendig gelernt, wenn sie See-
hofer im Streitgespräch ständig die „eu-
ropäische Lösung“ entgegenschmettert.

Die UN-Vertreter sprechen übrigens vor
allem von moralischen und humanitären
Herausforderungen, sie behaupten, sich
global um die gewaltigen Flüchtlings- und
Migrationsbewegungen kümmern zu müs-
sen. Sie sehen sich in
einer Art gemeinsa-
mer Verantwortung
der Menschheit.

Wer sich schon län-
ger mit dem Thema
Einwanderung be-
schäftigt, der weiß
von der UN-Agenda Replacement Migra-
tion (2001). Angesichts des Geburten-
schwundes in Deutschland und Europa
sieht man hier die einzige Lösung in Zu-
wanderung. Dass die Zuwanderer meist
aus bildungsschwachen Ländern kommen,
scheint niemanden zu interessieren. Dass
die verschiedenartigen Kulturen zwangs-
läufig zu erheblichen Problemen führen
müssen, war offenbar ebenfalls nie Gegen-
stand der Untersuchungen.

In einem der UN-Szenarien von
2001 übrigens wird für Deutsch-
land eine notwendige Nettoimmi-
gration 1995 bis 2050 von insge-
samt 25,2 Millionen Menschen er-
rechnet. Für die EU wurde die Zahl
von 79,6 Millionen ermittelt.

Das Europäische Parlament ver-
abschiedete in diesem Zusammen-
hang Anfang November 2017 einen
bemerkenswerten Vorschlag. We-
sentlicher Bestandteil ist „die Ein-
richtung eines ständigen und auto-
matisierten Umsiedlungsmecha-

nismus ohne Schwellenwerte“. Umsied-
lungsmechanismus? Richtig: Umsied-
lungsmechanismus. Weitere wichtige Be-
standteile des Vorschlags sind die Be-
schleunigung der Umsiedlungsverfahren
sowie eine deutliche Unterstützung durch
den EU-Haushalt mit Blick auf die Über-
nahme der Umsiedlungskosten. UN-Gene-
ralsekretär António Guterres hatte sich
übrigens in einer Erklärung im Januar
2018 deutlich für den geplanten Pakt zur
Migration ausgesprochen und klargestellt,
dass die UN weitere weltweite Migrations-
wanderungen für quasi unumgänglich hal-
ten. Der US-Militärstratege Thomas Bar-
nett hatte vor wenigen Jahren die Globali-
sierung als ein System gegenseitiger Ab-

hängigkeiten bezeich-
net, was dazu führe,
dass Nationen und die
in ihnen stattfinden-
den wirtschaftlichen
Prozesse wie auch der
einzelne Mensch
nicht mehr selbstbe-

stimmt agieren, sondern nur noch durch
Einflüsse von außen gesteuert werden,
und sich, was die Nationalstaaten an-
geht, letztlich auflösen müssten. Der
Mensch als einzelner Individualist wird
damit abgeschafft, die Menschheit zu ei-
ner manövrierfähigen Masse ohne eige-
nen Willen gemacht. So soll die Welt spä-
testens bis 2050 aussehen. Nur die USA
und Ungarn wollen bei diesen Plänen
nicht mitmachen.

Die Autorin: Eva Hermans Buch »Das Eva-
Prinzip« erreichte 2006 hunderttausende Leser.

Weitere Bestseller über Medien, Familie, 
Mutterschaft und Spiritualität folgten. Die 

ehemalige ARD-Moderatorin, die 1958 in Emden
geboren wurde, lebt in Hamburg. 

Der Unschutzbund
Von Hermann Paul Winter

Der Deutsche Kinder-
schutzbund (DSKB) stellt
sich mit einer Resolution

gegen „Rechtspopulisten“. Diese
versuchten, den Verband zu
unterwandern, das Weltbild der
Rechten habe im Kinderschutz-
bund keinen Platz, heißt es darin.

Jetzt legt DKSB-Präsident
Heinz Hilgers nach und schießt
in Richtung AfD: „Wie wollen
nicht, dass AfD-Funktionäre bei
uns mitarbeiten!“ Hilgers spricht
gleichermaßen rhetorisch ge-
schickt wie nebulös von „Funk-
tionären“, hält ihm dies doch die
Option offen, nach Gutdünken
auch Mitglieder, Unterstützer
oder Sympathisanten auszugren-
zen – im Widerspruch zur Sat-
zung, in der sich der Kinder-
schutzbund zur
Überparteilich-
keit verpflichtet.
Eine Begrün-
dung, weshalb
ausgerechnet
Personen, die
für ein klassi-
sches Familienbild stehen, nicht
im Kinderschutzbund mitarbei-
ten sollen, blieb Hilgers schuldig.

Bereits 2017 hatte der Verband
einen „Unvereinbarkeitsbe-
schluss“ gefasst, der eine Mit-
gliedschaft oder Unterstützung
von „rassistischen, antisemiti-
schen oder ausländerfeindlichen
Parteien“ mit einer Tätigkeit im
Kinderschutzbund für unverein-
bar erklärte.

Dass der Kinderschutzbund
zum vorgeblichen Wohl von Kin-
dern verbissen auf sein Weltbild
beharrt, erinnert an die dunkle
Geschichte des Verbands. Aus
der „Akte Kinderschutzbund“ im
Bundesarchiv Koblenz geht her-
vor, dass sich der Kinderschutz-
bund in den 1980er Jahren den
berüchtigten „Stadtindianern“
annäherte, einer „antipädago-
gisch“ ausgerichteten Kommune,

in der pädophile Erwachsene mit
Kindern zusammenlebten. Unter
dem Beifall von Pädophilen
lehnte der Kinderschutzbund da-
mals den Paragrafen 176 des
Strafgesetzbuches, der den se-
xuellen Missbrauch von Kindern
unter Strafe stellt, als „zu streng“
ab. In der Verbandszeitschrift
„Kinderschutz aktuell“ ließ er
1985 wissen, es müsse darum ge-
hen, „vor dem Gesetz den Unter-
schied zwischen gewaltsamer
Sexualität und gewaltfreier pädo-
philer Sexualität zum Tragen zu
bringen“. Pädophile schrieben
daraufhin begeisterte Leserbrie-
fe, die Zeitschrift wurde zu deren
Forum.

Möglicherweise hat der Kin-
derschutzbund sich von diesem

fatalen Gedan-
kengut noch
nicht vollständig
gelöst. Denn
auch in jüngerer
Zeit positionier-
te er sich auf ei-
ne Weise, die

mit seinem damaligen Weltbild
korrespondiert: Als 2014 grün-
linke Lobbybündnisse unter dem
Vorwand der staatlichen Sexual -
aufklärung die Frühsexualisie-
rung von Kindern im „Bildungs-
plan“ von Baden-Württemberg
durchsetzen wollten, gab es sei-
nerzeit einen massiven Protest
von Eltern, die das Wohl ihrer
Kinder gefährdet sahen. Der Kin-
derschutzbund jedoch stellte
sich hinter den Bildungsplan.
Einwände gegen ihn qualifizierte
die Landesvorsitzende von Ba-
den-Württemberg, Iris Krämer,
als „konstruiert“ ab. 

Das verbissene, schier patholo-
gische Vokabular der Resolution
ist erschreckend. Es dokumen-
tiert, dass der Kinderschutzbund
nach wie vor linken Ideologien
frönt, die dem Wohl der Kinder
mehr schaden als dienen.

Die Hungrigen jagen die Satten
Von Eberhard Hamer

Die deutsche Fußball -
nationalmannschaft hat am
17. Juni gegen Mexiko ver-

loren, und alle rätselten über die
Ursachen. Zuvor lobten die Kom-
mentatoren die Qualität der deut-
schen Spieler und sagten ein glän-
zendes Welttournier in Russland
voraus. Aber es kam anders. Die
Mexikaner rannten bis zum Umfal-
len und hatten bald die Schwäche
der deutschen Mannschaft ausge-
macht. Vor allem aber: Die deut-
schen Fußballmillionäre – ihres
Sieges schon sicher – wirkten be-
häbig und wollten mit dem Gefühl
ihrer Überlegenheit nicht an ihre
Leistungsgrenze gehen. Die Kör-
persprache beider Mannschaften
verriet alles: Die einen waren satt,
die anderen hungrig auf Sieg, zer-
rissen sich und siegten. Es war die
Grundhaltung der Mannschaften,
die über Sieg und Niederlage ent-
schied.

Im Sport ist es aber nicht anders
als im Leben: „Ein voller Bauch

studiert nicht gern“, sagten schon
die Lateiner und das hat auch
mancher Hochschullehrer zu sei-
nen Studenten gesagt, wenn sie in
den Vorlesungen nur schweigend
herumsaßen und das Studium ge-
nießen wollten. In China ist das
ganz anders. Die Studenten dort
wissen, nur durch ein Maximum
an Wissen können sie aus der Ar-
mut heraus für sich und ihr Volk
den Aufstieg schaffen. Die Folgen
werden im Vergleich zwischen
China und Deutschland immer
deutlicher: Die Hungrigen besie-
gen die Satten. 

Auch hier liegt die Schuld der
Führung darin, dass unsere Politik
das deutsche Know-how, die deut-
schen Patente und die deutschen
Technologieführer von den Chine-
sen aufkaufen lässt. In wenigen
Jahren werden uns die fleißigen
Chinesen mit diesem ehemals
deutschen Know-how aus dem
Weltmarkt verdrängen, wie es vor
50 Jahren die Japaner taten.

Und gerade in dieser Situation
haben unsere Pädagogen die
„Spaßschule“ entdeckt. Mit Gen-
der- und Sexerziehung statt Ma-
thematik, Deutsch und Digitalaus-
bildung haben sie die Schule zur
Sozialanstalt (Integrationsschulen)
für die Schwachen entwickelt, statt
sich vor allem um die Starken, die
Klugen und die Führungspersön-
lichkeiten zu kümmern, von denen
unsere künftige Leistungsgesell-
schaft abhängen würde.

Wir sind ja so reich und sollten
anderen davon abgeben, wenn sie
aus ihrer Armut zu uns kommen 
– das ist der Einwanderungs-
grundsatz aller Altparteien. Dass
sich aber durch eine Flutung mit
Armutszuwanderern, die schon in
ihrem eigenen Land gescheitert
sind und bei uns lebenslang nicht
arbeitsqualifiziert sein werden, ei-
ne Dauerbelastung der Leistungs-
träger um je 40 Milliarden Euro
pro eine Million Zuwanderer nicht
nur einmal, sondern auf Dauer er-

höht, wird im Rausch des Wohl-
stands verschwiegen. Das kann in
der Hochkonjunktur auch noch fi-
nanziert werden, wird aber im vor
uns stehenden Crash zum gesell-
schaftlichen Sinkgewicht und zum
Kampf ums Überleben zwischen
saturierten Deutschen und arbeits-
losen, hungrigen Zuwanderern.

Zurück zum Fußball. Wenn der
Trainer bereit ist, auf seine versa-
genden Lieblinge zu verzichten
und hungrige Nachwuchskräfte
einzubauen und wenn die öffentli-
che Kritik die Spielermillionäre
noch dazu bewegen könnte, vom
Altherrenfußball weg und wieder
an ihre Leistungsgrenze zu gehen,
dann könnte mit dieser Mann-
schaft auch wieder gewonnen wer-
den. Es kommt eben nicht nur auf
das Können, sondern mehr auf die
Motivation und die Leistungsein-
stellung an. Das ist im Sport nicht
anders als in der Schule, in der
Ausbildung, in der Wirtschaft und
im Leben.

Gilt im Sport wie
in der Schule,
der Ausbildung
und in der Wirt-
schaft: Wer nicht
kämpft, erleidet,
wie hier die
deutsche Natio-
nalelf im Spiel
gegen Mexiko,
eine verdiente
Niederlage

Bild: pa

Kinderschutzbund
verstößt gegen seine
eigenen Prinzipien

Frei gedacht

Ein hässliches 
Sommermärchen

Von EVA HERMAN

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

FO R U M
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Neues von 
Gerhard Richter

Potsdam − Einem der bedeutend-
sten deutschen Künstler widmet
das Museum Barberini vom 30.
Juni bis 21. Oktober eine umfang-
reiche Ausstellung. In „Gerhard
Richter. Abstraktion“ werden
künstlerische Ideen und Techni-
ken des Dresdner Malers von den
1960er Jahren bis heute beleuch-
tet. Die Schau vereint über 
90 zum Teil noch nicht ausgestell-
te Werke aus internationalen Mu -
seums- und Privatsammlungen.
www.museum-barberini.com. tws

Die Heidelberger bezeichnen ihr
Schloss selbst als „berühmteste
Ruine der Welt“. Gerade gehen
hier die jährlichen Sommerfest-
spiele zu Ende. 

Das imposante Bauwerk ist
weltberühmt. Deshalb pilgern
Jahr für Jahr geschichtsbewusste
Touristen auf unterschiedlichen
Wegen zu dieser Ruine empor, sei
es über die Schlossstraße, den
Klingenteich oder den besonders
steilen „Kurzen Buckel“, auf dem
es zu Fuß am schnellsten nach
oben geht, der Besucher aber
über 300 Stufen zu bewältigen
hat. Wer die vermeiden will,
nimmt die Bergbahn. 

Das Heidelberger Schloss ist
vor allem während der Sommer-
monate ein Anziehungspunkt
erster Güte, und es sind nicht nur
die Bauten, die eine eingehende
Besichtigung wert sind. Faszinie-
rend ist auch der Blick von der
Schlossterrasse zum Neckar hin -
ab oder hinüber Richtung Heili-
genberg. Der weist eine reiche
Geschichte auf, denn auf ihm hat-
ten einst die Kelten gesiedelt, und
die Überbleibsel des alten Mi -
chaelsklosters lassen Gedanken
an die Zeit der frommen Mönche
aufkommen, die hier Jahrhunder-
te später beteten und arbeiteten.

Unzählige Touristen besuchen
die Stadt Jahr für Jahr, vor allem
während der in diesen Tagen
endenden Schlossfestspielen mit
Theater, Musicals und Konzerten.
Die Festspiele wurde schon 1926
von Schauspielgrößen wie Wer-
ner Krauss oder Stefan George
eingeläutet und wurden in den
1930er Jahren fortgesetzt, bis sie
wegen des Kriegsausbruchs abge-
brochen wurden. 

In den 1950er Jahren erlebte
das Freiluftspektakel eine kurze
Wiederbelebung, aber erst 1974
wurde ein neues Konzept ver-
wirklicht mit Sigmund Rombergs
auf Englisch aufgeführtem Musi-
cal „The Student Prince“. Es

basiert auf dem Schauspiel „Alt-
Heidelberg“ von Wilhelm Meyer-
Förster und richtete sich primär
an die in Heidelberg stationierten
GIs (Heidelberg war das Haupt-
quartier der US-Truppen in Euro-
pa) und ihre aus den USA herbei-
reisenden Landsleute, denn die
jahrelang am Broadway aufge-
führte Operette ist jedem US-Bür-
ger geläufig. Nur sind die Besatzer
von einst inzwischen aus der
Stadt am Neckar abgezogen.

Das Schloss mit seiner effekt-
vollen Kulisse ist dennoch Num-
mer eins der Heidelberger Se -
henswürdigkeiten. Es weist eine
reiche Historie auf, denn hier
herrschte von 1353 an, dem Jahr
des Regierungsantritts von Uni-
versitätsgründer Ruprecht I., bis
ins 18. Jahrhundert die Pfälzer
Linie der Wittelsbacher. Hinter-
ließ ein Kurfürst keine Erben,
konnte das politisch allerdings
problematisch werden. Häufig
kam eine Seitenlinie zum Zuge. 

Die wesentlichen Bauten ent-
standen während dieser Periode.
Betritt man den Schlosshof, er -
blickt man links den Ruprechts-
bau mit dem sagenumwobenen
Kranz, den zwei Engel halten. Es
soll sich dabei um die vor Jahr-
hunderten tödlich verunglückten
Kinder des einstigen Baumeisters
handeln. Daneben der etwas nach
hinten zu versetzt gebaute Biblio-
theksbau mit dem gotischen Er -
ker. Er wird häufig als Kulisse für

Aufführungen der Schlossfest-
spiele genutzt, vor einigen Jahren
wirkungsvoll für die Dramatisie-
rung von Umberto Ecos Bestsel-
lerroman „Der Name der Rose“.

Neben dem Bibliotheksbau und
dem Frauenzimmerbau mit dem
geräumigen Königssaal breitet
sich frontal der attraktive Fried -
richsbau von Friedrich IV. aus, auf
dessen zum Hof gewandter Fassa-
de sich die Wittelsbacher Kurfür-
sten aufgereiht und in Stein ge -
meißelt präsentieren. Unterhalb

führt ein kleiner Weg hinab zum
großen, in aller Welt berühmten
Fass, das unlösbar verbunden ist
mit dem Namen des trinkfreudi-
gen Zwerges Perkeo. Rechts ne -
ben dem Friedrichsbau – unter-
brochen durch den zum Schlos-
saltan führenden Torbogen –
schließt sich der schmale Gläser-
ne Saalbau an mit den hübschen
Arkaden des Pfälzer Kurfürsten
Friedrich II., und im 90-Grad-
Winkel erhebt sich die berühmte

Renaissancefassade des Otthein-
richsbaus mit den oben postierten
Steinfiguren. An dieses imposante
Gemäuer schließen sich der Lud-
wigsbau und kleinere Bauten
Richtung Schlossweinstube an
mit dem idyllisch wirkenden
Brunnenhäuschen.

Die weltweite Berühmtheit des
Heidelberger Schlosses wurde
durch Persönlichkeiten gefördert,
denen die romantische Ruine
eine Herzensangelegenheit war.
An erster Stelle rangiert hier der

legendäre Graf Charles de Graim-
berg (1774–1864). Der französi-
sche Emigrant, der 1810 am Nek-
kar eintraf, setzte sich nach Kräf-
ten für den Erhalt des Schlosses
ein, baute ein Kupferstichunter-
nehmen auf und eine Sammlung
zur Geschichte des Schlosses. Er
wurde mit seinen bildhaften Dar-
stellungen zum hoch motivierten
Vermarkter der pittoresk am Berg
gelegenen Burg und machte sie so
in aller Welt berühmt. 

Da hatten die Heidelberger, die
sich nach Kräften an den überall
herumliegenden Steinen bedien-
ten, bereits einen Teil der Anlage
abgetragen, aber der französische
Refugié, der Schlosskonservator
wurde und Begründer der städti-
schen Samm lungen, die sich
schließlich zu Heidelbergs Kur-
pfälzischem Museum entwickel-
ten, war sich bewusst, eine Mis-
sion zu erfüllen. Sein Nachruhm
fiel denn auch üppig aus.

Der engagierte Franzose, nach
dem in Heidelbergs Altstadt das
Palais Graimberg benannt ist, in
dem er seinerzeit seine Sammlun-
gen zeigte, verstärkte seine um
Erhalt der Ruine bemühtes Ein-
satzfreude durch den Verkauf von
Kupferstichen, die um die ganze
Welt gingen und noch heute im
Kunsthandel begehrt sind. So trug
er entscheidend zur weltweiten
Berühmtheit Heidelbergs und sei-
nes Schlosses bei. Die Stadt müss -
te dem Denkmalpfleger, Sammler
und Künstler dafür ewig dankbar
sein und hat dies auch schon
mehrfach durch Ausstellungen
und Publikationen bewiesen.

Den im 19. Jahrhundert grassie-
renden Plänen, das Schloss wie-
der aufzubauen, widersetzte man
sich denn auch aus guten Grün-
den. In jener Zeit schwärmte man
ohnehin von einer „Ruinen -
romantik“, und der Zustand des
Schlosses vertrug sich daher gut
mit dem Zeitgeist, der sich inzwi-
schen – siehe Berliner Schloss –
gewandelt hat. Heide Seele

Auferstanden als Ruine
Das Heidelberger Schloss wurde zum Markenzeichen der Stadt am Neckar – Wiederaufbau abgewendet

Ein Symbol weltweit geschätzter deutscher Ruinenromantik: Heidelberger Schloss

Der Bernstein-Code
Schleswig-Holstein-Musikfest ehrt den Maestro zum 100. Geburtstag

»Das Moll thut dir Wohl«
Ein bislang unbekannter Mozart-Brief fasziniert die Musikwelt

D as Schleswig-Holstein-
Musik-Festival (SHMF)
verteidigt hartnäckig sei -

ne Stellung als größtes Klassik-
Festival Deutschlands und eines
der größten klassischen Musikfe-
stivals der Welt. Die diesjährige
Ausgabe, bei der vom 30. Juni bis
26. August 202 Konzerte und fünf
Musikfeste an 107 Spielstätten mit
190 000 Eintrittskarten auf dem
Programm stehen, unterstreicht
das mit Weltstars wie Jonas Kauf-
mann, Rolando Villazón, Anna
Netrebko oder Yusif Eyvazov. 

Längst ist das SHMF auch dem
internationale Nachwuchs ein
Begriff, selbst wenn kaum einer
der jungen Musiker den Namen
richtig aussprechen kann, ge -
schweige denn weiß, wo Schles-
wig-Holstein überhaupt liegt. Als
wichtige Säule der Veranstaltung
gründete Leonard Bernstein vor
über 30 Jahren das Festivalorche-
ster, das sich jede Saison neu
zusammensetzt. 

Auch vor dieser Saison reiste
wieder eine Fachjury ab Novem-
ber bis ins Frühjahr in 28 Städte
in Nord- und Südamerika, Asien,
Europa sowie dem Nahen Osten.
In Vorspielen wählte sie unter den
etwa 1700 maximal 26 Jahre alten
Bewerbern die rund 120 besten
Instrumentalisten für Deutsch-
lands hochkarätige Orchesteraka-
demie aus. 

Diesen Sommer ist der junge
Klangkörper vom 1. Juli bis zum
20. Au gust im Nordkolleg Rends-

burg-Büdelsdorf zu Gast, um
unter den Dirigenten Christoph
Eschenbach, Justin Freer, Krzysz-
tof Urbanski, Vladimir Jurowski
und Wane Marshall zum Schles-
wig-Holstein-Festivalorchester zu
reifen. Im Anschluss an jede Pro-
benphase stellen die Musiker das
Ergebnis ihrer Arbeit unter dem
jeweiligen Dirigenten in elf Kon-
zerten vom 13. Juli bis 19. August

in Hamburg, Kiel, Neumünster,
Flensburg, Büdelsdorf und Lü -
beck dem Publikum vor. 

Daneben geben einzelne Musi-
ker des Festivalorchesters zur
Mittagszeit zwei sogenannte
Lunch-Konzerte in Lübeck und
Heiligenstedten (8. und 22. Juli),
ein Tea-Time-Konzert in Büdels-
dorf (28. Juli), ein Matinée-Kon-

zert in Neumünster (29. Juli) und
die Schlossmusiken in Plön 
(29. Juli). Das Orchester aus näch-
ster Nähe erlebt das Publikum in
der ACO-Thormannhalle in Bü -
delsdorf (5. August), wenn sich
die Musiker auf die Publikums-
stühle verteilen. Die Zuhörer dür-
fen da bei frei wählen, neben oder
hinter wen sie sich setzen wollen.
Dieses neue Format namens
„Zoom“ erlebt mit Antonín Dvo-
ráks 9. Sinfonie „Aus der Neuen
Welt“ unter Leitung von Krzysztof
Urbanski dieses Jahr seine zweite
Auflage.

Selbstverständlich reiht sich
auch das SHMF in die weltweiten
Feierlichkeiten zum Bernstein-
Jubiläum ein. Als Gründer des
Festivalorchesters war er seit 1987
vier Sommer lang dessen prägen-
der Leiter, bis sein Tod 1990 diese
Arbeit beendete. Höhepunkt der
Veranstaltungen ist das zweitägige
Projekt „The Big Bernstein“ in
Büdelsdorf (18./19. August), wel-
ches die Bandbreite seines kom-
positorischen Schaffens auslotet.

Genau am Tag von Bernsteins
100. Geburtstag ehrt Festivalgrün-
der Justus Frantz den legendären
Musiker in der Kieler Sparkassen-
Arena mit Beethovens „Neunter“
(25. August). An jenem Ort also,
wo Bernstein 1986 mit Haydns
„Schöpfung“ die weltweite Auf-
merksamkeit auf Schleswig-Hol-
stein lenkte. Helga Schnehagen

Infos und Karten: www.shmf.de

So etwas passiert nur alle
Jubeljahre einmal: Das Auf-
tauchen eines verschollen

geglaubten Briefs von Mozart.
Dank einer überaus großzügigen
Spende der österreichisch-deut-
schen Unternehmerin Maria-Eli-
sabeth Schaeffler-Thumann ge -
langte ein Brief des größten
Musikgenies aller Zeiten in die
Sammlung von Original-Autogra-
fen der Stiftung Mozarteum, der
„Bibliotheca Mozartiana“. 

Der Brief aus Mozarts Feder an
seinen Freund Anton Stoll wurde
jetzt von dem Mozart-Botschafter
der Stiftung, dem Opernstar Ro -
lando Villazón, erstmals in Salz-
burg präsentiert. Die historische
Schrift an den Chordirektor Stoll
in Baden bei Wien vom 12. Juli
1791, ein knappes halbes Jahr vor
Mozarts Tod, gehört zu den weni-
gen Privatbriefen, die aus dem
Besitz des Musikers erhalten ge -
blieben sind. Interessant zu wis-
sen ist, dass der prominenteste
Vorbesitzer Johannes Brahms war.
Ansonsten befand sich der Brief
seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts in Privatbesitz. 

Inhaltlich enthält das Schrift-
stück die Bitte Mozarts an den
befreundeten Chorregenten, ihm
die Noten zu zwei Werken zu
schicken, die man kurz vorher in
Baden in der Kirche aufgeführt
hatte, damit er sie in Wien auch
aufführen könne. Mozarttypisch
bindet er eine schlichte Bitte in
ein Gewinde aus Scherzen. Mit

der witzigen Anrede „liebster
Stoll, bester Knoll, grösster
Schroll, bist Sternvoll, gelt, das
Moll thut dir Wohl?“, lässt Mo zart
seinen Brief beginnen. Es soll wit-
zig sein, ist auch so gemeint,
jedoch, so die Historiker, verwen-
det der Musicus hier Begriffe, die
seinerzeit geläufig waren und
einen dicken, groben Menschen
bezeichneten. 

Interessant ist die Rückseite des
Dokumentes. Dort ist man einer
Fälschung auf der Spur. Mozart
schreibt mit verstellter Schrift
und gibt sich als sein Schüler und
Assistent Franz Xaver Süßmayr
aus, der die Bitte wiederholt und
damit droht, Stoll werde von der
neuen „Opera“ nichts erfahren,
wenn er diese nicht erfülle. Mit

der „Opera“ ist keine geringere
gemeint als „Die Zauberflöte“, an
der er gerade arbeitete und die
am 30. September 1791 ihre Ur -
aufführung in Wien hatte. Stoll ist
der Bitte mit Sicherheit nachge-
kommen, denn er wurde kurze
Zeit später zu einer Aufführung
nach Wien eingeladen.

Der größte Teil der Korrespon-
denz der Familie Mozart wird in

der Bibliothek der Stiftung aufbe-
wahrt. Darunter befinden sich fast
200 Originalbriefe des früh ver-
storbenen Komponisten, ebenso
auch zahlreiche Musikautografen.
Diese sind Geschenke und Ver-
mächtnis der Witwe Constanze
und der beiden Söhne Carl Tho-
mas und Franz Xaver Wolfgang
Mozart. Silvia Friedrich

„Liebster Stoll, ... bist Sternvoll“: Mozarts gereimter Sprachwitz
Taktgeber des SHMF: Leonard
Bernstein (1918–1990)

Chagalls Trost 
in der Bibel

Meersburg − Die Bibelgalerie in
Meersburg am Bodensee wird 30
Jahre alt und feiert das mit einem
vielfältigen Festprogramm. Ein
Höhepunkt ist die Sonderausstel-
lung „Marc Chagall – Flucht und
Zuflucht“ mit Lithografien und
Radierungen des russisch-franzö-
sischen Expressionisten, die vom
30. Juni bis 3. Oktober im Kloster-
keller des Dominikanerinnenklo-
sters zu sehen sein wird. Infos im
Internet: www.bibelgalerie.de. tws
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Wenn Künstler 
Modell stehen

Berlin − Fotoporträts von berühm-
ten Künstlern präsentiert das
Charlottenburger Museum für
Fotografie (Jebensstraße 2) vom 
29. Juni bis 7. Oktober. In „Künst-
ler Komplex – Fotografische Por-
träts von Baselitz bis Warhol.
Sammlung Platen“ sind 180 ikoni-
sche Porträts bekannter Fotogra-
fen der Jahre 1917 bis 2000 von
Pablo Picasso und Salvador Dalí
über Frida Kahlo und Andy War-
hol bis hin zu Jeff Koons und
Marina Abramovic vertreten. tws
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Sein Aufstieg begann mit einem Mord
Walter Ulbricht, Schüler Stalins und Erbauer der Berliner Mauer, wurde vor 125 Jahren geboren

Deutschlands Zukunft liegt
auf dem Wasser“. So hatte
es Kaiser Wilhelm II. bald

nach seinem Regierungsantritt
verkündet. Es war ein spätes Er-
wachen, denn für die Völker
Nord-, West- und Südeuropas ist
die Verbundenheit mit dem Meer
seit Jahrhunderten selbstver-
ständlich. Längst sind die Meere,
auch die großen Ozeane, keine
Barrieren mehr, denn Schiff-
fahrtswege verbinden wie Land-
straßen die Kontinente miteinan-
der. 

Die Bedeutung der Meere für
das heutige Zusammenleben von
Völkern und Staaten wieder et-
was bewusster zu machen, ist das
Ziel der Ausstellung „Europa und
das Meer“, die am 12. Juni im
Deutschen Historischen Museum
Berlin (DHM) eröffnet wurde.
Angesichts des schier uferlosen
Themas wurden diesmal zwei
Etagen des schönen Pei-Baus,
dem modernen Anbau an das
traditionsreiche Zeughaus, als
Ausstellungsfläche genutzt. Man
wolle, so sagten es die Kuratoren,
2500 Jahre maritime Kulturge-
schichte zeigen, angefangen bei
Zeugnissen der Antike über die
großen Seestädte in Mittelalter,
Renaissance und Neuzeit, ferner
die großen Auswanderungswel-
len im 19. Jahrhundert, als über
20 Millionen Menschen in die
USA emigrierten, bis zu ihrer
Umkehrung heute in der anhal-

tenden Immigration aus
Nahost und Afrika in die
EU.

Die obere Etage im DHM
ist für das Thema Handel,
Meeresforschung, Tou-
rismus und Badeurlaub so-
wie dem Meer als Gegen-
stand der Kunst gewidmet.
Neben Exponaten aus eige-
nen Beständen sind teil-
weise ganz außerordentli-
che Leihgaben aus großen
europäischen Museen zu
sehen, etwa aus Spanien
das Bordtagebuch des
Christoph Kolumbus und
der Brandbrief des Mön-
ches Las Casas gegen die
Zerstörung der indiani-
schen Kulturen durch die
spanischen Eroberer, nauti-
sches Gerät wie Sextanten
aus den Niederlanden oder
ebenso großartige Gemälde
aus Dresden.

Wer eine „maritime
Ader“ hat, erlebt die Aus-
stellung mit vielen Aha-Er-
lebnissen des Wiederer-
kennens. Aber auch für
ausgemachte „Landratten“
lohnt sich der Museumsbe-
such. Die Ausstellung ruft
die bedeutende Stellung
der großen Seestädte wie
Venedig, Genua, Sevilla (für
die spanischen Territorien
in Südamerika), Lissabon
und Amsterdam (Besitzun-

gen in Ostasien) mit zeitge-
nössischen Dokumenten,
nautischem Gerät und Bil-
dern in Erinnerung. Zum
Alptraum wird die Schau
beim Thema Sklavenhan-
del. Der Transport von
Millionen afrikanischer
Sklaven im 18. Jahrhundert
nach Amerika war ein
höchst lukratives Geschäft.
Gezeigt wird ein Sklaven-
schiff, auf dem die Men-
schen wochenlang in ex-
tremster Enge zusammen-
gepfercht waren, konkret
das Schiff eines französi-
schen Reeders, der das Bild
sogar noch als Reklame für
seine Transporte anpries.

Aktuell wird die Ausstel-
lung beim Thema Meeres-
forschung und Klimawan-
del. Beides hängt heute zu-
sammen; Meeresforschung
erlaubt aus der Messung
von Strömungen, Tempera-
turen, Fischbeständen und
Bodenbeschaffenheiten
Rückschlüsse auf Klima-
schwankungen. Vieles deu-
tet darauf hin: Die Zeichen
stehen auf Sturm! Die in-
tensive Ausbeutung von
Bodenschätzen (Erdöl in
der Nordsee) oder die mas-
senhafte Installierung von
Windparks hat die Meere
zumindest im Norden Eu-

ropas fast schon zu Indu-

strierevieren werden lassen. Da
ist es ein freundlicher Schluss,
wenn gezeigt wird, wie sehr das
Wechselspiel von Licht und Wel-
len immer wieder große Künstler
inspiriert hat; zu sehen sind
schöne Beispiele unter anderem
von Carus, Courbet und Max Lie-
bermann.

Bei einem so umfassenden
Thema kann man nie alles zei-
gen. Gerne hätte man beispiels-
weise einige große Meeresfor-
scher aus den Niederlanden,
England oder Norwegen
(Amundsen, Nansen) erlebt.
Wirklich erstaunt, dass dem mili-
tärischen Aspekt des Meeres und
der Seefahrt keinerlei Aufmerk-
samkeit gilt. Bekanntlich waren
auch einige Seeschlachten von
welthistorischer Bedeutung, etwa
die von Salamis (480 v. Chr.),
Lepanto (1571) oder Trafalgar
(1805). Aber vielleicht genügte
den Kuratoren die heutige Mise-
re, wenn sie mit Blick auf die Im-
migrantenströme (etwas morali-
sierend) bedauern, dass das
Meer um Europa heute nicht
mehr nur verbindet, sondern
wieder zur Grenze, zu einem „gi-
gantischen Wassergraben“ ge-
worden sei. Dirk Klose

„Europa und das Meer“, Deut-
sches Historisches Museum in
Berlin, Ausstellung bis zum 6. Ja-
nuar 2019, täglich geöffnet von
10 bis 18 Uhr.

„Niemand hat die Absicht, eine
Mauer zu errichten“, fiepste der
Vorsitzende des Staatsrates – und
dann legten seine Baubrigaden
los. Die Mauer quer durch Berlin
stand, bevor jeder die Lüge Walter
Ulbrichts begriffen hatte. Ulbricht,
der „Spitzbart“, wie er verharmlo-
send genannt wurde, war nicht
die sächselnde Witzfigur mit Fi-
stelstimme, die man gerne aus
ihm machte.

Für seinen Biografen Mario
Frank war er der „zweitschlimm-
ste deutsche Diktator, den es im
20. Jahrhundert gegeben hat.
Frank nennt die Rangfolge: Hitler,
Ulbricht, Honecker. Eine stimmi-
ge, aber keinesfalls zeitgeistig pas-
sende Rangfolge. Ulbricht war ein
Machtmensch, der mit einem Fe-
derstrich aus einem Zuchthausur-
teil ein Todesurteil machte, der
mit seiner berüchtigten „Turmre-
de“ den Abriss sakraler Bauten
forderte, der lakonisch angesichts
der Paulinerkirche in seiner Hei-
matstadt Leipzig verlangte „Das
Ding muss weg“ (siehe PAZ
20/2018), der die Mauer trotz des
Zögerns der Sowjets bauen ließ.

Als Sohn eines Schneiders am
30. Juni 1893 in Leipzig geboren,
war Ulbricht früh aktiv in der so-
zialistischen Arbeiterbewegung
Deutschlands. Zu Beginn des Er-
sten Weltkrieges brachte er mit
Karl Liebknecht und Rosa Luxem-
burg Flugblätter in Umlauf. Er
wurde als Soldat eingezogen, de-
sertierte, kam erneut an die Front. 

Als der Krieg endete, gehörte
Ulbricht während der November-
revolution dem Soldatenrat an.
Damit begann sein Aufstieg in der
Kommunistischen Partei Deutsch-
lands. Es war der Anfang einer
steilen Karriere. Ab 1929 fungierte
er als Politischer Leiter der KPD
im Bezirk Berlin-Brandenburg.
1931 stimmte Ulbricht dem Plan
zu, den Leiter der Polizeirevierwa-
che 7, Paul Anlauf, zu töten. Die
Genossen Erich Mielke und Erich
Ziemer übernahmen den Mord-

auftrag. Sie erschossen nahe dem
Bülowplatz, auf dem gerade vor
der Parteizentrale der KPD für die
Auflösung des preußischen Land-
tages demonstriert wurde, die Po-
lizisten Paul Anlauf und Franz
Lenck aus kurzer Distanz hinter-
rücks. Ein dritter Beamter wurde
schwer verletzt. Andere Polizisten
auf dem Platz vermuteten einen
Angriff und schossen in die Men-
ge. Zwei Demonstranten trafen sie
tödlich, 35 wurden verwundet.
Mielke und Ziemer entkamen, sie
flohen in die Sowjetunion.

Ziemer starb 1937, Mielke wur-
de in der DDR Minister für Staats-
sicherheit. Ein 1947 gegen ihn er-
lassener Haftbefehl wurde mit
Hilfe der SED außer Vollzug ge-
setzt. Die von Ulbricht herausge-
gebenen „Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung“ be-
hauptete, die Parteiführung habe
von den geplanten Morden nichts
gewusst. 1993 verurteilte das
Landgericht Berlin Mielke wegen
des Doppelmordes zu sechs Jah-
ren Freiheitsstrafe. Zwei Jahre
später wurde er auf Bewährung
entlassen.

Wegen der Polizistenmorde
wurde auch Ulbricht steckbrief-
lich gesucht. Er setzte sich 1933
nach Moskau ab. Während des
Zweiten Weltkrieges agitierte er
bei Radio Moskau, bei der
Schlacht von Stalingrad forderte
er die deutschen Soldaten zum
Überlaufen auf.

Bereits im April 1945 kam Ulb-
richt nach Deutschland zurück.
An der Spitze der nach ihm be-
nannten „Gruppe Ulbricht“ grün-
dete er in der sowjetischen Besat-
zungszone die KPD neu, aus der
dann nach dem Zusammen-
schluss mit der SPD die SED wur-
de. Für die saß er im Landtag von
Sachsen-Anhalt. Die Gründung
der DDR im Oktober 1947 mach-
te Ulbricht zum stellvertretenden
Vorsitzenden des Ministerrats
und ein Jahr später zum General-
sekretär des Zentralkomitees der
SED.

Als Gefolgsmann seines Lehr-
meisters Josef Stalin formte Ulb-
richt die sozialistische DDR nach
sowjetischem Vorbild: Die Betrie-
be wurden verstaatlicht, die Land-
wirtschaft kollektiviert, die Län-
der abgeschafft, die Abgrenzung
zu Westdeutschland vorangetrie-
ben, die Kasernierte Volkspolizei
als Vorläufer der Armee der DDR
gegründet, das Ministerium für
Staatssicherheit aufgebaut. In Ulb-
richts Verantwortung fällt der Ab-
riss durch den Krieg beschädigter
und auch intakter Kulturgüter: das
Schloss in Berlin, das Stadtschloss
in Potsdam, 60 Kirchen. Sie mus-
sten zum Teil stalinistischen Neu-
bauten weichen.

Das alles begleitete ein pene-
tranter Personenkult. Große

Unternehmen wie die Leuna-Wer-
ke oder das Synthesewerk
Schwarzheide, bedeutende Ein-
richtungen wie die Deutsche Aka-
demie für Staats- und Rechtswis-
senschaft oder Sportarenen wur-
den nach Ulbricht benannt. Sein
Kopf zierte Briefmarken, in jeder
Schule musste sein Porträt hän-
gen.

Das blieb nicht ohne interne
Kritik. Zeitweise wies Ulbrichts
Machtgefüge Risse auf. Dann aber
kam der Volksaufstand vom 17. Ju-
ni 1953 – und Ulbricht saß siche-
rer im Sattel als zuvor. Seine Ent-
machtung, befand man in Mos kau,
könnte als Zeichen der Schwäche
gedeutet werden, und das durfte
nicht sein. Ulbricht wurde gehal-
ten und 1960 Vorsitzender des Na-

tionalen Verteidigungsrats und des
Staatsrats. Damit herrschte er über
Staat und Partei.

Gegen Widerstand aus dem
Kreml setzte Ulbricht 1961 den
Bau der Mauer durch. Wegen der
miserablen Lebensverhältnisse
wanderten die Menschen in Scha-
ren aus der DDR ab, die Lei-
stungsträger voran. Das wollte und
musste Ulbricht stoppen. Im Juni
1961 antwortete er bei einer Pres-
sekonferenz auf eine vage Frage:
„Niemand hat die Absicht, eine
Mauer zu errichten“. Zwei Mona-
te nach diesem Dementi rückten
am 13. August 1961 in der Nacht
die Baubrigaden an. Die Grenze
zwischen Ost-Berlin und West-
Berlin sowie zur DDR wurde her-
metisch geschlossen.

Ende der 60er-Jahre bröckelte
Ulbrichts Position in der Partei.
Für wirtschaftliche Vorteile war
er bereit, die völkerrechtliche
Anerkennung der DDR nicht län-
ger mit Nachdruck zu fordern.
Das schadete ihm im Politbüro.
Er behauptete, der Sozialismus
in der DDR sei so hoch entwik-
kelt wie in der Sowjetunion. Das
schadete ihm im Kreml, der ihm
1971 seine Unterstützung entzog.
Im Mai 1971 trat er „aus gesund-
heitlichen Gründen“ zurück. 

Ulbricht starb zwei Jahre nach
seiner Entmachtung am 1. Au-
gust 1973. Wenige Tage zuvor
war das „Walter-Ulbricht-Sta-
dion“ umbenannt worden in
„Stadion der Weltjugend“.

Klaus J. Groth

Maritimer Kontinent
Ausstellung »Europa und das Meer« im Deutschen Historischen Museum in Berlin

Herrscher über Staat und Partei: Walter Ulbricht, hier bei einer Veranstaltung zum 20. Jahrestag der DDR Bild: Imago

Makaber: Reederei-Reklame mit einem Sklavenschiff Bild: DHM
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Problematischer Verbündeter
Die Türkei vollzog im Zweiten Weltkrieg mehrfach einen Kurswechsel

Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs
war die Türkei neutral. Bald darauf
unterzeichnete sie aber zunächst
Beistandsverträge mit den West-
mächten und anschließend einen
Freundschaftspakt mit dem Deut-
schen Reich. Dem folgten der Ab-
bruch der diplomatischen Bezie-
hungen zu Deutschland im August
1944 und die Kriegserklärung vom
23. Februar 1945. Für diesen drei-
maligen Kurswechsel gab es mehre-
re Gründe

Schon vor dem Ausbruch des
Zweiten Weltkriegs agierte die Re-
publik Türkei ganz in der Tradition
der osmanischen Schaukelpolitik
und arrangierte sich wechselweise
mit Deutschland und Großbritan-
nien. Verantwortlich hierfür war der
Wunsch, von beiden Großmächten
moderne Waffen zu beziehen und
wirtschaftliche Unterstützung zu
erhalten. Dabei kam es nach dem
Tode des Staatsgründers Mustafa
Kemal Atatürk im November 1938
zur Bildung zweier verfeindeter La-
ger innerhalb der Führung in Anka-
ra. Auf der einen Seite standen die
anglophilen Politiker rund um
Staatspräsident Ismet Inönü und
Außenminister Sükrü Saracoglu,
auf der anderen Seite prodeutsche
Personen wie Ministerpräsident Re-
fik Saydam und Generalstabschef
Fevzi Cakmak. Das führte zu einer
Patt-Situation, aus der heraus die
türkische Neutralitätserklärung von
Anfang September 1939 resultierte.
Doch dann unterzeichnete Ankara
am 19. Oktober 1939 urplötzlich ei-
nen Bündnisvertrag mit Großbritan-

nien und Frankreich, weil es sich
von Italien und der Sowjetunion be-
droht fühlte.

Wenig später erlitten die West-
mächte eine vernichtende Nieder-
lage in Frankreich, welche sie zum
Anlass nahmen, den Kriegseintritt
der Türkei auf Seiten der Gegner
der Achsenmächte einzufordern.
Angesichts der bröckelnden militä-
rischen Macht des Westens ent-
schied sich Ankara jedoch für die
Annäherung an Deutschland – in
der Hoffnung, Adolf Hitler werde
Benito Mussolini und Josef Stalin
von Angriffen auf die Türkei abhal-
ten. Doch zu genau jener Zeit be-
gann Italien, auf dem Balkan vorzu-
rücken, während die Sowjetunion
Ansprüche auf die türkischen Mee-
rengen anmeldete und an der Kau-
kasus-Grenze provozierte.

Das verstärkte die türkische
Furcht vor einer Invasion, obwohl
Hitler Inönü im Frühjahr 1941 die
territoriale Integrität der Türkei
garantiert hatte, wenn diese ihre
Neutralität bewahre. Hitler war
wichtig, dass während des geplan-
ten Feldzuges gegen die Sowjet -
union keine Bedrohung an der
Südflanke entstand. Deshalb ho-
fierte er die Türkei immer stärker
und hielt jede seiner Zusagen hin-
sichtlich der deutschen Operatio-
nen auf dem Balkan und im öst-
lichen Mittelmeerraum peinlich ge-
nau ein, weshalb Ankara erneut auf
Berlin zuging. Diese Entwicklung
kulminierte am 18. Juni 1941 in der
Unterzeichnung des deutsch-türki-
schen Freundschaftsvertrages. Dar-
in verpflichtete sich die Türkei trotz

des fortbestehenden Militärbünd-
nisses mit den Westalliierten zur
Neutralität gegenüber dem Deut-
schen Reich.

Angesichts der Erfolge der Wehr-
macht im Kampf gegen die Rote Ar-
mee bekam die prodeutsche Frak-
tion in Ankara erheblichen Auf-
wind. Und das war von großer Be-
deutung, weil Personen wie Say-
dam und Cakmak zu den glühend-
sten Anhängern der pantürkisti-
schen Idee zählten. Diese besagte,
dass es die Aufgabe der Türkei sei,
sämtliche Turkvölker Zentralasiens
in einem großen Reich zu vereinen,
was letztlich auch die Annexion
Sowjetisch-Mittelasiens implizier-

te. Deshalb lag es nur zu nahe, dass
die germanophilen Pantürkisten
nun intensiver denn je die Nähe zu
Deutschland suchten, um vom Sieg

Hitlers über Stalin profitieren zu
können.

Wie ernst ihnen dies war, zeigt
der Entschluss Cakmaks vom Som-
mer 1941, zwei Drittel der türki-
schen Armee, immerhin 700000
Mann, an die Grenze zur UdSSR zu
verlegen. Das unterblieb dann aber
zunächst wegen des Stockens des
deutschen Vormarsches – bis die
Wehrmacht ihre Sommeroffensive
des Jahres 1942 eröffnete, in deren
Verlauf sie auch in den Kaukasus
vordrang. Nun startete Cakmak die

größte Militäraktion in der Ge-
schichte seines Landes und beor-
derte nach und nach 43 Divisionen
mit 650000 Mann nach Ostanato-

lien. Hierdurch lag ab Anfang Juli
1942 ein Kriegseintritt der Türkei
auf Seiten Deutschlands in der Luft.

In diesem historischen Moment
erlagen kurz hintereinander der
prodeutsche Ministerpräsident
Saydam und dessen politischer In-
timus, der Innenminister und Ge-
heimdienstchef Fikri Tuzer, myste-
riösen „Herzanfällen“, woraufhin es
Inönü gelang, Cakmak in die Isolie-
rung zu drängen. Das führte zu ei-
nem Einschlafen der „Militärmanö-
ver“ vor den Toren von Stalins Im-

perium. Hitler reagierte hierauf
höchst verschnupft, begnügte sich
dann angesichts des Debakels von
Stalingrad aber mit dem türkischen
Verharren in der Neutralität und
der Lieferung von strategisch wich-
tigem Chromerz – wofür Ankara
Gegenleistungen verlangte: schwe-
re Panzer, Panzerabwehrgeschütze
und Kampfflugzeuge. Und die er-
hielt die Türkei auch 1943, wäh-
rend Großbritannien und die USA
immer massiveren Druck ausübten,
um einen Kurswechsel des eigen-
willigen Bündnispartners zu er-
zwingen. So zum Beispiel durch ein
Lebensmittelembargo. Dass Ankara
dann tatsächlich am 2. August 1944
die diplomatischen Beziehungen
zu Deutschland abbrach, hatte aber
einen anderen Grund: Die Türken
ahnten, dass sie nach dem Krieg
westlichen Schutz gegen die So-
wjetunion benötigen würden.

Mit der ebenfalls erwarteten
Kriegserklärung ließ sich Inönü
noch bis zum 23. Februar 1945 Zeit,
als die Gefahr deutscher Luftangrif-
fe von Griechenland und Bulgarien
aus gebannt war. Aktionen der tür-
kischen Streitkräfte gegen die
Wehrmacht auf dem Balkan oder in
der Ägäis kamen allerdings auch zu
diesem Zeitpunkt nicht in Frage.
Denn dann hätte Ankara seine
Truppen an der Grenze zur UdSSR
reduzieren müssen. Insofern blieb
die Türkei bis zum letzten Tag des
Zweiten Weltkriegs ein problemati-
scher Verbündeter, der – egal wie
die außenpolitische Konstellation
gerade aussah – stets nur seinen
Egoismen folgte. W. Kaufmann
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Der Zusammenbruch des
Deutschen Reiches 1945
bedeutete zugleich das En-

de der bis dahin gültigen Kraft-
fahrzeugkennzeichen, im Volks-
mund auch Nummernschilder ge-
nannt. Nachdem das Königreich
Sachsen als erster deutscher
Bundesstaat bereits am 1. Juni
1901 Kennzeichen eingeführt hat-
te, beschloss der Bundesrat – die
Parlamentskammer der Bundes-
staaten – 1906 die einheitliche
Kennzeichnung für alle Kraftfahr-
zeuge im Deutschen Reich, die ab
dem 1. Oktober des Jahres galt
und dann mit Abweichungen und
Ergänzungen bis 1945 Bestand
hatte.

Die vier alliierten Siegermächte
des Zweiten Weltkrieges führten
am 1. Januar 1946 in ihren jewei-
ligen Besatzungszonen neue
Kennzeichen ein, die sich in Far-
be und Aussehen unterschieden
und die auch nach der Gründung
der beiden deutschen Staaten im
Jahre 1949 zunächst Gültigkeit
behielten.

Gleichwohl hatte man in der
Bundesrepublik Deutschland be-
reits 1950 damit begonnen, für
künftige Kfz-Kennzeichen ein
neues System zu erarbeiten. Erste
Entwürfe aus jenem Jahr wurden
1951 überarbeitet. Nachdem im
Juli 1952 die fünf Länder der DDR
aufgelöst und durch 14 Bezirke
ersetzt worden waren, führte man
dort ab April 1953 auf dieser
Grundlage neue einheitliche Kfz-
Kennzeichen ein.

Die Planungen in der Bundesre-
publik Deutschland ließen diese
Entwicklung indes unberücksich-
tigt, denn 1953 stand ein endgül-
tiges Verzeichnis fest, das allein
der Verwaltungsstruktur des
Deutschen Reiches aus der Vor-
kriegszeit Rechnung trug. Weil
man von einer baldigen Wieder-
vereinigung Deutschlands in den
Grenzen von 1937 ausging, wur-

den nicht nur die DDR, sondern
auch die Ostgebiete in dieses Sy-
stem einbezogen. So findet sich
im Bundesarchiv in Koblenz eine
sogenannte Ostliste (Aktenzei-
chen B 108 10585), in der Litera-
tur auch als Ostzonenverzeichnis
bekannt, die im Fall der Wieder-
vereinigung die dann zu verge-
benden Kfz-Kennzeichen für das
Territorium der DDR sowie für
die alten deutschen Provinzen
östlich von Oder und Neiße ent-
hielt. Die genaue Datierung dieser
Endvariante aus dem Jahre 1953
konnte nicht ermittelt werden, es
darf jedoch angenommen wer-
den, dass sie im Zusammenhang

mit der Neufassung der Straßen-
verkehrszulassungsordnung vom
24. August 1953 erstellt wurde,
welche die Vorgängerversion von
1937 ersetzte.

Am 1. Juli 1956 führte die
Bundesrepublik Deutschland
dann das bis heute gültige Kenn-
zeichensystem ein. Wie in den
Planungen vorgesehen, blieben
die Kennzeichen, die man für die
DDR und die Ostgebiete aufgeli-
stet hatte, weiterhin reserviert, um
bei einer Wiedervereinigung so-
fort ausgeteilt werden zu können.
Als 1990 die Vereinigung der bei-
den deutschen Staaten erfolgte
und auf dem Boden der bisheri-
gen DDR die früheren Länder neu
entstanden, führte man ab dem
1. Januar 1991 auch dort das Sy-
stem der bundesdeutschen Kraft-
fahrzeugkennzeichen ein. Die Ab-

kürzungen aus der Liste von 1953
wurden weitgehend übernom-
men; in einigen wenigen Fällen
bedurfte es geringfügiger Modifi-
zierungen.

Da die Wiederherstellung
Deutschlands in den Grenzen von
1937 nun hinfällig geworden war,
konnte man auch die für die Ost-
gebiete reservierten Kennzeichen
aufgeben. So erhielt etwa Baut-
zen, für das eigentlich BAU vorge-
sehen war, jetzt das bislang an
Beuthen/Oberschlesien vergebe-
ne BZ, das für Bartenstein/Ost-
preußen reservierte BAR erhielt
das Barnimer Land in Branden-
burg, und Wittenberg, für das ur-

sprünglich WTB vorgesehen war,
erhielt WB, das man zuvor an
Waldenburg in Schlesien verge-
ben hatte. Auch in der alten
Bundesrepublik Deutschland, al-
so vor 1990, war man schon in
einzelnen Fällen von der Liste des
Jahres 1953 abgewichen, weil
man in zunehmendem Maße
nicht mehr an eine deutsche
Wiedervereinigung in den Vor-
kriegsgrenzen glaubte. So war die
Buchstabenkombination EL, ei-
gentlich für Elbing in Westpreu-
ßen reserviert, an das Emsland
vergeben worden, und das für
Stettin vorgesehene ST hatte der
Kreis Steinfurt erhalten.

Das 1953 erstellte Verzeichnis
umfasste neben den beiden deut-
schen Staaten die Städte und
Landkreise Pommerns, Ostbran-
denburgs, Schlesiens sowie Ost-

und Westpreußens, wobei von
Ostpreußen auch der sowjetisch
verwaltete Landesteil berücksich-
tigt worden war. So hatte man bei-
spielsweise für Königsberg/Preu-
ßen KP, für Insterburg IB, für Til-
sit TI oder für Gumbinnen GUM
reserviert. Nicht eingeplant waren
Kennzeichen für das Memelland.
Denn dieses war zum Stichtag,
dem 31. Dezember 1937, nicht Be-
standteil des Deutschen Reiches,

Andererseits hatte man 1953
aus nicht ersichtlichen Gründen
auch Kennzeichen für Regionen
vorgesehen, die bereits nach dem
Ersten Weltkrieg nicht mehr zum
deutschen Staatsgebiet zählten, so
etwa KW für Kattowitz, KGH für
Königshütte und SZ, das später
Salzgitter erhielt, für Sosnowitz,
allesamt im 1921 abgetrennten
Teil Oberschlesiens gelegen, und
P für Stadt- und Landkreis Posen,
das auch schon seit 1919 polnisch
war. Dieses war übrigens das ein-
zige für die Gebiete im Osten re-
servierte Kennzeichen mit nur ei-
nem Buchstaben. 1991 wurde es
Potsdam zugeteilt, für das man bis
dahin PD vorgesehen hatte. Auch
Danzig, das bis 1939 eine Freie
Stadt bildete und somit ebenfalls
nicht in den Grenzen des Deut-
schen Reiches vom 31. Dezember
1937 lag, war 1953 mit den Buch-
staben DZ in die Liste aufgenom-
men worden.

Weitere 1953 an größere ost-
deutsche Städte vergebene Kraft-
fahrzeugkennzeichen, die bis
1990 auf dem Papier Bestand hat-
ten, waren:

AT = Allenstein
BX = Breslau
GW = Gleiwitz
HR = Hindenburg/Oberschle-

sien
KB = Kolberg
LW = Landsberg an der Warthe
LZ = Liegnitz
ON = Oppeln

Wolfgang Reith

Voraus gedacht
Vor 65 Jahren entstand das heutige System der Kfz-Kennzeichen – Auch Ostgebiete berücksichtigt

Reinhard Hardegen, ältester
noch lebender deutscher U-
Boot-Kommandant des

Zweiten Weltkrieges, ist tot. Eigent-
lich wollte der am 18. März 1913 in
Bremen geborene Hardegen als
Marineflieger die unendliche Weite
des Himmels erobern und sein Le-
ben nicht in einer engen Röhre un-
ter Wasser verbringen. Nach sei-
nem Eintritt in die Reichsmarine im
April 1933 und den üblichen Aus-
bildungsstationen wurde er Beob-
achter und schließlich Pilot. Doch
ein Flugzeugabsturz setzte seiner
fliegerischen Laufbahn 1936 ein jä-
hes Ende, da er ein verkürztes Bein
nachbehielt. Mit List und Hartnäk-
kigkeit gelang ihm 1939 die Verset-
zung zur U-Boot-Waffe. Im Dezem-
ber 1940 erhielt er das Kommando
über U 147, mit dem er gleich beim
ersten Einsatz einen norwegischen
Dampfer versenkte.

Im Mai 1941 wurde er Komman-
dant von U 123. Nachdem er sich
bei mehreren Feindfahrten bewährt
hatte, lief er im Dezember 1941 zu
einem Sondereinsatz an die US-
amerikanische Ostküste aus. Das
Ziel der Aktion war es, den Alliier-
ten zu demonstrieren, dass die
Kriegsmarine in der Lage war, den
Handelskrieg mit U-Booten auch in
entfernte Gewässer unmittelbar vor
deren Tür zu tragen. Der Deckname
der Operation: „Unternehmen Pau-
kenschlag“. Den ersten Dampfer
versenkte Hardegen bereits auf dem
Anmarsch. Ihm folgten innerhalb
weniger Tage neun weitere. Großad-
miral Karl Dönitz war zufrieden
und funkte: „An den Paukenschlä-
ger Hardegen. Bravo! Gut gepaukt.
Dönitz.“ Nach seiner Rück kehr er-
hielt Hardegen dafür das Ritter-
kreuz des Eisernen Kreuzes.

Bei seiner zweiten Feindfahrt
über den Atlantik im Frühjahr 1942
knüpfte er an diesen Erfolg an und
versenkte zehn weitere Schiffe, wo-
für er das Eichenlaub zum Ritter-
kreuz erhielt. Durch den anstren-

genden Borddienst machten ihm
mittlerweile seine bei dem Flug-
zeugabsturz erlittenen Verletzun-
gen zu schaffen. Bisher hatte Dö-
nitz, der von seinen Leiden wusste,
ihn gedeckt, doch nun holte er ihn
von Bord und ließ ihn Dienst als
Ausbilder und im Torpedowaffen-
amt tun. Gegen Ende des Krieges
wurde Hardegen Kommandeur ei-
nes Marineinfanterieregiments, das
sich vor den Toren von Hardegens
Heimatstadt Bremen den weit
überlegenen britischen Truppen
entgegenstellte. Für die im Land-
kampf ungeübten Seeleute war es
ein letzter Einsatz auf verlorenem
Posten.

Nach der Entlassung aus der
Kriegsgefangenschaft im Jahre 1946
baute sich Hardegen in Bremen ei-
ne zivile Existenz als Ölkaufmann
auf. Nebenher war er Mitbegründer
der CDU in der Hansestadt. Seine
Begründung für dieses politische
Engagement ist ebenso verblüffend
einfach wie überzeugend: „Wir wa-
ren der Meinung, dass es zu viele
Sozis in Bremen gibt, und wollten
das ändern.“ Daraus wurde ein
jahrzehntelanges politisches Wir-
ken. Von 1959 bis 1979 gehörte
Hardegen der Bremischen Bürger-
schaft an, wurde Fraktionsvorsit-
zender und Schriftführer des Lan-
desparlaments. Erst mit 70 Jahren
zog er sich aus der Politik zurück.

Damit hatte er endlich Zeit für
Reisen. Er umrundete Australien,
gelangte mit einem russischen Eis-
brecher zum Nord- und mit einem
Schlitten zum Südpol, bewältigte
die Nordwest- ebenso wie die Süd-
ostpassage. Insgesamt hat er weit
mehr als 100 Länder bereist.

Weit mehr als 100, das hatte er,
als er eben diesen runden Geburts-
tag feierte, als Lebenserwartung an-
gepeilt. Es ist ihm gelungen. Wie
erst jetzt bekannt wurde, ist Harde-
gen am 9. Juni im Alter von 105 Jah-
ren in seiner Heimatstadt Bremen
verstorben. Jan Heitmann

Weit mehr als 100
U-Boot-Kommandant Reinhard Hardegen †

So sähe es heute aus: Kennzeichen des ostpreußischen Lötzen
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Da waren sie noch Freunde: Türkische Offiziere sind 1943 Gäste Hitlers Bild: SZ photo
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Bei Fußballern sollen O-Beine
besonders verbreitet sein. Die

Frage ist: Sind O-Beinige be-
sonders gute Kicker? Oder ist es
der Sport, der die Lücke zwischen
Knien wachsen lässt? Das haben
Münchener Wissenschaftler
untersucht und
kamen zu dem
S c h l u s s :  D e r
Fu ß b a l l  i s t
schuld an den
O-Beinen.

Die Forscher haben je 1300
männliche Fußballer mit 1300
Nichtfußballern verglichen. Dabei
kam heraus, dass bei den Fußbal-
lern der Abstand zwischen Knien
im Schnitt 1,5 Zentimeter größer
ist als bei den Nichtfußballern.

Unter anderem sollen dafür die
Stollenschuhe verantwortlich
sein. Sie erhöhen zwar die Stand-
festigkeit, schränken aber die na-
türlichen Drehbewegungen des
Beins ein und führt zu Belastun-
gen des Knies, was in die Ausbil-

dung der O-Bei-
ne mündet.

Und, ist das
denn schlimm?
Ja und nein:
Durch die un-

gleichmäßige Abnutzung der
Kniegelenke steigt zwar das Risi-
ko einer Arthrose, sagen die For-
scher. Allerdings trifft dies nur
auf Leistungssportler zu, heißt
es. Bloße Freizeitkicker sind da-
von nicht betroffen. H.H.

Moment der Woche
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Wenn Recht zum Spielball wird
Ernst Fraenkels Untersuchung des NS-Systems birgt düstere Parallelen zur Gegenwart

Nur ganz Bösartige spre-
chen immer wieder von
Vergangenheit, die nicht

vergehen will. Aber manchmal
drängen sie sich doch auf, diese
verfluchten, holzschnittartigen
Parallelen zur Gegenwart, die
man gar nicht gesucht hat. Auf
den ersten Blick scheinen sie zu-
meist ziemlich abwegig. 

Aber die Beunruhigung bleibt.
Beispielsweise, wenn man in al-
ten Büchern blättert, etwa über
die beiden deutschen Diktaturen
des 20. Jahrhunderts. Die erste
brachte es gar bis zum industriell

betriebenen Massenmord. Mit to-
talitärem Anspruch traten sie bei-
de auf. Die Frage nach dem Funk-
tionieren und den Mechanismen,
die diese „Systeme“ ermöglichten,
wurde bereits von Zeitgenossen
aufgeworfen. 

Der Anwalt Ernst Fraenkel, der
als deutscher Jude 1938 in die
USA emigrieren musste und nach
dem Krieg als Politikwissen-
schaftler an der Freien Universität
Berlin tätig war, hatte bereits im
„Dritten Reich“ Material für sein
Buch „Der Doppelstaat“ gesam-
melt. 1941 erschien dieses Werk
in seinem Exil, erst 1974 in deut-
scher Übersetzung. Die „Dopp-

lung“ erkannte Fraenkel in dem
Nebeneinander und Ineinander-
greifen von „Normen-“ und „Maß-
nahmenstaat“. Gültige Gesetze –
„Normen“ – gab es selbstredend
auch im „Dritten Reich“. Nur gal-
ten diese eben nicht immer für al-
le, und zwar dann nicht, wenn
staatliche Stellen oder NS-Orga-
nisationen, hier allen voran die
Einheitspartei NSDAP, anderwei-
tige Entscheidungen oder Aktio-
nen – „Maßnahmen“ – für oppor-
tun hielten. Die „Normen“ blieben
formell in Kraft, insofern war offi-
ziell „Rechtssicherheit“ gegeben. 

Diese Zeiten liegen glückli-
cherweise weit zurück. Leben
wir nicht in einer Demokratie
mit klassischer Gewaltenteilung,
in welcher die Legislative, in un-
serem Fall der Bundestag, pein-
lichst darauf achtet, dass die Exe-
kutive keine Sonderwege be-
schreitet und die Bestimmungen
des Grundgesetzes mit Argusau-
gen hütet? Mit Blick auf die ver-
gangenen Jahre ist diese Frage
nicht so recht mit „ja“ zu beant-
worten. 

Rolf Henrich unterstreicht in
seinem auf den Sozialismus und
vor allem die DDR bezogenen
Buch „Der vormundschaftliche
Staat“ den Rückschritt hinter „das
stillgelegte Unternehmen Aufklä-
rung“. Henrich, ebenfalls Anwalt,
war den langen Weg vom SED-
Parteisekretär zum Oppositionel-
len gegangen, er selbst verstand
sich eher als Reformer. Er veröf-
fentlichte besagtes Buch in der

Bundesrepublik im April 1989,
entsprechende Repressalien folg-
ten. Einleitend zitiert Henrich aus
einem Text des Schriftstellers Vol-
ker Braun: „Am Anbeginn war
Kunze mit sich eins, dass Hinze
zu seinem Glück gezwungen wer-
den müsse. Denn selber schien
der nicht zu wissen, was ihm gut-
tut …“ 

Dies bezieht sich natürlich auf
den Ulbricht-Honecker-Staat.
Allerdings: Werden nicht auch in
unserem Land, in dem wir „gut
und gerne leben“, mitunter Dinge
regierungsamtlich verkündet, mit
denen so mancher nicht konform
geht und bei denen der Verdacht
aufkommt, man solle „zu seinem
Glück gezwungen“ werden?

Henrich analysiert die DDR na-
hezu in all ihren Facetten. Äuße-
rungen wie etwa: „Aus Angst
scheuen die meisten Menschen
im Staatssozialismus davor zu-
rück, öffentlich in der Wahrheit
zu leben“, oder der Hinweis auf
das Vernunftdefizit, „das den All-
tag des Sozialismus so geleitham-
melt erscheinen lässt“, sollten ei-
gentlich in eine abgeschlossene
Epoche gehören, erkennbar am
Wort „Sozialismus“.

Oder sind die Dinge doch über-
tragbar? Werden nicht auch in der
Gegenwart der Bundesrepublik
beschlossene Regeln handstreich-
artig beseitigt? Man denke an die
überraschende Energiewende von
2011, den Beschluss, dass die EU-
Staaten finanziell doch füreinan-
der haftbar sind (was bei der Ein-

führung der Gemeinschaftswäh-
rung vertraglich ausgeschlossen
war) oder gar die Nichtanwen-
dung der „Dublin-III“-Regelungen
hinsichtlich der Asylbewerber. 

Sind das nicht bereits „Maß-
nahmen“, die zuvor mit Bedacht
beschlossene „Normen“ aus poli-
tischen Gründen außer Kraft set-
zen? Immerhin zieht das Ganze
unabsehbaren und irreversiblen
Schaden nach sich. Auch pene-
trante tagesschauliche Erläute-
rungen, welche Parteien, hierzu-
lande und anderswo, man gefäl-
ligst als „rechtspopulistisch“ ein-

zustufen hat, haben mehr als nur
einen leichten Duft nach „Bevor-
mundung“.

Interessante Analysen sind es,
vorgenommen durch die Werke
zweier gelehrter Juristen, der
Herren Fraenkel und Henrich, in
ihrem jeweiligen totalitären Um-
feld. In unserem nicht immer
funktionierenden Rechtsstaat
sind sie leider nicht nur rein hi-
storisch von Bedeutung. Die Titel
„Der „Doppelstaat“ und „Der vor-
mundschaftliche Staat“ sollte man
daher nicht allzu schnell abge-
staubt wieder auf dem oberen Bü-
cherregal verschwinden lassen.

Erik Lommatzsch

Zu Besuch in der angeblichen Nazi-Hochburg
Reinhardtsdorf-Schöna war Zielscheibe heftiger Medienattacken, seit die NPD hier bis zu 25 Prozent holte

Der Osten der Republik ist braun
– besonders in Sachsen. Und die
Sächsische Schweiz kommt noch
ein wenig brauner daher als der
Rest des Freistaats. Dabei liegt die
absolute Nazi-Hochburg in der
Gemeinde Reinhardtsdorf-Schö-
na an der Grenze zu Tschechien:
„Dunkeldeutschland pur!“ So lau-
tet der Grundtenor vieler Medien
hierzulande. Doch wie sieht das
Ganze in der Realität aus?

Als die ARD Anfang 2017 im
Nachgang zum radikal-islami-
schen Terroranschlag auf den Ber-
liner Weihnachtsmarkt an der Ge-
dächtniskirche zur Talkshow
„Hart aber fair“ einlud, befand
sich unter den Gästen auch der
türkischstämmige Anwalt Meh-
met Daimagüler. Der Jurist ant-
wortete auf die Frage, ob man här-
ter gegen terrorverdächtige
„Flüchtlinge“ vorgehen solle, er
sehe hierzulande eigentlich noch
ganz andere Bedrohungen: „Ich
traue mich mit meiner Schwester
… nicht in die Sächsische
Schweiz, weil da die Nazis sind.“ 

Damit bemühte Daimagüler ein
Klischee, welches seit 2004 durch
den Blätterwald geistert: In der
idyllischen Felsenwelt südöstlich

von Pirna vor den Toren der Lan-
deshauptstadt Dresden feiere der
Nationalsozialismus gerade fröh-
liche Urständ. Beispielsweise ti-
telte die „Süddeutsche Zeitung“
damals aufgeregt: „Rechter Spuk
im Märchenland.“ Noch deut-
licher wurde einige Jahre später
die deutsche Ausgabe der „Huf-
fington Post“ mit der Aussage:
„Reinhardtsdorf-Schöna ist die
größte Nazi-Gemeinde Deutsch-
lands.“

Auslöser für diese und ähnliche
Schlagzeilen waren die Wahler-
gebnisse in der Gemeinde im hin-
teren Teil der Sächsischen
Schweiz. Hier errang die NPD bei
den Landtagswahlen 2004 bemer-
kenswerte 23,1 Prozent. Ein ähn-
licher Erfolg gelang ihr bei der
Kreistagswahl von 2008, wo sie
auf 25,2 Prozent kam und damit
sogar die CDU überrundete. 

Und auch die Wahlen zum
sächsischen Landtag 2009 und
2014 waren für Schlagzeilen gut:
Wiederum erreichte die NPD 19,4
beziehungeweise 16,1 Prozent.
Von einer „Nazi-Gemeinde“ zu
sprechen, verbietet sich aber
nicht nur wegen des Umstandes,
dass die meisten Einwohner ja
ganz offenkundig doch andere-

Parteien als die NPD gewählt hat-
ten. So ist das kommunalpoliti-
sche Gewicht der NPD ebenfalls
deutlich kleiner als behauptet. 

Zwar stellt sie seit der Gemein-
deratswahl vom Mai 2014, bei der
sie 20,5 Prozent erzielte, zwei
Mitglieder des Gemeinderats, die
restlichen zehn kommen aber al-
lesamt aus freien Wählergemein-
schaften. Deshalb ist auch der
amtierende Bürgermeister und
Gastronom Olaf Ehrlich kein „Na-
zi“, sondern Mitglied der Wähler-
vereinigung 94. 

Ansonsten favorisieren die
Menschen im Ort neuerdings
eher die AfD. Das ergibt sich aus
dem Ergebnis der jüngsten
Bundestagswahl: Die AfD obsiegte
in Reinhardtsdorf-Schöna mit
39,5 Prozent, während die NPD
auf 6,4 Prozent abfiel. Womit sie
freilich immer noch vor der SPD
mit ihren kläglichen 5,8 Prozent
lag.

Verantwortlich für die Wahlsie-
ge der NPD war unter anderem
der Versuch, die Gemeinde dem
benachbarten Kurort Bad Schan-
dau zuzuschlagen, um einen
eventuellen „rechten“ Bürgermei-
ster zu verhindern. Dass sie er-
folgreich gegen diese verwal-
tungstechnische Intrige vorging
und die Eigenständigkeit von
Reinhardtsdorf-Schöna mittels
Bürgerentscheid sicherte, ver-
schaffte der NPD viele Stimmen.
Wichtig ist zudem auch die Volks-
nähe ihrer Kandidaten. So kennen
und schätzen fast alle im Ort den
NPD-Spitzenmann Michael Jaco-
bi, denn der rührige Klempner-
meister rückt zu jeder Zeit und
bei jedem Wetter aus, wenn
irgendwo Heizung oder Toilette
streiken.

Ebenso fallen die NPD-Slogans
rund um das Thema Heimat hier
auf besonders fruchtbaren Boden,
denn Heimatverbundenheit ge-
hört zu den wesentlichsten Eigen-
schaften der Menschen in der

hinteren Sächsischen Schweiz, wo
es sich zwar nicht so komfortabel
und abwechslungsreich lebt wie
im 50 Kilometer entfernten Dres-
den, wo man aber in vielerlei Hin-
sicht bodenständig geblieben ist.
Davon zeugt beispielsweise die
Heimatstube in einem traditionel-
len Umgebindehaus in Schöna, in
der die Besucher gezeigt bekom-
men, wie mühsam und karg das
Leben der Steinbrecherfamilien
früher gewesen ist.

Dass das Wort „Heimat“ hier
nicht nur eine Parole ist, erkennt
der Gast zudem an diversen De-
tails, wie dem liebevoll gestalteten
und von jeglichen Randalespuren
verschonten Grillplatz mit seinem
Unterstand am Dorfrand, von
dem sich ein atemberaubender
Blick auf die markanten Felsen
der Schrammsteinkette auf der
anderen Elbseite bietet. 

Völlig selbstverständlich trägt
er das Schild „Heimat“ – welches
in manchen Stadtteilen Dresdens,
in denen die „Antifa“ permanent

ihre Duftmarken hinterlässt, kei-
nen einzigen Tag hängen bliebe.   

Ein besonderes Wahrzeichen
von Reinhardtsdorf ist die spekta-
kuläre Dorfkirche. Dieses Kleinod
des sogenannten Bauernbarock
wurde zwischen 1680 und 1711
komplett ausgemalt und zeigt
50 biblische Szenen, wobei die
Landschaft des Elbsandsteinge-
birges als Hintergrund für die
Darstellungen diente. Finanziert
haben das Vorhaben großzügige
private Spender.

Diese christliche Prägung zu-
gunsten von mehr „Buntheit“ zur
Disposition stellen will offenbar
niemand im Ort. Deshalb können
die Menschen hier auch sehr gut
ohne fanatisierte „Flüchtlinge“ le-
ben. Ganz genau wie viele Touri-
sten. Zwar führten die Wahlergeb-
nisse seit 2004 dazu, dass links-
orientierte Jugendgruppen aus
Berlin und westdeutschen Groß-
städten Einrichtungen wie den
„Waldhof“ und das Naturfreunde-
haus am Zirkelstein boykottieren.

Dafür kommen aber andere, we-
niger vorurteilsbeladene Gäste,
welche sich weder von der
schlechten Presse des Ortes noch
durch die zu ihm hinaufführende
Buckelpiste von Straße abschrek-
ken lassen.

Was sie in Reinhardtsdorf-
Schöna vorfinden, ist freilich kein
Nazi-Disneyland für Ewiggestrige,
sondern ein völlig normales,
höchst entspanntes Dorfleben.
Hier wandert man geruhsam auf
den Spuren bekannter Maler wie
Caspar David Friedrich, nutzt die
Zapfstelle für frische Rohmilch

der Agrargenossenschaft Oberes
Elbtal und freut sich über ebenso
günstige wie bequeme Unterkünf-
te. So kosten manche Ferienhäus-
chen gerade einmal 30 Euro pro
Nacht, und selbst im noblen
„Wolfsberghotel“, welches den be-
sten Panoramablick über das
Land bietet, sind Zimmer schon
ab 45 Euro zu haben. Ganz ähn-
lich sieht es in den benachbarten
Ortschaften der „verrufenen“
Sächsischen Schweiz aus. 

Deshalb stiegen die Besucher-
zahlen in der Region allein von
2016 auf 2017 um mehr als fünf
Prozent, wobei der Zuwachs bei
ausländischen Gästen sogar
19,1 Prozent betrug. Und entge-
gen aller Gruselmärchen ist bis-
her auch kein einziger von diesen
in der Sächsischen Schweiz zu
Schaden gekommen. 

Es sei denn, er stürzte aufgrund
seines eigenen Leichtsinns von ei-
nem Felsen. Das lag dann aber si-
cher nicht an der mangelnden
„Willkommenskultur“ der Men-
schen vor Ort!

Wolfgang Kaufmann

Spuren großer Maler
wie Caspar 

David Friedrich

Im »Doppelstaat«
gelten Normen nur

unter Vorbehalt

Wenn die Bürger zu
ihrem »Glück«

gezwungen werden

Reinhardtsdorf-Schöna im Elbsandsteingebirge Bild: ddp images

Warum Kicker 
oft O-Beine haben

Die Gemeinde Reinhardtsdorf-
Schöna entstand 1973 durch den
Zusammenschluss der drei Dör-
fer Reinhardtsdorf, Schöna und
Kleingießhübel, welche sämtlich
in der Zeit ab 1200 gegründet
worden waren. Sie besitzt derzeit
etwa 1600 Einwohner. Asylbe-
werber gibt es hier genauso we-
nig wie im benachbarten Bad
Schandau und zahlreichen ande-
ren Erholungsorten der Sächsi-
schen Schweiz, wo man oft kein
Handynetz hat. 
Reinhardtsdorf-Schöna lebt vom
Tourismus und der Landwirt-

schaft. Hausberge sind der Zir-
kelstein und die Kaiserkrone.
Außerdem kann man von Klein-
gießhübel aus auf die höchste Er-
hebung im deutschen Teil des
Elbsandsteingebirges, den Gro-
ßen Zschirnstein (561 Meter),
steigen. Als bedeutendster Sohn
der Gemeinde gilt der Jurist und
Reichstagsabgeordnete Wilhelm
Schaffrath (1814−1893), der 1848
auch zu den Delegierten der Na-
tionalversammlung in der Frank-
furter Paulskirche gehörte und
sich als radikaler Demokrat her-
vorgetan hatte.  W.K.



In Würdigung seiner außerge-
wöhnlichen Leistungen und seines
vielfältigen Einsatzes für Ostpreu-
ßen hat die Landsmannschaft Ost-
preußen Herrn Klaus Brähmig das
Goldene Ehrenzeichen verliehen. 

Klaus Brähmig wurde am 
1. August 1957 in Königstein, Kreis
Pirna, Sachsen, geboren. Nach sei-
nem Schulabschluss absolvierte er
von 1974 bis 1977 eine Lehre als
Elektroinstallateur in Pirna und
leistete anschließend bis 1978 sei-
nen Wehrdienst ab. Eine Ausbil-
dung zum Elektrohandwerksmei-
ster bei der Handwerkskammer
Dresden schloss sich in den Jahren
von 1980 bis 1983 an.

Im Januar 1990 trat Brähmig in
die CDU ein und war von 1990 bis
2017 als direkt gewählter Abgeord-
neter Mitglied des Deutschen
Bundestages. In den Jahren 1998
bis 2009 leitete er die Arbeitsgrup-
pe Tourismus der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und war unter
anderem von 2009 bis 2015 Vorsit-

zender des Tourismusausschusses
des Deutschen Bundestages. 

Als Leiter der Gruppe der Ver-
triebenen, Aussiedler und deut-
schen Minderheiten der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag entwickelte Brähmig
ein besonderes Interesse für das
deutsche Kulturerbe im Königs-
berger Gebiet, das er aufgrund sei-
ner geografischen Lage als ideale
Brücke zwischen Deutschland und
Russland ansieht. Die von russi-
scher Seite vielfach betonte und
gezeigte Wertschätzung der über-
kommenen deutschen Kulturgüter
im nördlichen Ostpreußen be-
trachtete der Bundestagsabgeord-
nete als hervorragende Basis für
künftige Kooperationen zwischen
den beiden Völkern. 2014 hatte
Klaus Brähmig im Rahmen einer
Delegationsreise Gelegenheit, das
Thomas-Mann-Haus im litaui-
schen Nidden zu besuchen und
sich im Memelland über den
grenzüberschreitenden Austausch
zwischen dem Königsberger Ge-

biet und der Euro-
päischen Union
zu informieren. 

Im Rahmen sei-
nes politischen
Engagements für
die deutschen
Minderheiten be-
suchte er im Juli
2016 gemeinsam
mit Parlaments-
kollegen der Uni-
onsfraktion auch
das südliche Ost-
preußen. Dort traf
Brähmig unter an-
derem mit Vertre-
tern der Deut-
schen Vereine, des
ostpreußischen
Dachverbandes
VdGEM, der pol-
nischen Selbst-
verwaltung und
der katholischen
Kirche zum Mei-
nungsaustausch
zusammen. Vor

dem Hintergrund der im südlichen
Ostpreußen gesammelten positi-
ven Erfahrungen setzte sich Klaus
Brähmig in der Folgezeit intensiv
dafür ein, das finanzielle Engage-
ment Deutschlands zur Unterstüt-
zung der Arbeit der deutschen
Minderheiten in Ostmittel- und
Südosteuropa sowie die Pflege des
kulturellen Erbes des historischen
deutschen Ostens aufrecht zu er-
halten. 

Brähmig unterstützte zudem
mit Nachdruck die Erweiterung
des Ostpreußischen Landesmu-
seums in Lüneburg. Sein beson-
deres Interesse gilt dem großen
Königsberger Philosophen Imma-
nuel Kant, dessen 300. Geburtstag
im April 2024 gefeiert wird. Es ist
im Wesentlichen dem unermüd-
lichen Einsatz von Brähmig zu
verdanken, dass der Bund 5,6
Millionen Euro als seinen Anteil
in die Finanzplanung eingestellt
hat, damit zu diesem Zieldatum
ein eigener Kant-Trakt des Ost-
preußischen Landesmuseums er-

öffnet werden kann, der auch Ob-
jekte zur Künstlerin Käthe Koll-
witz aufnehmen soll. Das Land
Niedersachsen stellt für den neu-
en Erweiterungsbau 2,4 Millionen
Euro aus Landesmitteln zur Ver-
fügung. 

Weitere Verdienste um die deut-
schen Heimatvertriebenen hat
sich Brähmig als Mitglied des
Deutschen Bundestages im Stif-
tungsrat der „Stiftung Flucht, Ver-
treibung, Versöhnung“ erworben,
mit der die Erinnerung an den hi-
storischen deutschen Osten sowie
dessen Kultur und Geschichte für
künftige Generationen bewahrt
und erfahrbar gemacht werden
soll. Zusammen mit der Gruppe
der Vertriebenen, Aussiedler und
deutschen Minderheiten begleite-
te er zudem konstruktiv die
Weiterentwicklung der Konzep-
tion zur Kulturförderung auf der
Grundlage des Paragraf 96 des
Bundesvertriebenengesetzes mit
dem Ziel der verstärkten europäi-
schen Integration. P.W.

Wir alle werden ein gutes
Gefühl mit nach Hause
nehmen!“ sagte Pfarrer

Dawid Banach beim ökumeni-
schen Gottesdienst und nahm da-
mit schon das Ergebnis vom dies-
jährigen Sommerfest in Osterode
(siehe 25, Seite 13) vorweg. Rund
1000 Besucher werden abends
ebenso empfunden haben, nach-

dem sie bei strahlendem Sonnen-
schein im Amphitheater ihre Hei-
mat, Sprache und Kultur gefeiert
hatten.

Wie wichtig neben der Pflege des
kulturellen Erbes auch das Schlie-
ßen neuer Freundschaften ist, hob
der deutsche Vizekonsul Giuseppe
Lo Coco in seinem Grußwort her-
vor.  Nur so habe nach dem Fall des

Eisernen Vorhangs aus einem bela-
steten Verhältnis ein auf allen Ebe-
nen dichtes und vielfältiges wer-
den können. Er lobte die vorbildli-
che Zusammenarbeit mit den
unterschiedlichen Vereinen, die
mit Tanz- und Singgruppen die
deutsche Kultur pflegen.

Einen großen Anteil daran hat
auch Klaus Brähmig, der für seine

Arbeit als langjähriger Vorsitzen-
der der Gruppe der Vertriebenen,
Aussiedler und deutschen Minder-
heiten der CDU/CSU-Fraktion mit
dem Goldenen Ehrenzeichen der
Landsmannschaft Ostpreußen aus-
gezeichnet wurde. Er selber kom-
me zwar nicht aus Ostpreußen,
aber sein ostpreußischer Pastor ha-
be immer mit leuchtenden Augen

von dessen Heimat erzählt. Dieses
Erlebnis sowie Besuche in Ostero-
de und Steinort habe er noch in be-
ster Erinnerung.

Dass Musik ganze Völkergrup-
pen verbinden kann, merkten
auch die Mitglieder des soge-
nannten „Ostpreußenchores“ aus
Meck lenburg -Vorpommern .
Schon bei den Proben musizier-

ten sie mit taiwanesichen Urlau-
bern, um dann beim Sommerfest
einen fulminanten Auftritt zu ha-
ben. Den ganzen Nachmittag tra-
ten Tanzgruppen und Chöre im
bunten Wechsel auf und zeigten,
wie lebendig deutsches Brauch-
tum in Ostpreußen ist. Es war für
alle ein gelungenes Fest. 

Hanna Frahm

Nr. 26 – 29. Juni 2018 

Mit dem Goldenen Ehrenzeichen der LO aus-
gezeichnet: Klaus Brähmig (l.) dankt LO-Spre-
cher Stephan Grigat (r.) Bild: H. Frahm

Mit Nachdruck engagiert für Ostpreußen
Für seinen unermüdlichen Einsatz hat der Bundestagsabgeordente Klaus Brähmig das Goldene Ehrenzeichen der LO erhalten

Ausdruck gelebten Brauchtums: Der „Ostpreußenchor“ aus Mecklenburg-Vorpommern (o.) und
die Theateraufführung der Jugendgruppe „Spiegel“. In der Pause: Dieter Arno Milewski, stellver-
tretender Kreisvertreter der Kreisgemeinschaft Lötzen und Barbara Ruzewicz, Vorsitzende des
Deutschen Vereins (r.) Bilder: H. Frahm

Zeit zum Gedankenaustausch: Die beiden Diener Gottes, Domherr André Schmeier und Manfred Schukat (l.), Wiktor Marek Leyk, der Beauftragte des Marschalls der Woiwodschaft Ermland-Masuren
für nationale und ethnische Minderheiten mit Marschall Jaroslav Sloma (M.), Bernard Gaida, Sprecher der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Minderheiten, und Michael Schlüter, Vizevorsitzender des
Verbandes der deutschen sozial-kulturellen Gesellschaften in Polen (r.)

Ein Fest der Liebe zu Ostreußen
Die deutsche Bevölkerungsgruppe feierte im Amphitheater in Osterode ihr Sommerfest
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ZUM 101. GEBURTSTAG

Saager, Lore, geb. Drengwitz,
aus Lyck, Bismarckstraße 16,
am 1. Juli

ZUM 100. GEBURTSTAG

Cudnochowski, Anna, geb. Rei-
nert, aus Großdorf, Kreis Jo-
hannisburg, am 3. Juli

ZUM 96. GEBURTSTAG

Fricke, Hildegard, geb. Röder,
aus Treuburg, am 5. Juli

Klein, Erwin, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 29. Juni

Zozmann, Martha, geb. Bern,
aus Waiblingen, Kreis Lyck,
am 29. Juni

ZUM 95. GEBURTSTAG

Bittner, Hildegard, geb. Skrodz-
ki, aus Kalthagen, Kreis Lyck,
am 30. Juni

Gehrau, Edith, geb. Timm, aus
Reuß, Kreis Treuburg, am 
29. Juni

Karnahl, Margarethe, geb. Ap-
sel, aus Quilitten, Kreis Heili-
genbeil, am 3. Juli

Kruppa, Ilse, aus Birkenwalde,
Kreis Lyck, am 5. Juli

Raulin, Emma, geb. Schneider,
aus Hansbruch, Kreis Lyck,
am 30. Juni

Richter, Dr. Brigitte, geb. Loert-
zer, aus Lyck, Hindenburg-
straße 3–4, am 3. Juli

Schummer, Traute, geb. Lams-
höft, aus Grunau, Kreis Heili-
genbeil, am 29. Juni

Seidel, Elli, geb. Krause, aus
Friedrichsthal, Kreis Wehlau,
am 5. Juli

Skalla, Hilde, geb. Prostka, aus
Neuendorf, Kreis Lyck, am 
5. Juli

ZUM 94. GEBURTSTAG

Bandilla, Otto, aus Milussen,
Kreis Lyck, am 2. Juli

Bessel, Werner, aus Zohpen,
Kreis Wehlau, am 30. Juni

Gebhardt, Alice, geb. von Ra-
ven, aus Neidenburg, am 5. Ju-
li

Hoff, Helmut, aus Plauen, Kreis
Wehlau, am 5. Juli

Hoffmann, Gerda, geb. Retat,
aus Schirrau, Kreis Wehlau,
am 4. Juli

Krüger, Anneliese, aus Lyck, am
3. Juli

Pyko, Karl, aus Plöwken, Kreis
Treuburg, am 30. Juni

ZUM 93. GEBURTSTAG

Barnieck, Hildegard, geb.
Schmidt, aus Lyck, Lycker
Garten 61, am 30. Juni

Biskupek, Ingeborg, geb. Till,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
1. Juli

Figur, Waltraud, geb. Sawitzki,
aus Littfinken, Kreis Neiden-
burg, am 28. Juni

Gottuck, Liesbeth, geb. Jerosch,
aus Lyck, am 29. Juni

Luxa, Norbert, aus Jürgen, Kreis
Treuburg, am 5. Juli

ZUM 92. GEBURTSTAG

Fibiger, Anton, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 4. Juli

Gropp, Antonie, geb. Wilkat, aus
Rauschmünde, Kreis Ebenro-
de, am 30. Juni

Heinrichs, Hildegard, geb. Ger-
des, aus Gartenau, Kreis Nei-
denburg, am 27. Juni

Hildebrandt, Elfriede, geb. Rei-
nert, aus Großdorf, Kreis Jo-
hannisburg, am 28. Juni

Jaschinski, Heinz, aus Ortels-
burg, am 3. Juli

Neumann, Gertrud, geb. Liedt-
ke, aus Pillau, Kreis Fischhau-
sen, am 2. Juli

Pingel, Olga, aus Gaiwen, Kreis
Lötzen, am 4. Juli

Scheel, Hedwig, geb. Nied-
zwetzki, aus Ulrichsfelde,
Kreis Lyck, am 3. Juli

ZUM 91. GEBURTSTAG

Dukatz, Sigfrido, aus Lyck, am 
5. Juli

Fischer, Hans, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 4. Juli

Gall, Prof. Dr. Christian, aus Löt-
zen, am 1. Juli

Kammler, Liesbeth, geb. Pedak,
aus Lisken, Kreis Lyck, am 
30. Juni

Kerat, Waltraud, aus Branden-
burg, Kreis Elchniederung, am
1. Juli

Mikeleit, Ilse, geb. Engel, aus
Pillau, Kreis Fischhausen, am
2. Juli

Myska, Helene, aus Walters-
höhe, Kreis Lyck, am 
29. Juni

Schwillo, Gerda, aus Widmin-
nen, Kreis Lötzen, am 4. Juli

Spieß, Elfriede, geb. Nowak, aus
Babeck, Kreis Treuburg, am 
3. Juli

Stepputtis, Arnold, aus Nautz-
winkel, Kreis Fischhausen, am
5. Juli

Werner, Rudolf, aus Schapten,
Kreis Ebenrode, am 29. Juni

ZUM 90. GEBURTSTAG

Behrend, Eva, geb. Hakelberg,
aus Kattenau, Kreis Ebenrode,
am 2. Juli

Brauer, Edeltraut, geb. Falk, aus
Lyck, am 1. Juli

Erle, Waltraud, geb. Wiechert,
aus Bladiau, Kreis Heiligen-
beil, am 1. Juli

Gogoll, Günter, aus Sonnau,
Kreis Lyck, am 30. Juni

Grötzner, Hella, geb. Biallas, aus
Abbau/Waldfrieden, Kreis
Lyck, am 2. Juli

Hinz, Gerhard, aus Dreimühlen,
Kreis Lyck, am 1. Juli

Jorkowski, Horst, aus Mod-
delkau, Kreis Neidenburg, am
4. Juli

Kastl, Margarete, geb. Ryck, aus
Auglitten, Kreis Lyck, am 
30. Juni

Manke, Dr. Joachim, aus Schal-
len, Kreis Wehlau, am 4. Juli

Moore, Anneliese, geb. Hoyer,
aus Groß Friedrichsdorf, Kreis
Elchniederung, am 30. Juni

Lenkeit, Helmut, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung,
am 2. Juli

Rinkewitz, Ilse, geb. Korytkows-
ki, aus Gelitten, Kreis Treu-
burg, am 2. Juli

Schindler, Irmgard, geb. Porgor-
zelski, aus Seebrücken, Kreis
Lyck, am 5. Juli

Schuster, Lydia, geb. Kowalews-
ki, aus Sonnau, Kreis Lyck, am
30. Juni

Warda, Kurt, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 21–22, am 
1. Juli

ZUM 85. GEBURTSTAG

Bingener, Hulda, geb. Tadday,
aus Ulleschen, Kreis Neiden-
burg, am 2. Juli

Freitag, Luzie, geb. Schimanski,
aus Froben, Kreis Neidenburg,
am 3. Juli

Girgis, Christel, geb. Hessel-
bach, aus Lyck, am 29. Juni

Growe, Kurt, aus Groß Ottenha-
gen, Kreis Fischhausen, am 
5. Juli

Kraich, Hildegard, geb. Czwar-
tek, aus Grammen, Kreis Or-
telsburg, am 1. Juli

Kühn, Horst, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 138, am 
5. Juli

Kunze, Gertrud, geb. Bombek,
aus Lindenort, Kreis Ortels-
burg, am 3. Juli

Kurztusch, Ruth, geb. Exner, aus
Wehlau, am 3. Juli

Kuseler, Lotti, geb. Kuschewitz,
aus Goldenau, Kreis Lyck, am
2. Juli

Lewandrowski, Werner, aus
Malga, Kreis Neidenburg, am
30. Juni

Lütteken, Ehrentraut, geb. Ro-
galla, aus Grünlanden, Kreis
Ortelsburg, am 3. Juli

Mischke, Anton, aus Passen-
heim, Kreis Ortelsburg, am 
3. Juli

Mrotzek, Helmut, aus Schnip-
pen, Kreis Lyck, am 3. Juli

Pell, Walter, aus Flammberg,
Kreis Ortelsburg, am 
30. Juni

Renner, Günter, aus Winsken,
Kreis Neidenburg, am 1. Juli

Salomon, Dr. med. Werner, aus
Grabnick, Kreis Lyck, am 3. Ju-
li

Schulzky, Elfriede, geb. Ballay,
aus Modelkau, Kreis Neiden-
burg, am 3. Juli

2018

14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg

(geschlossener Teilnehmerkreis) 
2. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden in

Wuppertal
3. bis 4. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wuppertal
12. bis 15. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html.

TERMINE DER LO

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Schweiger, Dietmar, aus Tussai-
nen, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
2. Juli

Stannehl, Hannelore, geb. Dass,
aus Nickelsdorf, Kreis Wehlau,
am 3. Juli

ZUM 80. GEBURTSTAG

Adomeit, Kurt, aus Rautenburg,
Kreis Elchniederung, am 
3. Juli

Behrendt, Klaus, aus Lyck, am
30. Juni

Biskup, Siegmar, aus Milken,
Kreis Lötzen, am 2. Juli

Derlath, Horst, aus Garbassen,
Kreis Treuburg, am 5. Juli

Gerhardt, Günter, aus Ebenrode,
am 5. Juli

Göbel, Anna-Maria, geb. Krings,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
1. Juli

Gronwald, Liesbeth, geb. Ka-
wetzke, aus Canditten, Kreis
Preußisch Eylau, am 4. Juli

Kant, Sigrid, geb. Kant, aus Bla-
diau, Kreis Heiligenbeil, am 
4. Juli

Köller, Roswita, geb. Sokolows-
ki, aus Neuendorf, Kreis Lyck,
am 30. Juni

Kussin, Manfred, aus Poppen-
dorf, Kreis Wehlau, am 
30. Juni

Lembke, Günter, aus Hoppen-
dorf, Kreis Preußisch Eylau,
am 3. Juli

Maczeizik, Dieter, aus Bären-
grund, Kreis Treuburg, am 
30. Juni

Mandel, Karin, geb. Dellit, aus
Wehlau, am 2. Juli

Mikler, Inge, geb. Schult, aus Ta-
piau, Kreis Wehlau, am 
1. Juli

Wizenty, Hildegard, geb. Po-
wierski, aus Fröhlichswalde,
Kreis Ortelsburg, am 30. Juni

ZUM 75. GEBURTSTAG

Cichon, Burglinde, geb. Berger,
aus Groß Trakehnen, Kreis
Ebenrode, am 5. Juli

Dauser, Jutta, geb. Schlenther,
aus Ibenberg, Kreis Elchnie-
derung, am 29. Juni

Frenzel, Dorothea, geb. Engelke,
aus Grüneberg, Kreis Elchnie-
derung, am 2. Juli

Jelinek, Karin, geb. Mitzkat, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
1. Juli

Krähmer, Adelheid, geb. Schlef-
fel, aus Parwen, Kreis Elchnie-
derung, am 30. Juni

Platz, Renate, geb. Zeisig, aus
Halldorf, Kreis Treuburg, am
4. Juli

Richter-Rethwisch, Gero, aus
Tenkitten, Kreis Fischhausen,
am 2. Juli

Rohde, Hartmut, aus Wehlau,
am 2. Juli

Stechert, Manfred, aus Hirsch-
thal, Kreis Ortelsburg, am 
1. Juli

Thoms, Peter, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 30. Juni

Seifert, Peter und Ehefrau In-
gried, geb. Boriß aus Stradau-
nen, Kreis Lyck, am 28. Juni

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Sonntag, 8., bis Donnerstag, 
19. Juli: 12-tägige Busreise nach
Angerapp, Masuren, zur Kuri-
schen Nehrung und ins Königs-
berger Gebiet. Eine Teilnahme ist
für Jedermann möglich. Gäste
sind herzlich willkommen. Weite-
re Informationen: Edeltraut Mai,
Telefon (0151) 18461001. 

Der Angerburger Heimatbrief
Nummer 161, Juni 2018, ist er-
schienen.

Winsen/Luhe – Sonnabend, 
30. Juni, 14 Uhr, Brasserie am
Schloß, Schlossplatz 5, 21423
Winsen/Luhe: Ordentliche Mit-
gliederversammlung. Gemäß § 8
Abs. 3 der Satzung vom 22. Sep-
tember 2012 laden wir hiermit
zur ordentlichen Mitgliederver-
sammlung ein.

Tagesordnung
1. Begrüßung, Protokoll, Be-

schlussfähigkeit,
2. Rechenschaftsberichte des

Vorstands,
3. Bericht der Kassenprüfer und

Antrag auf Entlastung des Vor-
stands,

4. Verschiedenes.
Wir bitten um zahlreiche Teil-

nahme. Der Vorstand

Königsberg, Insterburg, Gum-
binnen, Ebenrode mit Trakehnen,
Nördliches Masuren, Kurische
Nehrung, Rominter Heide, Wysti-
ten, Oberlandkanal und Danzig in
neun Tagen.

Mittwoch, 18., bis Sonnabend,
28. Juli, Buchungs-Nummer:
Nord-Ost 2018.

1. Tag: Fahrt ab Wuppertal und
weiteren Zustiegen über Hanno-
ver, Berlin, nach Posen zur ersten
Übernachtung.

2. Tag: Fahrt durch das Warthe-
Netze-Weichsel Gebiet (Kuja-
wien), mit einstündigem Foto-
stopp in der Copernicus-Geburts-
stadt Thorn, weiter über Osterode
und Allenstein zum Hotel in
Sensburg oder Lötzen.

3. Tag: Heute erleben Sie eine
besonders schöne und interessan-
te Route. Durch Lötzen, die gro-
ßen Masurischen Seen, Feste Bo-
jen, weiter durch die wunder-
schöne Moränenlandschaft mit
kleinen Dörfern, Wäldern und
Seen fahren Sie nach Goldap.
Zum „schönen Berg“ und Haus
der Heimat, durch die Wälder der
südlichen Rominter Heide, Via-
dukte in Staatshausen, der Bahn-
hof Szitkehmen und das Drei-
Länder-Eck. Mit Fotostopp in 
Wistyten fahren Sie nach Kybar-
tei, dort über die Grenze bei Eydt-
kau zum Gasthaus Alte Apotheke
in Trakehnen. Drei Übernachtun-
gen. Alternativ zum Hotel in In-
sterburg. 

4. Tag: Zur freien Verfügung
oder Busfahrt zu interessanten
Zielen der Umgebung, wie zum
Beispiel Georgenburg mit Besich-
tigung des dortigen Gestütes, In-
sterburg, in Gumbinnen zur Salz-
burger Kirche oder zum Fresko in
der Friedrichschule, zum Gestüt
Trakehnen, das ökologisch-histo-
rische Museum von Alexej Soko-
low in Groß-Rominten. 

5. Tag: Fahrt auf der R1 mit Fo-
tostopp in Taplaken (Pregel-
Schleuse und Brücke), an Wehlau
und Tapiau vorbei nach Königs-
berg zur Stadtrundfahrt. An-
schließend Freizeit. Übernach-
tung in Königsberg. 

6. Tag: Fahrt zur Kurischen Neh-
rung. Von der Düne Epha haben

Sie einen faszinierenden Blick
über die „Wüste des Nordens“ auf
das Haff und die Ostsee. Bern-
steinhändler bieten das baltische
Gold in vielen Formen an. Bei gu-
tem Wetter ist eine Badepause in
der Ostsee möglich. Des Weiteren
zur Vogelfangstation Rossitten,
Sarkau und das Seebad Cranz.
Übernachtung in Rauschen. 

7. Tag. Fahrt bei Heiligenbeil
über die polnische Grenze, durch
Elbing nach Danzig mit Stadt-
rundfahrt. Besichtigung vieler Se-
henswürdigkeiten. Alternativ:
Fahrt zum Oberlandkanal, auf
dem Schiffe über Berge fahren,
und 99 Meter Höhe überwinden.

8. Tag: Vormittag Orgelkonzert
in der Kathedrale von Oliva. Im
Anschluss fahren Sie nach Kart-
haus durch die kaschubische
Schweiz und das südliche Pom-
mern zur pommerschen Haupt-
stadt Stettin. 

9. Tag: Gut ausgeschlafen und
mit schönen Erinnerungen treten
sie die Heimreise an.

Reisepreis im DZ 730 Euro zu-
züglich Visagebühren. Anmel-
dung bei Scheer-Reisen, Wupper-
tal, Telefon (0202) 500077 oder
(0176) 22201847.

Otterndorf – Mittwoch, 25. Juli,
bis Montag, 6. August, Jugendher-
berge Otterndorf, Schleusenstra-
ße 147, in 21762 Otterndorf: Kin-
derferienlager. Anmeldung beim
Jugendbeauftragten: Norbert
Schattauer, Landesstraße 19,
21776 Wanna, Telefon (04757)
463, E-Mail: schattauer-wanna@
t-online.de.

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Busreise

Heimatbrief

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Heimatreise

Heimatreise

Kinderferienlager

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15

PAZ wirkt!
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Bad Nenndorf – Freitag, 7. Sep-
tember bis Sonntag, 9. September,
Hotel Esplanade, Bahnhofstraße 8,
31542 Bad Nenndorf: Kreistreffen
und Mitgliederversammlung.

Programm
Freitag, 7. September

14 Uhr: Eröffnung des Tagungs-
büros im Foyer und Delegierten-
Versammlung,

16 bis 18 Uhr: Film- und Dia-
Vorträge im Raum Luzern.
Sonnabend, 8. September

9 Uhr:  Eröffnung des Tagungs-
büros,

9.30 Uhr: Treffen im Restaurant,
10 bis 12 Uhr: Lesungen sowie

Film-Vorträge,
12 Uhr: Mittagessen,
14 Uhr: Eröffnung der Mitglie-

der-Versammlung durch den Vor-
sitzenden mit Totenehrung, ver-
schiedene Grußworte. Rechen-
schaftsbericht des Versammlungs-
leiters. Im Anschluss: Berichte der
Kirchspielvertreter sowie Wahlen.

Ab 16 Uhr: Gemütliches Bei-
sammensein, Plachandern. Es
können kleine eigene Beiträge
vorgetragen werden,

16 bis 18 Uhr: weitere Bilder,
Filme und Bilderfassung im Raum
Luzern,

ab 18 Uhr: musikalische Unter-
haltung.
Sonntag, 9. September

10 Uhr: Gottesdienst in der Kir-
che Steinhude, Besuch des Agnes-
Miegel-Hauses in Bad Nenndorf,
Ausklang im Hotel. 

Die Kreisgemeinschaft Fisch-
hausen hat noch einige Bildbände
„Das Samland in historischen An-
sichtskarten“ anzubieten.

Es sind über 180 Ansichtskar-
ten von 70 Orten des Kreises
Fischhausen, dem westlichen Teil

des Samlandes, aus der Zeit vor
1945 abgebildet. Neben der alten
Ordensstadt Fischhausen und
dem Seehafen Pillau sind dies
zum Beispiel die Bernsteinküste
mit den Seebädern Neuhäuser
und Palmnicken, die Steilküste
mit Cranz und Rauschen, die Ku-
rische Nehrung sowie das Galt-
garbengebiet. Abbildungen aus
den Kirchdörfern und zahlrei-
chen kleineren Ortschaften run-
den die Darstellung ab und zeigen
zum Teil Ansichten, die heute
nicht mehr so zu finden sind. Jede
Abbildung ist kurz beschrieben.
Dem Ansichtskartenteil vorange-
stellt sind eine kurze Geschichte
des Samlandes und der Geschich-
te der Ansichtskarten. Eine schö-
ne Erinnerung an diese land-
schaftlich schöne Gegend oder
auch als Geschenk für Kinder und
Enkelkinder. Zu beziehen ist die-
ser schöne Bildband zum Preis
von 15 Euro inklusive Versand
über unsere Geschäftsstelle.

Der neue Heimatbrief der
Kreisgemeinschaft Gerdauen, 
Nr. 61, Juni 2018, ist erschienen. 

Vom 1. bis zum 9. Juni fuhren
wir mit der Reiseagentur Schmidt
nach Königsberg und in den Kreis
Heiligenbeil. 

Auf dieser Reise konnten wir
die Vorstandsmitglieder Bernd
Schmidt, Viola Reyentanz, Arnold
Hesse und Brunhilde Schulz so-
wie die Kirchspielvertreter Irm-
gard Lenz, Siegfried Schulz, Kurt
Woike und die Ortsvertreterin
Herta Hoffmann begrüßen. 

Mit 57 Teilnehmern ging es
über Schneidemühl, Marienburg,
Frauenburg nach Königsberg.
Dort standen eine Stadtrundfahrt
in Königsberg und Ausflugsfahr-
ten nach Pillau, durch das Königs-
berger Gebiet nach Tilsit und Rag-
nit und nach Palmnicken und
Rauschen auf dem Programm. Für
Fahrten in die Heimatorte stan-
den bestellte Taxen für die Gäste
bereit. Am letzten Abend in Kö-
nigsberg sang für uns die Gruppe
„Legende“ und beendete ihr Kon-
zert mit dem Ostpreußenlied. 

Am 6. Tag verließen wir König-
berg und statteten zuerst dem
ehemals so schönen Städtchen
Zinten einen Besuch ab. Unsere
Stadtvertreterin Zinten-Stadt,
Viola Reyentanz, hat uns auf der
dortigen Rundfahrt viel von Zin-
ten und den ehemaligen Bewoh-
nern berichtet. Die Weiterfahrt
führte durch Ludwigsort nach
Heiligenbeil. Nach dem Treffen
mit dem Ehepaar Genna und La-
rissa Lebedinzew war unser erster
Halt am Ehrenfriedhof. Nach ei-
ner Rede des Kreisvertreters,
Bernd Schmidt, wurde in bewe-
gendem Verweilen der vielen ge-
fallenen deutschen Soldaten ge-
dacht. Im Namen der Kreisge-
meinschaft Heiligenbeil wurde
anschließend ein Kranz niederge-
legt. 

Mit dem Bus ging es dann zum
„Rosenberger Stein“. Am 4. Juni
hatte die Ortsvertreterin Rosen-
berg, Herta Hoffmann, mit deut-
schen und russischen Freunden
„650 Jahre Rosenberg“ gefeiert.
Der Bürgermeister von Heiligen-
beil, Oleg Schlyk, war anlässlich
dieser Feier erschienen. Gemein-
sam wurde eine Eiche, die soge-
nannte „Friedenseiche“ gepflanzt. 

Nach dem dortigen Besuch
wurden wir am Museum Heili-
genbeil vom Museumsdirektor
Dimitrij Schilow erwartet und mit
freundlichen Worten empfangen.
Unsere Reisegruppe besichtigte
unter sachkundiger Führung das
immer umfangreicher werdende
Museum. 

Von Dimitrij Schilow und dem
Kreisvertreter der Kreisgemein-
schaft Heiligenbeil wurde bekräf-
tigt, das seit Jahren etwas ange-
spannte Verhältnis zwischen der
Kreisgemeinschaft Heiligenbeil
und der Stadt Heiligenbeil in Zu-
kunft zu verbessern. 

Weiter führte die Reise durch
Braunsberg nach Frauenburg. Am
nächsten Morgen traf sich die ge-
samte Reisegruppe am Gedenk-
stein für die rund 450 000 über
das Eis des Frischen Haffes ge-
flüchteten Landsleute. Auch hier
wurde im Namen der Kreisge-
meinschaft Heiligenbeil ein Kranz
niedergelegt. Gegen Mittag ging
es nach Tolkemit und von dort mit
dem Schiff über das Frische Haff
nach Kahlberg. 

Die Rückfahrt nach Frauenburg
erfolgte mit dem Bus über die Fri-
sche Nehrung, durch Elbing, am
Frischen Haff entlang mit Halt in
Cadinen. Der Abend stand unter
dem Motto „70 Jahre Kreisge-
meinschaft Heiligenbeil“. 

Der Kreisvertreter berichtete
über die Gründung und die 
70-jährige Geschichte der Kreis-
gemeinschaft. Hierbei hob er na-
mentlich die Landsleute hervor,
die sich um die Kreisgemein-
schaft verdient gemacht haben.
Nach einer kleinen Diaschau er-
folgte die Auswertung des obliga-
torischen Ostpreußen-Quiz’. Je-
der Teilnehmer der Reise erhielt
von der Reiseagentur Schmidt ei-
nen Kaffeebecher zur Erinnerung. 

Am 8. Tag führte die Reise nach
Danzig. Nach einer sehr informa-
tiven Stadtführung und genügend
Zeit zur freien Verfügung ging es
weiter an unseren letzten Über-
nachtungsort Köslin. 

Die Rückreise erfolgte mit Halt
am schnäppchenreichen Polen-
markt. Während der gesamten
Reise herrschte traumhaftes Wet-
ter. 

So konnte sich unsere wunder-
schöne ostpreußische Heimat
wieder einmal von der besten Sei-
te zeigen. B. S.

Schwerin – Mittwoch, 18. Juli,
12 Uhr, Gaststätte Kaktus, 
Dreescher Köpmarkt: Treffen. 

Warpe – Sonntag, 1. Juli, 10 Uhr,
Dom zu Bücken, anschließend
Landhaus Hünecke, 27333 Warpe:
Heimattreffen der Prökelwitzer
und Schlobitter.

Im Mai trafen sich die Ostpreu-
ßen zum Regionaltreffen der
Kreisgemeinschaft Osterode am
27. Mai in Hamm-Westtünnen.
Hierzu im Folgenden der zweite
und letzte Teil des Berichtes.

Im Folgenden kam Gieseler
nochmals auf das Thema „Hei-
mat“ zurück. Sein Vater, Volkmar
Gieseler, der 101 Jahre alt gewor-
den ist, hat in seinen letzten Le-
bensjahren oft gesagt: „Alt wer-
den ist schön. Sehr alt werden ist
nicht schön.“ Er hat zuletzt stark
darunter gelitten, niemanden
mehr zu haben, mit dem er seine
Erinnerungen an eine gemeinsa-
me Jugendzeit in der ostpreußi-
schen Heimat hätte teilen können.
Genau deshalb sind die regelmä-
ßigen Treffen, die die Kreisge-
meinschaft organisiert, für den
Austausch zwischen den Heimat-
vertriebenen so wichtig. Die
Kreisgemeinschaft selbst ist für
die Schicksalsgemeinschaft der
Osteroder Ostpreußen ein Stück
weit Heimat geworden. Aus die-
sem Grunde verbietet sich jeder
Gedanke an eine Selbstauflösung,
solange auch nur ein gebürtiger
Ostpreuße noch am Leben ist.

„Und dann?“, fragte Gieseler.
Was solle aus unserer Kreisge-

meinschaft werden, wenn der
letzte Ostpreuße diese Welt ver-
lassen habe? „Sollen wir die in
der Heimat verbliebenen Deut-
schen ihrem Schicksal überlas-
sen? Sollen wir die Pflege des kul-
turellen Erbes einstellen? Sollen
wir Ostpreußen dem Vergessen
preisgeben? Nein! Ostpreußen ist
wichtiger als wir selbst. Die Ar-
beit für Ostpreußen muss auch
nach uns weitergehen.“

Dies kann aber nur gelingen,
wenn die Kreisgemeinschaft in
die Öffentlichkeit geht und sich
für alle Menschen öffnet, die sich
mit ihrem Anliegen identifizieren.
Während das Regionaltreffen in
Hamm eine vorwiegend nach in-
nen gerichtete Veranstaltung für
die Erlebnisgeneration war, war
das Hauptkreistreffen in Osterode
am Harz auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Öffentlichkeitsar-
beit zu sehen. Bei der Planung des
kommenden Hauptkreistreffens
am 14. und 15. September hat der
Vorstand beide Gesichtspunkte –
den des familiären Austausches
innerhalb der Erlebnisgeneration
und den der Öffentlichkeitsarbeit
– gleichermaßen berücksichtigt:
Das diesjährige Hauptkreistreffen
beginnt am Freitagabend, 14. Sep-
tember, im Hotel Börgener mit ei-
nem gemütlichen Beisammen-
sein, ohne Programm, das aus-
schließlich dem Austausch unter-
einander dienen soll. „Ich freue
mich schon jetzt darauf, mög-
lichst viele von Ihnen persönlich
kennenlernen zu können und Ihre
Erzählungen zu hören“, sagte Gie-
seler.

Der Sonnabend, 15. September,
10.15 Uhr, soll mit der Mitglieder-
versammlung beginnen. Die Teil-
nahme ist in diesem Jahr be-
sonders wichtig, da vorgezogene
Vorstandswahlen stattfinden. Um
11.15 Uhr wird der bekannte Na-
turfilmer Werner Rohlmann sei-
nen preisgekrönten Masuren-
Film zeigen. Der Trailer dieses Fil-
mes lässt einen Hochgenuss er-
warten. „Solche Naturaufnahmen
aus Ostpreußen haben weder Sie
noch ich jemals zuvor gesehen“,
schwärmte unser Kreisvertreter.
Um 14 Uhr wird die Feierstunde
beginnen. „Wir sind glücklich,
dass es uns gelungen ist, Arno
Surminski für eine Lesung aus
seinem neuesten Buch „Wolfs-
land“ zu gewinnen. Ich lade Sie
nun alle herzlich ein, am 14. und
15. September zu unserem Haupt-
kreistreffen nach Osterode am
Harz zu kommen, und freue mich
auf ein Wiedersehen mit Ihnen.“

Die Feierstunde des Regional-
treffens schloss nach guter alter
Sitte mit dem gemeinsamen Sin-
gen der deutschen Nationalhym-
ne.

Nach der Feierstunde saßen die
Osteroder Ostpreußen noch lange
gemütlich zusammen, bis sie – es
war schon früher Abend – schwe-
ren Herzens voneinander Ab-
schied nahmen. Aber das nächste
Regionaltreffen ist schon wieder
in Vorbereitung. Der Vorstand

Von Donnertag, 26. Juli, bis
Sonntag, 5. August, findet die
deutsch-russische Jugendbegeg-
nung der Kreisgemeinschaft
Schloßberg im Königsberger Ge-
biet statt. Gemeinsam mit russi-
schen Jugendlichen aus dem Kreis
Schloßberg verbringt Ihr eine
interessante Zeit zwischen Tilsit
und Königsberg, in der Ihr auf vie-
len Ausflügen (Tilsit, Haselberg,
Gumbinnen, Schloßberg, die Sam-
landküste, Georgenburg und Kö-
nigsberg) die Geschichte dieser
Region erfahrt. Bei Gesprächen mit
den russischen Jugendlichen wird
natürlich aber auch über die
Gegenwart und über das unter-
schiedliche Leben in Deutschland
und Russland, gerade auch bei
jungen Leuten, diskutiert. Auf dem
Rückweg ist eine Übernachtung in
der Hansestadt Danzig geplant.
Die Teilnehmer sollten zwischen
15 und 18 Jahre alt sein. Der Ei-
genbeitrag liegt bei 200 Euro. Die
Abfahrt mit dem Linienbus wird in
Hamburg und in Berlin sein.

Der Treuburger Heimatbrief,
Heft 75, ist erschienen.

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 14

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146
Würselen, Telefon/Fax (02405)
73810. Geschäftsstelle: Barbara
Dawideit, Telefon (034203) 33567,
Am Ring 9, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Kreistreffen

Kreisvertreter: Wolfgang Sopha,
Westerfeld 1, 24992 Janneby.
Stellvertretender Vorsitzender:
Uwe Nietzelt, Nikolaikirchhof 45,
04600 Altenburg. Familienfor-
schung: Heidrun Meller, Nikolai-
kirchhof 45, 04600 Altenburg,
Telefon (03447) 8966021, E-Mail:
H.Meller@t-online.de, Internet:
www.kreis-fischhausen.de. Ge-
schäftsstelle: Fahltskamp 30,
Postfach 1732, 25407 Pinneberg,
Telefon (03447) 8966746.

FISCHHAUSEN

Neuer Bildband

Druckfrisch: Der Fischhausener Bildband ist erschienen Bild: privat

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am
Eichengrund 1f, , 39629 Bismark
(Altmark), Telefon (0151) 12 30 53
77, Fax (03 90 00) 5 13 17. Gst.:
Doris Biewald, Blümnerstraße 32,
04229 Leipzig, Telefon (0341)
9600987, E-Mail: geschaeftsstel-
le@kreis-gerdauen.de.

GERDAUEN

Heimatbrief

Kreisvertreter: Bernd Schmidt,
Heideweg 24, 25578 Dägeling, Te-
lefon (04821) 84224, E-Mail:
schmidt.ploessen@gmx.de, Erster
Stellvertretender Kreisvertreter:
Christian Perbandt, Im Stegefeld
1, 31275 Lehrte, Telefon: (05132)
57052. E-Mail: perbandt@kreis-
ge meinschaft-heiligenbeil.de.
Zweite Stellvertretende Kreisver-
treterin: Viola Reyentanz, Groß-
enhainer Straße 5, 04932 Hirsch-
feld, Telefon (035343) 433, E-
Mail: reyvio@web.de. Schriftleite-
rin: Brunhilde Schulz, Zum Ro-
thenstein 22, 58540 Meinerzha-
gen, Tel.: (02354) 4408, E-Mail:
brschulz@dokom.net. Internet:
www.kreisgemeinschaft-heiligen-
beil.de 

HEILIGENBEIL

Heimatreise

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Kreisvertreterin:  Ingrid Tkacz,
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch,
Telefon/Fax (04122) 55079.
Stellv. Kreisvertreterin; Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12,
38820 Halberstadt, Telefon
(03941) 623305. Stellv. Kreisver-
treterin Monika Buddych, Op de
Dümmer 32, 45772 Marl/Westf.,
Telefon (02365) 691690. Schatz-
meister: Frank Panke, Eschen-
weg 2, 92334 Berching, Telefon
(08462) 2452. Geschäftsstelle
Horst Sommerfeld, Lübecker
Straße 4, 50858 Köln, Telefon
(02234) 498365.

MOHRUNGEN

Heimatgruppe

Treffen

Kreisvertreter: Burghard Gieseler,
Elritzenweg 35, 26127 Olden-
burg, Telefon (0441) 6001736. Ge-
schäftsstelle: Postfach 1549,
37505 Osterode am Harz, Telefon
(05522) 919870. KGOeV@t-onli-
ne.de; Sprechstunde: Mo. 14-17
Uhr, Do. 14–17 Uhr.

OSTERODE

Regionaltreffen

Regionaltreffen der KG Osterode: KV Gieseler (l.) mit Ehepaar
Kolakowski Bild: privat

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Renate Wiese, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Jugendbegegnung

Kreisvertreter: Ulf Püstow, Ri-
chard-Wagner-Straße 30, 19059
Schwerin. Stellvertreter: Mattias
Lask, über Gerhart-Hauptmann-
Haus Düsseldorf. Geschäftsfüh-
rer: Ronny Haase, Nöhringswin-
kel 1, 14959 Trebbin. Internet:
www.treuburg.de. 

TREUBURG

Heimatbrief

In Frauenburg: Heiligenbeiler am Gedenkstein Bild: privat
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

AEIRS IIPT AARRT AAERW AGIL BEIL AFMO

ALMW

EILRT AADG
IO

ABEFI
PRRS

AADI ABEL
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1 TIER SUCHER

2 STEUER LAST

3 FELS MENSCH

4 FUSS ROCK

5 BETT LAND

6 GRAU FISCH

7 RAUB ARTIG

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich in Pfeilrichtung ein 
anderes Wort für stabil, dauerhaft.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Teil des Weserberglandes

2 große Flutwelle

3 Bundesstaat der USA

Mittelworträtsel: 1. Faehrten,  
2. Abgaben, 3. Hoehlen, 4. Spitzen,  
5. Nachbar, 6. Papagei, 7. Ueberfall –  
haltbar 

Magisch: 1. Deister, 2. Tsunami,  
3. Vermont

  P   I  A   B   M   E  E  Z  
  F A S S U N G  E M P O R  V E R L O B T
 M A U E R  S A S S E  D I V E R S  F  A
  U S  A B T R O C K N E N  R I T U E L L
 S E H N E  A B  H K   G A G E  R  I E
  N E  L O R E  L A C H E  R  T I T A N
  A L G I E R  L A  R I L K E  R E U I G
 D U F T  L E D I G  A   N E P A L E S E
  G E  G E N U A   C H R O N I K  N O 
  E R B I N  K N I C K  I P   T O N N E
       R E E L L  E L F E R  R E  T
          L A B I L   A L A S K A
        G L E I S S E N  S E N  I G
       A L A R M  K  A N T I G O N E
        E    M A K I   T E N O R
        T R U B E L  V A  E  K  E
       I S O M A T T E  K A R I E S 
        C S  E   T R U G  S L I P
       E H E B R U C H  T E L E  S O
        E  E I N Z I G  N A R W A L
        R U I N E  K I T T  E L L E

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:
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  S P A R B R I E F
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Ministerium für Kultus, Jugend
und Sport sowie das Ministerium
für Inneres – „Schüler aus der
Woiwodschaft Lodz und aus Ba-
den-Württemberg haben sich kre-
ativ mit dem geschichtlichen und
kulturellen Hintergrund ihres je-
weiligen Nachbarlandes ausein-
andergesetzt. Sie haben sich im
Wettbewerb Grundlagen für eine
fruchtbare Begegnung erworben“,
sagte Staatssekretär Julian Wür-
tenberger am Freitag, 15. Juni, in
Stuttgart. Beim Festakt zur Preis-
verleihung des Wettbewerbs „Die
Deutschen und ihre Nachbarn im
Osten“ zeichnete Würtenberger
die Preisträger aus.

Der Wettbewerb, den das Mi-
nisterium für Kultus, Jugend und
Sport sowie das Ministerium für
Inneres, Digitalisierung und Mi-
gration seit mehr als vier Jahr-
zehnten jährlich veranstalten und
der vom Haus der Heimat organi-
satorisch und konzeptionell be-
treut wird, stand in diesem Jahr

unter dem Motto „Deutsch-polni-
sche Begegnungen. Das Land Ba-
den-Württemberg und die Woi-
wodschaft Lodz“.

Direkt im Anschluss an die
Preisverleihung beginnt für die
Hauptpreisträger aus beiden Län-
dern eine gemeinsame Reise nach
Polen. Die polnischen Schüler
hatten vor Stuttgart bereits Hei-
delberg und den Schwarzwald
kennengelernt.

Jedes zweite Jahr wird der
Schülerwettbewerb grenzüber-
schreitend mit osteuropäischen
Partnerländern oder -regionen
durchgeführt. Bisherige Partner
waren Polen, Ungarn, die Slowa-
kische und die Tschechische Re-
publik, Rumänien, die Woiwod-
schaften Pommern und Ermland-
Masuren sowie die serbische Pro-
vinz Vojvodina.

Der Wettbewerb bietet die Mög-
lichkeit, sich in einem Wissens-
quiz, durch künstlerische Arbei-
ten oder schriftlich mit dem je-
weiligen Thema zu beschäftigen.

Pressestelle des Ministeriums
für Inneres, Digitalisierung und

Migration in Baden-Württemberg
Stuttgart – Dienstag, 17. Juli,

14.30 Uhr, Haus der Heimat,
Stuttgart: Kreis- und Frauengrup-
pe treffen sich gemeinsam zum
Heimatnachmittag. Herr Eichen-
berger vom Haus der Heimat wird
uns in der Bibliothek (4. Stock)
durch die Ausstellung „Wenn ihr
wollt, ist es kein Märchen – Le-

benswege bedeutender Persön-
lichkeiten jüdischen Glaubens“
führen mit einem ostpreußischen
Schwerpunkt, mit drei ostpreußi-
schen Frauen und einem Mann.

Göppingen – Im Jahresplan war
dieser 1. Mittwoch im Monat Juni
als ganz normaler Treff ab 14 Uhr
vorgesehen gewesen. Da aber un-
sere Frauengruppenleiterin, Vera
Pallas, erneut in den letzten Wo-
chen in Sachen Heimatkunde und
-pflege unterwegs war, wussten
wir, die Zeit am Nachmittag wür-
de nicht ausreichen, um uns wie-
der über alles ganz genau berich-
ten zu können. Also trafen wir uns
unter Zuhilfenahme der örtlichen
Presse und des Telefons schon
zwei Stunden früher. 

Da unsere Schar ja leider auch
unter dem Überalterungsprozess
leidet, ist aus ehemals 40 Frauen
ein kleines, aber doch noch sehr
reges Grüppchen von 16 Teilneh-
merinnen geblieben. 

Das Nachmittagsprogramm be-
stritt dann Vera Pallas mit ihrem
Bericht von der Landesfrauenta-
gung des BDV im Haus der Fami-
lie in Stuttgart. Auch über das
Kleine Ostpreußentreffen und an-
dere Reisen, die in diesem Jahr
noch stattfinden werden, konnte
sie ausführlich berichten. Da ja
das Flüchtlingsthema überall so
präsent ist, berichteten nun unse-
re Frauen über ihre damaligen
Probleme, als sie in der „neuen“
Heimat ankamen. Wie sie aufge-
nommen oder auch nur geduldet
wurden. Einige wurden zuerst in
Norddeutschland heimisch, wäh-
rend Pallas ihre Jugendzeit in
Bayern bei einer Bauernfamilie
verbringen konnte. Bis heute hat
sie zu diesen „Kindern“ einen en-
gen Kontakt und besucht sie noch
jedes Jahr. Selbst damalige Nach-
barskinder freuen sich immer
sehr, sie dann wiederzusehen.

Dann gedachten wir an die jetzt
erst verstorbene Schriftstellerin
und Journalistin Ruth Geede. Pal-
las las den Bericht aus der PAZ
vor. Wir gedachten in Trauer und
Demut an ihr Leben und Schaf-
fen. Wir gedachten auch der älte-
sten Ostpreußin unserer Frauen-
gruppe, Ingeborg Scheuing, die
uns leider im April im Alter von
fast 94 Jahren verlassen hatte. Ge-

rade sie hatte mit ihrem unver-
fälschten ostpreußischen Dialekt
beim Lesen ihrer Gedichte oder
Anekdoten aus der Heimat immer
für ein ganz besonderes Erlebnis
gesorgt. Fotos von ihr und auch
die Berichte über Ruth Geede wa-
ren von Pallas schon in unser
„Frauentreff Album“ eingeklebt
worden. 

Unser Singen kam an diesem
Nachmittag auch nicht zu kurz.
Als erstes erklang natürlich das
„Ostpreußenlied“, dieses wurde
vom Geburtstagskind aus dem
Monat Mai gewünscht. Die Stell-
vertreterin, Ina Meister, war näm-
lich 75 geworden, und an diesem
Tag die Jüngste in der Gruppe. Es
erklangen noch einige weitere
Lieder aus der Heimat, passend
zum Frühling. I.M.

Altmühlfranken – Freitag, 
28. Juli, 19 Uhr, Gastwirtschaft
Röschelskeller, Gunzenhausen:
Sommerabend der Landsmann-
schaften. 

Ansbach – Sonnabend, 14. Juli:
Sommersingen in fröhlicher Run-
de. Bei schönem Wetter in einem
Wirtshausgarten mit kleiner 
Vesper.

Hof – Sonnabend, 14. Juli, 
15 Uhr, Altdeutsche Bierstube,

Marienstraße 88, 95028 Hof: Mo-
natsversammlung.

Landshut – Dienstag, 3. Juli:
Ausflug nach Wasserburg, Pro-
gramm folgt. – Dienstag, 17. Juli,
14 Uhr, Biergarten Insel: Zu-
sammenkunft.

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen: Elfi Fortan-
ge, Telefon (030)
4944404.

Königsberg – Frei-
tag, 13. Juli, 14 Uhr,
Johann-Georg-Stu-
ben-Straße 10,
10709 Berlin-Halen-

see, Anfragen an Elfi Fortange, Te-
lefon (030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 8. Juli, 15 Uhr,
Restaurant Stamm-
haus, Rohrdamm 24
B, 13629 Berlin, An-

fragen an Martina Sontag, Telefon
(033232) 188826.

Landesgruppe – Noch bis Don-
nerstag, 5. Juli: ANKAMEN –
AN(GE))KOMMEN. Ein Theater-
projekt mit Flüchtlingen und Ver-
triebenen von Michael Uhl. In
dem Projekt des Ohnsorg-Thea-
ters erzählen Zeitzeugen von ih-
rer Flucht, ihren Erfahrungen des
Ankommens, vom Gestern und
Heute. 

Karten erhalten Sie an der The-
aterkasse, Montag bis Sonnabend,

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Ausgezeichnet: Preisträger des Schülerwettbewerbes Bild: HdH BW

Die Göppinger Frauengruppe: Frau Wichum, Frau Brinker, Frau
Zenker, Frau Müller, Frau Roflik, Frau Bergel, Frau Heidinger,
Frau Pallas, Frau Bimbinneck, Frau Lutz Bild: privat

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 28/2018 (Erstverkaufstag: 13. Juli) bis spätestens
Mittwoch, 4 Juli an E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de,
per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische Allge-
meine Zeitung, z. Hd. Frau Christiane Rinser-Schrut, Buchtstraße 4,
22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 28

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17
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10 bis 18.30 Uhr, Sonntag 14 bis
18.30 Uhr, Ohnsorg-Theater, Hei-
di-Kabel-Platz 1 20099 Hamburg,
Telefon (040) 35080321, E-Mail:
kasse@ohnsorg.de, Internet:
www.ohnsorg.de.

Wetzlar – Sonnabend, 7. Juli, 
13 Uhr, Schützenhaus am Boben-
höllerwald in Nauborn: Grillfest.
Kontakt: Kuno Kutz, Telefon
(06441) 770559.

Wiesbaden – Dienstag, 10. Juli,
15 Uhr, Gaststätte beim Wiesba-
dener Tennis- und Hockey-Club,
Wiesbaden, Nerotal: Frauengrup-
pe mit Kaffeetrinken im Grünen,
ESWE-Bus: Linie 1, Haltestelle
Nerotal (Endhaltestelle). Wer Lust
zu einem Spaziergang hat, steigt
bereits an der Haltestelle „Krie-
gerdenkmal“ aus. Von dort geht
die Gruppe um 14.30 Uhr durch
die Nerotal-Anlage zur Gaststätte.
Organisation und Leitung Helga
Kukwa.

Oldenburg – Mittwoch, 4. Juli,
Abfahrt 13 Uhr, ZOB Oldenburg:
Halbtagesfahrt gemeinsam mit
den evangelischen Schlesiern,
Gruppe Oldenburg, die uns nach
Nordenham-Blexen zur Hippolyt-
kirche führen wird. Unkostenbei-
trag 15 Euro. Anmeldungen bitte
bei  Gisela Borchers, Telefon
(0441) 2047676.

Rinteln – Donnerstag, 12. Juli,
15 Uhr, Hotel Stadt Kassel, Klo-
sterstraße 42, 31737 Rinteln (Na-
vi: Bäckerstraße 1 oder Kreuzstra-
ße): Holger Schramm aus Emmer-
thal spricht über seine „Rundreise
durch das nördliche, russische
Ostpreußen“ und zeigt dazu die
entsprechenden Bilder. Er wird
auch über die Planung seiner
nächsten Ostpreußen-Gruppen-
reise berichten. Neben den Mit-
gliedern und Freunden sind eben-
falls Angehörige und interessierte
Gäste aus Nah und Fern herzlich
willkommen. Informationen zur
landsmannschaftlichen Arbeit
der Gruppe gibt es beim Vorsit-
zenden Joachim Rebuschat, Tele-
fon (05751) 5386, E-Mail: 
rebuschat@web.de.

Landesgruppe – Dienstag, 
31. Juli: Einsendeschluss für die
Festschrift zum 70-jährigen Beste-
hen der Landesgruppe NRW.

Alle Kreisgruppen in NRW wer-
den gebeten, sich in Beiträgen mit
ihren Aktivitäten, besonderen
Veranstaltungen, herausragenden
Persönlichkeiten, grenzüber-
schreitenden Aktivitäten und
Dergleichen darzustellen. Abbil-
dungen sind erwünscht, aber
nicht Bedingung.

Die eingereichten Beiträge soll-
ten, falls möglich, in elektroni-
scher Form als Text-Dokument an
den Vorsitzenden der Landes-
gruppe, Wilhelm Kreuer, E-Mail:
kreuer@ostpreussen-nrw.de, ge-
sandt werden. Maschinenschrift-
liche Beiträge können ebenfalls
eingereicht werden, müssen dann
aber OCR-lesbar sein. Hand-
schriftliche Beiträge können lei-
der nicht verarbeitet werden.
Postalische Zusendungen werden
erbeten an die Geschäftsstelle der
Landesgruppe NRW.

Sonntag, 8. Juli, 11 Uhr, Ge-
denkstätte des Deutschen Ostens
auf Schloss Burg: Kulturveranstal-
tung der Landesgruppen der
Landsmannschaften Ostpreußen,
Pommern und Schlesien. Wir
wünschen uns, dass wir, mit Zeit
zum Plachandern, recht viele
Landsleute und Gäste auf unse-
rem „Kleinen Ostpreußen-, Pom-
mern- und Schlesiertreffen“ be-
grüßen können. Wie schon in den
vergangenen Jahren besteht die
Veranstaltung aus einem offiziel-
len Teil, ab 14 Uhr, und einem
unterhaltsamen Teil. Zu Beginn
läuten die Glocken aus Königs-
berg und Breslau, wir gedenken
unserer Toten und hören das
Trompetensolo „Ich hatt’ einen
Kameraden“ (Trompeter F. Braun).
Hans Eifler wird die Ansprache
halten. Bärbel Beutner führt
durch den kulturellen Teil der
Veranstaltung. Für das leibliche
Wohl sorgen die Damen verschie-
dener Gruppen mit Spezialitäten.
Zahlreiches Erscheinen ist der
Lohn für die Veranstalter mit ih-
ren ehrenamtlichen Mitwirken-
den.

Düren – Sonntag, 8. Juli: Bus-
fahrt zum Treffen der Ostpreußen
und Schlesier auf Schloss Burg an
der Wupper.

Düsseldorf – Sonntag, 1. Juli, 
11 Uhr, treffpunkt Kin-Top, Salon
der Kulturen, Fritz-Erler-Straße
14: Sommerkonzert des Kin-Top
Kinderorchesters. Im Rahmen des
diesjährigen Garather Sommer-
festes richtet das Gerhart-Haupt-
mann-Haus Sonntag, 1. Juli, das
Sommerkonzert aus. Die sieben-
bis 17-Jährigen spielen solistisch
oder als Ensemble die im letzten
Halbjahr unter Leitung des Or-
chesterleiters Alexander Geib ein-
studierten Melodien. Der Eintritt
ist frei. – Sonntag, 8. Juli, ab 11
Uhr: Sommertreffen der Ostpreu-
ßen, Pommern und Schlesier aus
Schloß Burg. 

Köln – Mittwoch, 11. Juli, 
14 Uhr, Café zum Königsforst,
Endhaltestelle der KVB-Linie 9
Königsforst: Treffen. – Sonntag, 
8. Juli, 11 Uhr Beginn, Schloss
Burg: Treffen der Landesgruppen.
Einen Sonderbus können wir lei-
der nicht zur Verfügung stellen. –
Donnerstag, 2. August: Schiffstour
der Pommerngruppe von Köln
nach Bad Honnef, die Ostpreu-
ßengruppe ist dazu eingeladen.
Teilnehmen können alle, die ei-
nen Anteilsbetrag von 44 Euro
einschließlich eines Fisch-Essens
nicht scheuen. Wir treffen uns um
9 Uhr am KD-Pavillon, Köln-Fran-
kenwerft 35; die Abfahrt erfolgt
um 9.30 Uhr. Es ist damit zu rech-

nen, dass wir um 19 Uhr wieder
zurück in Köln sein werden. Nä-
here Auskunft erteilt G. Donder,
Telefon (0221) 7123572.

Witten – Montag, 16. Juli, 
15 Uhr: Picknick auf dem Hohen-
stein.

Landesgruppe – Pünktlich um
10 Uhr wurde am 9. Juni das ge-
meinsame Treffen der Lands-
mannschaften der Ost– und West-
preußen eröffnet.

Der Einladung der Landsmann-
schaft Ost-und Westpreußen, Lan-
desgruppe Sachsen im Freistaat
Sachsen, der ostpreußischen
Kreisgemeinschaften Wehlau, La-
biau, dem Samland und Königs-
berg-Land und weiterer Interes-
senten aus verschiedenen Hei-
matgegenden folgten 112 Gäste.
Damit hatten wir, die Organisato-
ren, aufgrund der erheblich ho-
hen Temperaturen nicht rechnen
mögen.

Verbunden mit dem Glockenge-
läut aller ehemaligen Großstädte
aus den Heimatgebieten gedachte
unser Heimatfreund Beierlein
sehr ergreifend mit der Toteneh-
rung den nicht mehr unter uns
weilenden Landsleuten.

Grußworte der Kreisgemein-
schaften überbrachten der Vorsit-
zende der Kreisgemeinschaft
Wehlau, Gerd Golke, und der
stellvertretende Vorsitzende der
Kreisgemeinschaft Labiau, Klaus-
Arno Lemke. Für die Landsmann-
schaft Ostpreußen sprach der
stellvertretende Sprecher der
Landsmannschaft Hans-Jörg Froe-
se. Er betonte: „Dieses Treffen lei-
stet einen wichtigen Beitrag zum

Zusammenhalt von Menschen,
die Flucht und Vertreibung erle-
ben und erleiden mussten sowie
deren Nachkommen. Zugleich
wird dokumentiert, dass wir die
lebendige Gemeinschaft sind und
neben der Erinnerung auch die
Gegenwarts- und Zukunftsthe-
men stets fest mit im Blick ha-
ben“.

Herr Froese erinnerte an die
aufopferungsvolle Arbeit der
Kreisgemeinschaften nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges.

Am 3. Oktober 1948 erfolgte
durch die Kreisgemeinschaften
die Gründung der Landsmann-
schaft Ostpreußen. Nunmehr 
70 Jahre später werden die Treue
und die Liebe zur Heimat für alle
Landsleute deutlich sichtbar ge-
würdigt.

Das „Trio Wegelin“ (Vater, Toch-
ter, Enkelin) ließ mit seinen musi-
kalischen Darbietungen mit ho-
hem künstlerischen Können trotz
der Temperaturen die Stimmung
weiter wachsen.

Im Anschluss an diese Darbie-
tung überraschte uns die Fotogra-
fin Monika Schulz-Fieguth mit ei-
nem wunderbaren Filmvortrag
über die Kurische Nehrung. In ih-
rem Wortvortrag schilderte sie ih-
re Biografie und den Weg, den sie
mit ihrem Vater in seiner Heimat
Ostpreußen gegangen ist, wobei
die Idee zu diesem Projekt ent-
standen ist. Dieser Vortrag war für
uns alle sehr ergreifend und für
die anwesenden Samländer ein
echtes „Heimspiel“.

Besonders freute uns die Teil-
nahme von drei Mitgliedern des
„Fördervereins Kirche Allen-
burg“. Ihre Vorort-Arbeit ist sehr
hoch zu schätzen, denn der Ver-
ein fördert das kulturelle und
menschliche Miteinander Deut-
scher und Russen. Nach der Pau-
se, die wieder zu angeregten Ge-
sprächen genutzt wurde, trat in
bewährter Weise der „Männer-
chor Leipzig-Nord“ für uns auf
und brachte somit die Veranstal-
tung zu ihrem Höhepunkt.

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 16

Passend zur Fußball-Welt-
meisterschaft, die auch in Königs-
berg ausgetragen wird, soll an
dieser Stelle an den VfB Königs-
berg erinnert werden.

Der VfB Königsberg war ein
deutscher Sportverein in der ost-
preußischen Hauptstadt. Der Ver-
ein wurde am 7. Juli 1900 als 
FC 1900 Königsberg gegründet
und 1907 in VfB Königsberg um-
benannt. 

Sein Gründer war Hans Wein-
berg, der auch lange Zeit Vereins-
vorsitzender gewesen ist. Hans
Weinberg entstammte einer Kö-
nigsberger Kaufmannsfamilie, ge-
boren wurde er 1882 in Elbing. Er
war auch Bezirks- und Kreisju-
gendpfleger in Königsberg. 1945
musste er einen schrecklichen
Tod erleiden.

Die Geschäftsstelle des VfB Kö-
nisgberg befand sich am Theater-
platz 10/11, der Sportplatz selbst
zunächst am Walter-Simon-Paltz,
später an der Aschmann Allee.

Die öchste Liga, in der der VfB
spielte, war die Gauliga Ostpreu-
ßen. Der Verein feierte etlich eEr-
folge. elfmal wurde er baltischer
Fußballmeister, fünfmal Meister
der Gauliga Ostpreußen.

Zudem brachter er einige be-
kannte Spieler hervor:

Kurt Baluses, 1914 in Allenstein
geboren, trainierte 1963/64 den
VfB Stuttgart. 

Hans Berndt, „Hanne“, 1913 in
Spandau geboren, wurde von
Reichstrainer Sepp Herberger, als
er Mittelstürmer bei Tennis Bo-
russia Berlin war, erstmals am 
8. Mai 1937 in den Nationalmann-
schaftskader berufen. 

Herbert Burdenski, geboren
1922 in Gelsenkirchen, spielte

von 1943 bis 1944 beim VfB Kö-
nigsberg.

Paul Gehlhaar, 1905 in Königs-
berg geboren, begann als Torwart
seine Karriere beim VfB Königs-
berg. (Wer denkt bei dem Namen
nicht sofort an „Marzipan-Gehl-
haar“? Wer kann zu einer denkba-
ren Verbindung entsprechende
Hinweise geben? Bitte melden Sie
sich bei Heinz Ney, 
Telefon (0331) 873666, E-Mail:
neypreussen@googlemail.com.)

Hans Klinger, der Mittelfeld-
spieler wurde 1925 geboren. 

Eduard Krause, „Ede“, wird in
der Saison 1938/39 Spielführer
der Mannschaft in der Gauliga
Ostpreußen, danach wechselte er
für die Saison 1939/40 zum 
VfB Königsberg.

Kurt Krause, „Jockel Krause“,
1920 in Florlauken geboren, war

von 1939 bis 1944 Abwehrspieler
beim VfB Königsberg .

Udo Lattek, geboren 1935 in
Bosemb im Landkreis Sensburg,
spielte in Königsberg bei den Ju-
nioren und wurde spätere Trainer
des FC Bayern München (1973). 

Kurt Lingnau, 1920 geboren, be-
gann seine Karriere als Verteidi-
ger beim VfB Königsberg, für den
er mindestens ab 1940/41 bis
1943/44 in der ersten Elf spielte.

Rolf Rohrberg, 1920 geboren,
wurde als Kriegsgastspieler in
Ostpreußen mit dem VfB Königs-
berg 1940 auf Anhieb Gaumeister. 

Erwin Scheffler, geboren 1927
in Königsberg schloss sich schon
als Neunjähriger dem VfB Königs-
berg an. Beim 1. FC Kaiserslau-
tern wurde er als Stürmer Deut-
scher Meister. Er blieb als Mit-
glied des VfB-Ehrenrates aktiv. 

Rudolf Schönbeck, „Rulle“, 1919
geboren, nahm als Torwart 1952
der deutschen Fußballnational-
mannschaft der Amateure an den
Olympischen Sommerspielen
1952 in Helsinki teil.

Zum Sportplatz. Der VfB Kö-
nigsberg spielte seit 1905 auf dem
Walter-Simon-Platz am Ort des
heutigen Baltika-Stadions. 1921
wurde ein eigenes Stadion an der
Aschmannallee in Maraunenhof
fertiggestellt – die neue Heimstätte
des Vereins. Wichtige Spiele wur-
den später auch auf dem Sport-
platz von Prussia Samland in der
Steffeckstraße sowie auf dem
Sportplatz am Friedländer Tor
ausgetragen. Dieser hatte ein Fas-
sungsvermögen von 22 000 Zu-
schauern. Der Zuschauerrekord
lag bei 18 000 Zuschauer (1937).

Heinz Ney/PAZ

VfB Königsberg
Der Verein für Bewegungsspiele brachte viele berühmte Spieler hervor

Kann das Ehrentor der Provinzelf nicht verhindern: der spätere Nationaltorwart Paul Gehlhaar (r.)
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Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a n d e r. s c h u l z - a g e n t u r @
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

LG Sachsen: Gemeinsames Treffen der Ost- und Westpreußen
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Zu danken ist wieder unseren
fleißigen Helfern, die für den
Empfang und den reibungslosen
Ablauf sorgten. 

Dank auch für die Technik und
deren Bedienung von „Leonid“
von der LM der Deutschen aus
Russland und dem Team der
„Gaststätte Seilbahn“ Leipzig.

Sich im nächsten Jahr wieder
zu treffen, das ist der Wunsch al-
ler diesjährigen Teilnehmer. Wir,
die Landsmannschaft Ost- und
Westpreußen Landesgruppe
Sachsen im Freistaat Sachsen, die
Kreisgemeinschaften und die
Landsmannschaft Ostpreußen
werden diesen Wunsch erfüllen.

Eberhard Grashoff

Bad Oldesloe – Bei ihrer Zu-
sammenkunft im Juni konnten die
Ost- und Westpreußen in Bad Ol-
desloe einen Landsmann aus

Hans-Jörg Froese: Stellvertretender LO-Sprecher Bild: privat

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18
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Das polnische Verteidi-
gungsministerium beauf-
tragt derzeit staatliche und

kommunale Behörden, ausländi-
sche Staatsangehörige und sogar
polnische Staatsangehörige nicht-
polnischer Nationalität zu beob-
achten.

Laut dem polnischen Radiosen-
der „RMF FM“ interessiert sich
das polnische Militär für deren
Integrations- und den sozialen
Status. Redakteure von „RFM“
sind nach eigenem Bekunden auf
Dokumente gestoßen, die von ei-
nigen Woiwodschaftsmilitärstä-
ben an Landräte aus „West- und
Südwestpolen“ mit der Aufforde-
rung gesendet wurden, bis Sep-
tember Zahlen solcher Personen
dem Militär vorzulegen. Dabei
soll zudem eine Einschätzung
über den Stand ihrer gesellschaft-
lichen Integration sowie eventuel-
le Konfliktpotenziale abgegeben
werden. Doch damit nicht genug.
Sogar die Namen von Sprechern
„formeller und informeller Vertre-
ter“, die man mit den mitgeteilten

Personen identifiziert, sollen ge-
nannt werden.

Darüber hinaus wird von den
Kreisverwaltungen erwartet, dass
sie Informationen über Presse,
Radio, Fernsehen und Internetsei-
ten zusammenstellen, inwiefern
diese „anfällig“ für eventuelle äu-
ßere „Einflussnahmen“ sind. Auf
Nachfrage von „RMF“ berief sich
der Militärische Generalstab auf
die „in der Konstitution veranker-
te Pflicht zur Verteidigung der
Unabhängigkeit des Staates, der
Unantastbarkeit des Territoriums
und der Grenzen“, zitiert die Ta-
geszeitung „Gazeta Wyborcza“.
Das Militär erklärte auch, es han-
dele sich lediglich um eine statis-
tische Erhebung.

Der Abgeordnete der Deut-
schen Minderheit in Polen, Ry-
szard Galla, zeigt sich besorgt.
„Man kann ja verstehen, dass eine
Behörde zum Beispiel über die
zahlenmäßige Größe und die
Wohngebiete der jeweiligen
Volksgruppen und Ethnien infor-
miert sein will – etwa zu statisti-

schen Zwecken oder im Dienste
des Bildungswesens. Nicht nach-
vollziehbar ist hingegen das Ersu-
chen der Landratsämter zu kon-
kreten Angaben über formelle
und informelle Spitzenvertreter
der Organisationen und Vereini-
gungen von Menschen, die sich
einer nichtpolnischen ethnischen
Gruppe zugehörig sehen!“, so
Galla im „Wochenblatt.pl“. Er ver-

fasste eine parlamentarische An-
frage an das Innen- und Verteidi-
gungsministerium. Galla äußert
darin Befürchtungen einer Stig-
matisierung der Bürger und die
Spaltung lokaler Gemeinschaften.
„Dies ist umso bedauerlicher, als
es in Polen ja keinerlei nationale
oder ethnisch motivierten Kon-
flikte gibt, die die Sicherheit des
Staates bedrohen oder eine Tei-

lungs- beziehungsweise Abspal-
tungsgefahr mit sich bringen wür-
den“, so Galla. 

Josef Swaczyna, deutscher
Landrat im oberschlesischen
Kreis Groß Strehlitz [Strzelce
Opolskie] bekam bislang noch
keine derartige Aufforderung zu-
gesandt. Er würde diese schon al-
lein aus Datenschutzgründen
nicht ausführen, betont er. Chris-
toph Wysdak vom Landkreis Op-
peln, der ebenfalls bislang noch
kein derartiges Schreiben bekam,
kann allein deshalb keine Aus-
künfte geben, da die Gemeinden
keine Einwohnerregister führen
und es in den Melderegistern
auch keine Kategorie „Nationa-
lität“ oder „Glaubensbekenntnis“
gibt, betont er.

Das Verteidigungsministerium
erklärt, man stütze sich auf Kon-
flikterfahrungen vorwiegend aus
osteuropäischen Ländern und
möchte durch Analysen eventuel-
le Krisensituationen im Vorfeld
verhindern. „Es ist absolut natür-
lich, dass aus Sicherheitsgründen

Staatsorgane seit Jahren die inne-
re Situation in Polen beobachten
und ihren Informationsstand lau-
fend aktualisieren. Fragen zur Si-
cherheit polnischer Bürger ande-
rer als der polnischen Nationalität
bleiben im Bereich der besonde-
ren Aufmerksamkeit der Staatsor-
gane aufgrund potenzieller Ge-
fahrensituation in Gebieten und
im Umfeld eventueller Konflikt-
oder Krisensituationen“, verlaut-
bart Major Anna Peziol-Wojto-
wicz, Sprecherin des Verteidi-
gungsministeriums über die Ho-
mepage des Ministeriums. Man
beachte den Bezug zu Osteuropa,
denn auf nichts anderes als die
scheinbare Vergleichbarkeit zum
ukrainisch-russischen Grenzkon-
flikt wird hier wohl Bezug genom-
men. Ein offenes Geheimnis ist
seit jeher, dass auch der polnische
Geheimdienst in Oberschlesien
mit dessen deutscher Minderheit
und der nationalschlesischen Be-
wegung den Großteil seiner Beob-
achtungsarbeit verrichtet.

Chris W. Wagner

Misstrauen staatlich bestätigt
Polens Militär sucht über die Landräte nach vermeintlicher Sezession

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Traditionell wird im Rahmen
jedes Hessentages auch ein
Tag der Vertriebenen be-

gangen. Das größte Fest des Lan-
des, der Hessentag, 1961 durch
den damaligen Ministerpräsiden-
ten Georg-August Zinn begründet,
um Alteingesessene und hier an-
gekommene Heimatvertriebene
einander näherzubringen, hat sich
unter der Devise „Hesse ist, wer
Hesse sein will“, zu einem einzig-
artigen Fest der Vielfalt entwickelt.

Infolge des Zweiten Weltkrieges
hatte Hessen mehr als eine Mil-
lion Heimatvertriebene aufge-
nommen. Mit der Zeit fanden sie
hier ein neues Zuhause und ha-
ben großen Anteil am politischen
und wirtschaftlichen Wiederauf-
bau des Landes. Bis heute ist da-
her der „Tag der Vertriebenen“ ein
fester Bestandteil des zehntägigen
Landesfestes. Er begann auch in
diesem Jahr in Korbach mit der
öffentlichen Sprechstunde der
Landesbeauftragten für Heimat-
vertriebene und Spätaussiedler,
Margarete Ziegler-Raschdorf, bei
der interessierte Bürgerinnen und
Bürger Gelegenheit hatten, ihre
Anliegen an die Landesbeauftrag-
te heranzutragen. Hieran schloss
sich die ebenfalls öffentliche Sit-
zung des Hessischen Landesver-

triebenenbeirats an. Dieses Gre-
mium berät die Landesregierung
in Fragen zu diesen Themenge-
bieten.

Der Nachmittag stand ganz im
Zeichen des Brauchtumsnachmit-
tags des Bundes der Vertriebenen
(BdV) in der großen Stadthalle vor
rund 300 Gästen mit abwechs-
lungsreichem Programm der Tanz-
und Musikgruppen der Vertriebe-
nen- und Spätaussiedlerverbände.
Nach Begrüßung durch den BdV-
Landesvorsitzenden, Siegbert Ort-
mann, überreichte dieser dem
Hessischen Ministerpräsidenten
Volker Bouffier „in Würdigung
und Anerkennung besonderer
Leistungen für die aus ihrer Hei-
mat geflüchteten und vertriebenen
Deutschen“ mit der Verdienstme-
daille des BdV Hessen die höchste
Auszeichnung des Verbandes. 

Ministerpräsident Bouffier be-
dankte sich für die Medaille, die
er stellvertretend für alle ent-
gegennehme, die in diesem Be-
reich tätig seien. Neben dem eben-
falls anwesenden Sozialminister
Stefan Grüttner und der Landes-
beauftragten für Heimatvertriebe-
ne und Spätaussiedler, Margarete
Ziegler-Raschdorf, nannte er in
diesem Zusammenhang auch die
Abgeordneten, die sich im Unter-

ausschuss des Landtages für Hei-
matvertriebene, Aussiedler,
Flüchtlinge und Wiedergutma-
chung mit dem Thema befassen.
Für ihn seien diese Aufgabe und
die erhaltene Ehrung eine „Ver-
pflichtung für die Zukunft“ und so
versicherte er, dass das Land Hes-
sen den Heimatvertriebenen und
Spätaussiedlern auch künftig ein
engagierter Partner sein werde. Es
sei richtig, an das erlittene Schik-
ksal zu erinnern: „Zukunft braucht
Herkunft“, zitierte er den Philoso-
phen Odo Marquard. Über das
bloße Erinnern an das Geschehe-
ne hinaus sei es jedoch wichtig,
sich auch mit der Gegenwart aus-
einanderzusetzen. Er forderte die
Anwesenden auf, „mutig nach vor-
ne zu schauen“. 

Angesichts einer besorgniserre-
genden Entwicklung in Europa
hin zu mehr Nationalismus, wel-
che das Friedensprojekt der euro-
päischen Einigung gefährde, seien
die Heimatvertriebenen und Spät-
aussiedler sowohl durch ihre Ge-
schichte und die dabei gemachten
Erfahrungen als auch aufgrund ih-
rer fortbestehenden Kontakte in
die Herkunftsländer dazu präde-
stiniert, den Dialog mit diesen zu
fördern und als Brückenbauer zu
wirken. 

Auf diese Weise könnten sie da-
zu beitragen, „Europa in eine ge-
meinsame und friedliche Zukunft
zu führen“, so Ministerpräsident
Bouffier. Landesbeauftragte für 

Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler

Rechte Seite: BdV-
Landesvorsitzender
Siegbert Ortmann,
Ministerpräsident

Volker Bouffier. Lin-
ke Seite: Landesbe-

auftragte Margarete
Ziegler-Raschdorf

beim Brauchtums-
nachmittag

Foto: LBHS

Hesse ist, wer Hesse sein will
Tag der Vertriebenen ist fester Bestandteil jedes Hessentages

In den 1960er Jahre erschien im
Verlag Schuster in Leer die Rei-

he „Niederdeutsche Stimmen“ –
darunter auch eine Schallplatte
„August Schukat erzählt Platt-
deutsche Geschichten aus Ost-
preußen“. Die Aufnahme beein-
druckte mich so, dass sich um ei-
ne Vervielfältigung bemüht wur-
de. Die Computer-Firma „Me-
dienrettung“ in Berlin stellte eine
saubere CD-Kopie her, indem sie
die Nebengeräusche der Schall-
platte herausfilterte. Das Pressen
der CDs in Serie und das Layout
für die Verpackung besorgte die
Druckerei Steffen-Media in Fried-
land/Mecklenburg. Großer Dank
gilt dem Verlag Schuster in Leer
für die freundliche Genehmigung.
Das Ergebnis ist gelungen. Es sind
vier plattdeutsche Geschichten,
von August Schukat selbst ver-
fasst und vorgetragen. Wer ihn
hört, muss unwillkürlich an seine
eigenen Eltern oder Großeltern
oder an liebe Bekannte aus Ost-
preußen denken, wenn diese aus
dem Raum Gumbinnen-Inster-
burg-Tilsit stammten. Die Ge-
schichten sind jede für sich schon
anrührend, aber im originalen
ostpreußischen Plattdeutsch vor-

getragen, entfalten sie eine ganz
eigene Atmosphäre. Es ist, als ob
Besuch aus der Heimat käme.
Gleich vorweg – die Aufnahmen
sind nichts für die große Bühne,
sondern man hört sie sich besser
im kleinen Kreis oder ganz allein
an. Die Erzählungen haben nichts
Polterndes, Lautes, Spektakuläres
an sich – keinerlei Zweideutigkei-
ten, Zoten oder Kraftausdrücke.
Sie sind auch nicht sentimental,
aber sehr fein, tiefsinnig und da-
bei ganz natürlich. Darüber hin-
aus sind sie für die Sprachwissen-
schaft ein mundartliches Zeitdo-
kument. 

Mit der Herausgabe dieser CD
leistet die Landsmannschaft Ost-
preußen in Mecklenburg-Vor-
pommern einen weiteren Beitrag
zur Bewahrung unseres Kulturer-
bes – hier des Ostpreußischen
Plattdeutsch. Friedhelm Schülke

Die CD ist zum Preis von 
7,50 Euro, zuzüglich 2,50 Euro
Versandkosten zu beziehen bei:
Landsmannschaft Ostpreußen
e.V., Landesgruppe Mecklenburg-
Vorpommern, Hirtenstraße 7a,
17389 Anklam, E-Mail: 
M.F.Schukat@ web.de.

August Schukat 
„Geschichten aus Ostpreußen“ neu als CD

August Schukat:
„Plattdeutsche Ge-
schichten aus Ost-
preußen“, Verlag
Schuster, Leer,
H e r a u s g e b e r
Landsmannschaft
Ostpreußen Lan-
desgruppe Meck-
lenburg-Vorpom-
mern e.V., 7,50 Eu-
ro, zuzüglich Ver-
sand

Präzise analysiert: Jozef Swaczyna (l.) und Christoph Wysdak (r.).
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Mehlsack, Kreis Braunsberg, jetzt
aus Sattenfelde, als Gast begrü-
ßen. 

Er berichtete von der Flucht mit
seiner Familie im Januar 1945, die
in Stolp (Pommern) endete. Nach
dem Einmarsch der Roten Armee
und der nachfolgenden Polen
wurde die Familie erst nach zwei
Jahren von dort ausgewiesen. 

Mehrmals konnte er in den letz-
ten Jahren mit seiner Familie sei-
ne Heimat und auch seinen Hei-
matort Mehlsack mit den zerstör-
ten Straßen rund um die Kirche
besuchen. 

Auch die Vorsitzende erinnerte
sich an Mehlsack, die kleine
Stadt, die sie bei ihren Reisen
durch Ostpreußen so zerstört
kennenlernte. 

Im weiteren Verlauf des Nach-
mittags gab die Vorsitzende eine
Kopie des Geburtseintrages ihres

Vaters vom Standesamt Zoppot
herum: Standesamt Zoppot, 
Nr. 38/1893 des Geburtsregisters.
Diese Unterlagen bekamen die
jungen Leute der Familie über das
Internet. 

Die Vorsitzende arbeitet zusam-
men mit einem jüngeren Angehö-
rigen an der Fortsetzung ihrer Fa-
miliengeschichte. Die Vorfahren
sind derzeit bis 1775 nachgewie-
sen. 

Schwerpunkt ist die Evangeli-
sche Kirchengemeinde Christ-
burg mit dem Gut Lautensee und
umliegenden Dörfern im Kreis
Stuhm. Gisela Brauer

Flensburg – Donnerstag, 19. Ju-
li, 15 Uhr, Hotel Wassersleben, an
der Flensburger Förde (Bushalte-
stelle der Linie Nr. 1 im Nahbe-
reich): sommerliche Kaffee-
tafel. 

Neumünster – Mittwoch, 11. Ju-
li, 15 Uhr, Stadthalle-Kleinflec-
ken: Plachandernachmittag der
Ost- und Westpreußen, Kaffee
und hausgemachter Torte.

Tilsit – Am 21. Juni hat die Ver-
waltung des Stadtkreises Tilsit
den Beschluss über die Schlie-
ßung des Musums für Stadtge-
schichte in Tilsit bekanntgegeben,
so berichtete Jekaterina Kudrjaw-
zewa, Methodikerin des Mu-
seums. Die Sammlungen sollen
erhalten bleiben und in einem

vermutlich sehr eingeschränkten
zeitlichen wie räumlichen Rah-
men ausgestellt werden. 

Die fünf Mitarbeiter des Mu-
seums, einschließlich Direktorin
Spiljowa, verlieren ihre Anstel-
lung. Bis zum 20. September soll
das Museum abgewickelt sein.

PAZ

Museum wird geschlossenLandsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Die Beschäftigung mit der un-
mittelbaren Nachkriegszeit

rückt immer mehr in den Fokus
historischer Untersuchungen. Da-
her begann das Kulturzentrum
Ostpreußen in Ellingen im Früh-
jahr 2016 sein inzwischen drittes
Zeitzeugenprojekt unter dem Ti-
tel „Neue Nachbarn – Deutsche
und Polen im Ermland und in
Masuren nach 1945“.  M. E. Frit-
sche

Der komplett zweisprachigen
Broschüre liegen zwei CDs (wahl-
weise auf Deutsch oder Polnisch)
mit den Interviews bei. Die Be-
stellung kann zum Preis von 
11 Euro zuzüglich Versand über
das Kulturzentrum Ostpreußen,
Postfach 17, 91791 Ellingen, Te-

lefon (09141) 86440 oder E-Mail:
info@kulturzentrum-ostpreus-
sen.de erfolgen.

Neue Nachbarn
Deutsche in Ermland und Masuren nach ‘45 
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Aus dem Reichs-Bäder-Adressbuch von 1936

Dampfeisbrecher WAL Kurs Stralsund!
Eine Schiffs-Premiere der besonderen Art für die Hansestadt

Stralsund-Swinemünde – 
Pünktlich zu seinem 80. 

Geburtstag steuert der historische 
Dampfeisbrecher WAL (50 m 
Länge, 12,30 Meter Breite, 5,25 
m Tiefgang, 636 BRZ, Verbund-
dampfmaschine von 883 kW oder 
1202 PS) aus Bremerhaven die 
Sundstadt an. Wobei die Mög-
lichkeit geboten wird mitzufah-
ren, und das gleich zwei Mal.

Mitfahrten und open ship

Am Sonntag, dem 1. Juli um 10.00 
Uhr läuft das Schiff von Swine-
münde aus. Dazu könnte man die 
Zugverbindung um 06.56 Uhr ab 
Stralsund über Züssow nutzen. 
Ankunft in der Oder-Mündungs-
stadt um 09.41 Uhr, vom Bahn-
hof zum Hafen dann am besten 
per Taxi. Schiffspassagekosten: 
55 Euro für Erwachsene, 30 für 
Kinder. Der Eisbrecher wird um 
18.00 in Stralsund anlegen. 
Zwei Tage lang besteht open ship, 
um sich den Veteranen genau an-
zusehen. 
Am 4. Juli läuft der Dampfer aus 

nach Sassnitz (Ankunft 16 Uhr). 
Kosten: 45 Euro Erwachsene, 
25 Euro Kinder. Die Einnahmen 
kommen der Erhaltung der rüsti-
gen Schiffsdame, eines anerkann-
ten Denkmals, zugute.
Fahrkartenbestellung: Mo, Mi, Fr 
von 08 bis 12.00 Uhr. 
Telefon  0471-92 69 110 

Echter Pommer von der Oder

Das Schiff wurde im März 1937 
von der Wasserstraßenverwaltung 
bei den Stettiner Oderwerken in 
Auftrag gegeben (Baunummer 
800) und lief dort am 5. Mai 1938 
von Stapel, ist also ein echter Pom-
mer. Am 20. Juni 1938 erfolgte die 
Ablieferung an das Wasserstraßen-
maschinenamt Rendsburg, das den 
Eisbrecher für den Winterdienst 
auf dem Kaiser-Wilhelm-Kanal in 
Dienst stellte. 
Während des Zweiten Weltkrieges 
war das Schiff auch für die Kriegs-
marine in der Kieler und Lübecker 
Bucht im Einsatz. Es fuhr zeitwei-
se mit militärischer Besatzung und 
war dann der 11.  Hafenschutzflot-

tille in Kiel-Holtenau unterstellt. 
Während einer Kesselreparatur in 

der Rostocker Neptun Werft ging 
der Eisbrecher am 26. April 1942 

nach einem Bombentreffer auf 
Grund. Das Schiff wurde im Mai 
1942 von der Bugsier-, Reederei- 
und Bergungsgesellschaft geho-
ben und danach bis Januar 1943 
von der Lübecker Maschinenbau 
Gesellschaft repariert. Im März 
1945 brachte WAL im Rahmen 
des Unternehmens „Hannibal“ 
Flüchtlinge von Danzig über die 
Ostsee nach Westen. 

Museumsschiff mit Geschichte

Bevor der Dampfer 1950 wieder an 
das Wasserstraßenmaschinenamt 
Rendsburg übergeben wurde, war 
sie mit der Schiffskennung KC 69 
von der britischen Militärregierung 
wieder auf dem Kaiser-Wilhelm-
Kanal (seit 1948 Nord-Ostsee-Ka-
nal) im Einsatz. 
Den Wiederaufbau der Insel Hel-
goland unterstützte den WAL 
1952 mit Nachschubfahrten. 
Nach Problemen mit der Feue-
rung wurde das Schiff von März 
1963 bis Dezember 1965 auf der 
Staatswerft Rendsburg-Saatsee 
umgebaut und die Kohlenfeu-

erung durch zwei ölgefeuerte 
Kessel ersetzt. Ihren letzten Eis-
brecher-Einsatz auf dem Nord-
Ostsee-Kanal fuhr der Dampfer 
im Februar 1987. Eine Gäste-
fahrt anlässlich des 50. Dienstju-
biläums war im Dezember 1988 
die letzte große Fahrt des Eis-
brechers, bevor er 1990 außer 
Dienst gestellt wurde. 
Die „Schiffahrts-Compagnie Bre-
merhaven e.V.“ erwarb den WAL 
für 48.000 Deutsche Mark und 
überführte das Schiff am 1./2. Juni 
1990 von Rendsburg nach Bre-
merhaven. Das Schiff wurde bin-
nen eines Jahres restauriert und 
für den Einsatz als Museumsschiff 
umgebaut. Eine ehrenamtliche Be-
satzung unterhält das Traditions-
schiff und bietet Mitfahrten auf der 
Weser, nach Helgoland, durch den 
Nord-Ostsee-Kanal zur Kieler Wo-
che, zum „Dampf Rundum“-Festi-
val in Flensburg, zur Hanse Sail in 
Rostock, nach Vor- und Hinterpom-
mern oder zum Hafengeburtstag in 
Hamburg an.

	        Peer Schmidt-Walther

Dampfeisbrecher WAL auf der Elbe vor Hamburg 
(Foto privat)

Dampfer WAL rutscht in sein Element
                                                    WAL auf Probefahrt
Fotos: Förderverein Schiffahrts-Compagnie e.V.

Tag der Danziger

Unter dem Motto: Bewah-
rung und Aufbruch fand 

vom 15. bis 17. Juni 2018 das Tref-
fen des Bund der Danziger e.V. im 
Saal der Handwerkskammer in Lü-
beck statt.

Ca. 80 Danziger waren der Einla-
dung gefolgt. Ein buntes Programm 
wurde geboten und die Veranstal-
tung begann am Freitag im Großen 
Remter des Gebäudekomplexes. 
Man fühlte sich in vergangene 
Zeiten hineinversetzt, ebenso am 
Abend, da fand ein gemeinsames 
Abendessen im historischen Re-
staurant Schabbelhaus statt. Die 
Gespräche kreisten um Danzig und 
seine über 1000-jährige Geschich-
te, man konnte sich sogar in die alte 
Hansestadt an der Mottlau versetzt 
fühlen, da Lübeck und Danzig so 
viele Gemeinsamkeiten aufweisen.

Zur Feierstunde am Sonntag be-
grüßte die Vorstandsvorsitzende Ro-
switha Möller die Teilnehmer und 
ehrte die Danziger Dr. Körnig und 
Karl-Heinz Kluck für ihre besonde-
ren Verdienste. Leider war von der 
deutschen Minderheit aus Danzig 
niemand gekommen, da in diesem 
Jahr die staatlichen Zuschüsse ge-
strichen worden sind. Ein Gast aus 
Süd-Korea war dabei, Suhyun Bea, 

Student und Verbindungsmann zu 
den geflüchteten Nord-Koreanern.   
Er präsentierte eine Videobotschaft 
von Seung Wha Yeom, Vorsitzen-
der der Landsmannschaft der Pro-
vinz Hamgyeong aus Seoul/Südko-
rea. Durch die Gemeinsamkeiten 
des Flüchtlingsschicksals hat Herr 
Yeom den Kontakt zu Frau Möl-
ler gesucht. Der Unterschied ist 
jedoch, dass es den vertriebenen 
und Menschen aus Nordkorea bis-
her verwehrt blieb, ihre Heimat zu 
besuchen. Der Festvortrag mit dem 
interessanten Thema: „Danzig und 
das Ende des Ersten Weltkriegs“ 
fand große Beachtung. Die Veran-
staltung wurde mit Musikvorträ-
gen des Rocaille-Quartetts aus Lü-
beck bereichert. Mit dem Lied der 
Danziger und der Nationalhymne 
schloß die Feierstunde. 

Ein großes Lob an den Hauptor-
ganisator Marcel Pauls.

Ein Wermutstropfen für die Erst-
besucher, das Museum Hansestadt 
Danzig und die Danziger Etage im 
Restaurant Schabbelhaus konnten 
leider nicht besichtigt werden.

Noch ein Hinweis: Vom 5. -9. Juli 
2018 findet das 9. Welttreffen der 
Danziger in Danzig statt. Info:
roswitha_moeller@web.de        BS 

(Foto: B. Stramm)

Von Stettin, Pommerns 
Hauptstadt mit 270 000 

Einwohnern, deren Ruhm es ist, 
als „grüne Stadt“ von einer Fülle 
von Grün und Blumen in Parkan-
lagen, Schmuckplätzen und baum-
beschatteten Straßen erfüllt zu 
sein, von Stettins Hafen, dem neu-
zeitlich gestalteten „Tor der Ost-
see“ spinnen sich neben anderen 
die Fäden hinüber zum herrlichen 
Inselstrand von Usedom-Wollin. 
Zum weißen, feinsandigen Strand, 
über den sich hier die rotästigen 
Kiefern des Dünenwaldes, dort bu-
chenbegrünte Steilküsten neigen 
und an dem sich in engster Folge 
die Stätten der Sommerfreuden 
reihen, vom stillen Waldwinkel 
bis zum lebensprühenden Großba-
de, von der einstigen herzoglichen 
Residenz Wolgast am Peenestrom 
mit der zweiten nach Usedom füh-
renden Bäderbrücke bis zur alten 
Bischofsstadt Cammin, dem dom-
geschmückten Solbade im Kranze 
der nahen Dievenowbäder. 

Mit Cammin haben wir das 
hinterpommersche Küstengebiet 
betreten, einfacher gebaut, weit-
räumiger, einsamer nach Osten 
zu und darin von einer gewissen 
Größe. Steilküsten, über denen 
sich Meereshauch und Duft des 
Feldes mischen, wechseln mit 
Dünenlandschaften ab, die ganz 
im Osten am Garder- und Le-
basee den Wanderdünengebie-
ten Ostpreußens gleichkommen. 
Und um die Strandseen mit ihren 
menschenleeren Dünennehrungen 
nicht minder einsame Moorgebie-
te. Hier das Niedersachsenhaus als 
Fischerbehausung, dort der bäuer-

liche Vierkanthof, im Osten Reste 
kaschubischer Bauweise. Vieles, 
was interessant ist, was gar noch 
seiner Deutung harrt, vieles an ei-
genartigster Schönheit. 

Treptow a. d. Rega, sehenswert 
mit Kirchen, Rathaus, Schloss, 
leitet den Verkehr zu den Bädern 
östlich und westlich der Mündung 
der städtereichen Rega. Über Bel-
gard a. d. Persante führt der Weg 
zum geschichtsberühmten Groß-
bade Kolberg mit fünfschiffigem, 
reichem Dom aus stolzer Sülzher-
renzeit. Dann nimmt das küstenna-
he freundliche Köslin am Fuße des 
aussichtsreichen Gollen, des „De-
mantberges“ des Märchens, den 
Faden des Verkehrs zu den Bädern 
östlich von Kolberg auf. Und aber-
mals Zubringerdienst leistet Rü-
genwalde mit Herzogsschloss, mit 
Kirchen voll kostbarer Ausstattung 
und Wehrbauten, leistet Ostpom-
merns größte Stadt und Handels-
mittelpunkt, Stolp i. P., während 
über Lauenburg, bereits im Berg-
land gelegen, der Weg führt zum 
letzten einsamen Strand des Os-
tens und seinem Mittelpunkt in-
mitten gewaltiger Dünengebiete, 
Leba i. P.

Es ist überaus fruchtbar, dieses 
Flachland, das in Vor- und Hin-
terpommern der Küste vorgelagert 
ist.   Schnelle Küstenflüsse furchen 
es in lieblichen Tälern, Wald fehlt 
nicht, und an den Feldrainen und 
auf den Wiesen blüht es in Fülle 
und Üppigkeit. 

Die tiefste Furche ist das Odertal 
mit seinen im Frühjahr in Blüten-
schnee versinkenden Ortschaften. 
Die gewaltigsten Forsten sammeln 

sich im Odermündungsbereich, 
um Stettin, am Dammschen See 
und am Haff. Hier horsten See-
adler, Reiher und Schwarzstorch. 
Ja, die Buchheide bei Stettin ist 
einer der schönsten Buchenwälder 
Deutschlands. Und im Flachlande 
außer den schon genannten klei-
nen Städten eine Anzahl anderer 
noch, deren jede sicher etwas an 
Schönem zeigen kann: Tribsees 
einen berühmten Schnitzaltar, 
Grimmen. Anklam, Demmin alte 
Wehrbauten, ebenso Pasewalk, 
Plathe Schloss und Schlossruine, 
Pyritz im gesegneten Weizacker, 
den vollständigen Mauerring, 
Stargard i. P. Mauern, Tore, Rat-
haus, stolze Gotteshäuser, Bürger-
häuser … Und dieses gesegnete 
Flachland mit seiner Kleinstadtbe-
häbigkeit ist das zweite Bild, das 
pommersche Gegenwart vor uns 
ausbreitet. Und das dritte?

Das ist der Hinterpommern der 
Länge nach durchziehende Land-
rücken mit dem Wellenspiel sei-
ner steinbesäten Höhen, mit seinen 
Seen, rauschenden Bächen, sei-
nen Wäldern, Tälern und Heiden. 
Wenn sich im Herbst der Wald 
färbt, wenn Himmel und Seen im 
dunkelsten Blau prangen, wenn 
die grasigen Matten an den Hän-
gen noch einmal grünen… „Pom-
mersche Schweiz“, Tal von Fünf-
see, Moorbad Polzin: sie klingen 
zusammen zu einem Lied von 
ungeahnter Schönheit! Den glas-
klaren Enzigsee bei Nörenberg, 
das seeumkränzte Kallies, den 
Erholungsort Neustettin mit sei-
nen Seepromenaden, Tempelburg 
am Dratzigsee, dem tiefsten See 

Norddeutschlands, Falkenburg 
mit Schloss, die Bergstadt Poll-
now: man sollte sie gesehen ha-
ben. Sollte im Grenzkreis Bütow 
mit seiner ragenden Deutschrit-
terburg, seinen Schrotholzbauten 
und im „Blauen Ländchen“ an der 
Leba mit Lauenburg gewesen 
sein, dessen 210 m hohe Wald-
berge in der Dämmerstunde so 
wundersam blau grüßen... Selt-
same Gegensätze: so vielbesucht 
Pommerns Strand ist, so einsam 
sind seine Berge, so abseits des 
Verkehrs, wenn wir vom Bade 
Polzin absehen. Aber sollte das 
nicht wiederum auch ein Vorzug 
sein? Für viele, die Naturstille, die 
das Abseits suchen! – Es ist schon 
so: Vom Höhenzug zur Wanderdü-
ne, das ganze Pommern ruft euch 
„Kommt und schaut! Es wird euch 
gefallen! Es bringt jedem, was sein 
Herz begehrt!“

Martin Reepel – Im Auftrage des 
Landesfremdenverkehrsverbandes 
Pommern, 1936.

Dieses Handbuch für deutsche 
Fremdenverkehrsorte enthält sehr 
interessante Informationen aus ei-
ner Zeit, die für uns so nicht mehr 
erlebbar ist. Deshalb werden in 
loser Folge die in dem Buch be-
schriebenen pommerschen Orte 
mit ihrem touristischen Angebot 
erscheinen.

Die Landschaft ist geblieben, die 
Weite – die Ostseeküste, die Bod-
denlandschaft, stille Seen, herrli-
che Wälder, Städte, die Geschichte 
atmen. Auf dem Weg nach Osten 
durchfährt man buchstäblich die 
ganze Weite Pommerns.              BS

Pommern wie es war



Zu: Wirklich ein „Genozid“? 
(Nr. 16)

Der laut obigem Artikel „ange-
sehene südafrikanische Journalist
Peter Bruce“ kam wegen der un-
genauen zur Verfügung stehenden
Daten zu dem Schluss, „dass die
Häufigkeit der Farmermorde
nicht höher anzusetzen sei als all-
gemeine Tötungsdelikte in den
von Schwarzen bewohnten Vor-
stadt-Siedlungen oder in der für
Gewaltkriminalität bekannten
Innenstadt von Johannesburg“.

Nachdem laut der aktuellen
Straftaten-Statistik für Deutsch-
land die Zahl der Verbrechen im
Jahr 2017 um fast zehn Prozent
gesunken sein soll, bezweifle ich,
dass eine offizielle statistische Er-
hebung der Farmermorde anders
als schönfärberisch sein könnte,
denn schließlich kann nicht sein,
was nicht sein darf. Immerhin
stellte die Bundesregierung laut
Auswärtigem Amt 1,07 Milliarden
Euro seit 1992 für die bilaterale
Entwicklungszusammenarbeit
mit Südafrika zur Verfügung. Das
„Steuervieh“ könnte sonst doch
einmal zu murren anfangen, sollte
sich herausstellen, dass die
Apart heid immer noch existiert,
nur jetzt eben gegen Weiße. 

Bei der „Tatsache“, dass sich
laut PAZ-Artikel die Agrarpro-
duktion Südafrikas „seit 1994 ge-

radezu explosionsartig vermehr-
te“, bin ich skeptisch. Die Grau-
samkeiten gegen Weiße wie auch
Schwarze in Südafrika sind 
jedenfalls unvorstellbar für uns 
– noch –, man möge einmal selbst
im Internet suchen. Aber wir ha-
ben uns ja schon an vieles Neue
in den letzten Jahren gewöhnen
müssen.

Aber was ist denn nun ein Ge-
nozid/Völkermord laut den Ver-
einten Nationen? Ein Völkermord
liegt demnach nicht erst vor,
wenn viele Tote dieser ethni-
schen, rassischen oder religiösen
Gruppe zu beklagen sind. Auch
bereits die „Verursachung von
schwerem körperlichem oder see-
lischem Schaden an Mitgliedern
der Gruppe“ sowie die „vorsätzli-
che Auferlegung von Lebensbe-
dingungen für die Gruppe, die ge-

eignet sind, ihre körperliche Zer-
störung ganz oder teilweise her-
beizuführen“ stellen einen Völ-
kermord dar. Und negative Bedin-
gungen für weiße Menschen müs-
sen vorliegen. Wie sonst kann
man es sich erklären, dass ihr An-
teil an der Weltbevölkerung von
25 Prozent nach dem Zweiten
Weltkrieg auf jetzt nur noch acht
Prozent zurückgegangen ist (im
Vergleich: schwarze Bevölkerung
nach dem Zweiten Weltkrieg
neun Prozent, jetzt 35 Prozent)?

Ich jedenfalls komme zu dem
Schluss, dass hier vielleicht nicht
nur ein Genozid an der südafrika-
nischen weißen Bevölkerung zur
Debatte steht, sondern gegebe-
nenfalls sogar an der gesamten
weißen Erdbevölkerung. Und die-
se Prozentzahlen halte ich für re-
alistisch, denn die schwindende

Zahl an Weißen kann ich täglich
selbst beobachten, auch auf Ur-
laubsreisen in „weiße“ Länder.

Wenn sich bestimmte Gruppen
den Artenschutz zum Beispiel
von Delfinen auf die Fahnen ge-
schrieben haben, wo bleibt dann
hier der Aufschrei? Da hört man
wahrscheinlich nur Jubelgeschrei,
dass „der zornige weiße Mann“
sowie seine Verwandtschaft in ab-
sehbarer Zeit in den ewigen Jagd-
gründen weilen. 

Irrerweise haben die, die sich
am meisten freuen, dass Weiße
immer weniger werden, oft selbst
weiße Haut. Ich bezweifle aller-
dings sehr, dass die Welt besser ist
ohne weiße Menschen. Und vor
allem haben Weiße, wie alle ande-
ren auch, „das Recht auf Leben,
Freiheit und Sicherheit der Per-
son“ (Artikel 3 der Allgemeinen

Erklärung der Menschenrechte).
Aber bezüglich Weißen ist ein
Messen mit zweierlei Maß völlig
normal. Ein Beispiel hierfür ist
der jüdische Ex-Harvard Profes-
sor Noel Ignatiev, der das Weiß-
sein abschaffen möchte. Er kann
das einfach so sagen. Stellen wir
uns doch einmal ganz kurz vor,
ein ach so „privilegierter“ Weißer
würde sagen, er möchte das
Schwarzsein abschaffen – er hätte
nichts mehr zu lachen. 

Doris Richthammer,
Neukirchen

20 Nr. 26 – 29. Juni 2018 

Säulenheiliger der deutschen Nachkriegspolitik oder nur ein gerissener Parteiführer? An dem vor einem Jahr verstorbenen Bundes-
kanzler Helmut Kohl werden sich noch lange die Geister künftiger Generationen scheiden Bild: Imago

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Grenzgewalt (Nr. 22)

Seit zirka 70 Jahren leben Palä-
stinenser und Juden im Streit um
das Gebiet, das beide Völker be-
wohnen und das vormals den Pa-
lästinensern alleine gehörte. Ju-
den kamen aufgrund von Pogro-
men in ganz Europa und gefördert
durch den Nationalsozialismus im
20. Jahrhundert aus der Diaspora
als Einwanderer in das einst ge-
lobte Land zurück. 1945 erreichte
die Einwohnerzahl der Juden mit
553 600 Menschen den stärksten
Einwohnerblock Palästinas. 

Die Gründung des Staates Israel
vor 70 Jahren war maßgeblich für
den Ausbruch offener Feindselig-
keiten. Wenn sich Gäste derart
breitmachen, muss das zu Prote-
sten führen, und so folgten die be-
kannten Kriegszüge, die immer
zugunsten Israels ausgingen. Über

die Jahrzehnte breitete sich das
israelische Staatsgebiet zuneh-
mend durch illegalen Siedlungs-
bau aus. Palästinenser wurden
von ihren Ländereien vertrieben
und stellen heute eine bedauerns-
werte Minderheit dar, die im eige-
nen Land einen untergeordneten
Stellenwert besitzt. 

Wer einen Tatsachenbericht aus
jüngster Zeit darüber sehen will,
wie von jüdischer Seite mit den
Palästinensern umgesprungen
wird, sollte sich im Internet die
Beschreibung von unserem ehe-
maligen Arbeitsminister Norbert
Blüm ansehen. Ebenso abstoßen-
de Kurzbeiträge auf YouTube, die
Palästinenser zu Zielscheiben der
israelischen Armee degradieren,
zeigen ein geschundenes Volk.
Der Vergleich mit dem Apart-
heitssystem im ehemaligen Süd-
afrika ist daher nicht abwegig.

Alle politischen Bemühungen
um eine Zweistaatenregelung
sind bisher immer wieder ge-
scheitert, woran orthodoxe Juden
und ihre Siedlungspolitik der Ent-
eignung maßgeblichen Anteil ha-
ben. Die Welt schaut weg. Verur-
teilungen Israels in der UN wer-

den regelmäßig durch die
Schirmherrschaft der USA verei-
telt. Nun wird der Gazastreifen
auch noch von der Seeseite unzu-
gänglich gemacht, sodass dieser
Landesteil ein abgeschlossenes
Ghetto bildet. Dass die Menschen
in dieser Einschnürung zum

Widerstand gezwungen sind, liegt
klar auf der Hand. 

Über Jahrzehnte erniedrigt, des
Landes bestohlen und zu eigener
Wirtschaftlichkeit kaum fähig, ist
dies für diese Menschen – wie
seinerzeit im Warschauer Ghetto
die Juden auch – die einzige Mög-
lichkeit der Gegenwehr. Auch die
Brutalität, mit der die Nieder-
schlagungen der Proteste erfol-
gen, rufen Erinnerungen dieser
Art wach. 

Die demografische Entwicklung
Israels mit nunmehr zirka 6,1 Mil -
lionen Juden hat enorm zugelegt.
Der Expansionswille Israels ist
durch den weiteren angekündig-
ten Siedlungsbau in jüngster Ver-
gangenheit so ausgeprägt erkenn-
bar, dass offenkundig von den
Hardlinern in der israelischen Po-
litik eine militärische Lösung fa-
vorisiert wird. Wir sehen hier ei-

nen schleichenden Völkermord
und trauen uns aufgrund unserer
eigenen jüngsten Geschichte
nicht, dies offen und ehrlich aus-
zusprechen. Israel ist dabei, sich
mehr und mehr international zu
isolieren. Die Israel-Politik Do-
nald Trumps wird dazu ein Übri-
ges tun.

Dabei gäbe es bei gutem Willen
politische Lösungen, wenn beide
Seiten zu offenen Verhandlungen
bereit wären. Ich empfehle hier
den dokumentarischen Spielfilm
„Das Herz von Jenin“, in welchem
die gesamte Tragik dieses Konflik-
tes auf einer menschlich einmali-
gen Art nachvollzogen werden
kann und die aufzeigt, dass auf
der unteren menschlichen Ebene
bei aller Unmenschlichkeit die
Herzen (und andere Organe) zu-
einanderfinden. Rudolf Neumann,

Ahrensburg

Zu: Legitimer Akt der Notwehr
(Nr. 24)

Die im Artikel gelieferten klar-
stellenden Hintergrundinforma-
tionen zu den Kreuzzügen decken
sich mit Hansjürg Stückelbergers
Bewertung in seinem empfehlens-
werten Buch „Europas Aufstieg
und Verrat“ von 2011.

Darin schreibt der Schweizer
Pfarrer: „Historisch gesehen han-
delt es sich bei den Kreuzzügen
um eine Antwort auf die jahrhun-
dertelangen muslimischen An-

griffe: Eroberungen und Koloni-
sierungen ganzer Regionen, Über-
fälle und Raubzüge von arabi-
schen und türkischen Muslimen
auf christliche Küstenstädte und
Länder. Die Kreuzzüge waren
nicht nur ein Versuch, den freien
Zugang der Pilger nach Jerusalem
wieder zu ermöglichen. Sie waren
auch der Versuch einer Selbstver-
teidigung von christlichen Regio-
nen zum Schutz ihrer Bürger und
für die Erhaltung ihrer Freiheit,
Identität und Kultur. Das Recht
auf Selbstverteidigung bestreitet

niemand. Warum soll es für die
Zeit der Kreuzzüge nicht gelten?“

Dass dann auch die Kreuzfahrer
in ihrer Abwehr der islamischen
Expansion in schlimmer Weise
schuldig wurden – zum Beispiel
durch die arrogante Eroberung
und Verbrennung Konstantino-
pels – ist leider auch wahr.

Doch die Widerlegung der weit-
hin falschen Sichtweise von Vor-
geschichte und Natur der Kreuz-
züge ist in diesem PAZ-Artikel gut
gelungen. Willi Herbert,

Nürnberg

Kohl hatte keinen Plan für Deutschland

Narrenfreiheit
Zu: Verscharrt am 1. Juli (Nr. 24)

Es ist schon merkwürdig, gera-
de in der Preußischen Allgemei-
nen eine solche Bewertung des
verstorbenen Ex-Bundeskanzlers
Helmut Kohl zu finden. Es ist
kaum glaubhaft, das Franz Josef
Strauß 1983 den Milliardenkredit
an die sogenannte DDR ohne
Rücksprache mit Kanzler Kohl
einfädeln konnte. Immerhin hat
der Unrechtsstaat damit weitere
sieben Jahre existieren können.

Kohl war auch kein Befürworter
der deutschen Einheit, er wurde
von Michail Gorbatschow getrie-
ben und wurde widerwillig zum
„Kanzler der Einheit“ gemacht.
Zum Dank bezichtigte er Gorba -
tschow, Bedingungen für die Ei-
gentumsfrage der ehemaligen
DDR gestellt zu haben. Gorba -
tschow wies dies bekannterma-
ßen zurück. Trotzdem enteignete
die Bundesrepublik frühere Ei-
gentümer über diese Lüge.

Nicht vergessen werden darf,
dass Kohl die Rückgabe des nörd-
lichen Ostpreußen ablehnte und
damit die völkerrechtswidrig Ver-
triebenen endgültig um ihre Hei-
mat brachte. Ein großer deutscher
Staatsmann? Ich kann es nicht
glauben. Gerhard Tempel,

Bad Fallingbostel

Zu: Geldsegen für Parteien 
(Nr. 24)

Geht es um Diätenerhöhungen
oder wie aktuell um die staatliche
Parteienfinanzierung, sind sich
die ansonsten kontrahierenden
politischen Lager einig. Ohne
Wenn und Aber werden die Be-
schlüsse durchgepeitscht, bevor
das „dumme Volk“ es richtig
wahrnimmt. Die Medien unter-
stützen diese Mitnahmementa-
lität, indem sie diese Themen aus
der Berichtserstattung nehmen.

Was mich persönlich beunru-
higt ist, dass es viele Menschen
gibt, denen es gutgeht und die es
in keiner Weise interessiert, wie
die Politik den Wähler oder
Nichtwähler vergewaltigt und aus
unserem Land einen Selbstbedie-
nungsladen macht. Diese Gleich-
gültigkeit, diese Naivität und das
schnelle Vergessen gestatten den
Politikern eine Narrenfreiheit.

Die Millionen Zuwanderer stel-
len keine kritische Größe dar. Ih-
nen geht es so gut wie nie zuvor.
Für sie ist alles eine heile Welt.
Aber nicht alle Bürger lassen sol-
che Eskapaden an sich vorüber-
ziehen. Das Gegengewicht in Be-
zug auf das linkspopulistische La-
ger wird größer. Peter Karstens, 

Eckernförde

Alles prallt zurück
Zu: Zeichen von Panik (Nr. 20)

Alles, was der Mensch an Ge-
danken, Worten und Taten in die
Welt hinaussendet, kommt zu ihm
zurück. Sendet er Gutes aus, er-
hält er Gutes, sendet er Böses aus,
erhält er Böses. Das Geschoss der
bösen Worte prallt auf den Schüt-
zen zurück, mit umso größerer
Wucht je stärker die Stoßkraft des
bösen Wortes war.

Deswegen können linke Genos-
sen, einschließlich CDU/CSU, auf
die AfD eindreschen, so viel wie
sie wollen. Sie schaden sich nur
selbst. Die AfD wird wachsen, ob
das den linken Genossen passt
oder nicht. Die Welt und das Stre-
ben der Menschen werden sich
verändern, aber nicht nach den
Vorstellungen des linken Estab -
lishments. Barbara Koerber,

Gräfenberg

Zu: Verscharrt am 1. Juli (Nr. 24)

Der wahre Konservative blickt
mit Leidenschaft und Freude vor
allem in die Vergangenheit. Dort
kann er die Lichtgestalten erken-
nen, die in der Gegenwart so ver-
misst werden. Helmut Kohl, „Mr.
Europe“, wird im Nebel der Er-
innerungen nun sichtbar. Der Ur-
vater unserer Probleme wird zu
den Großen gezählt, trotz seiner
Fehler. Der Beitritt der DDR zur
Bundesrepublik wird als Einheit
verklärt, sein Europawahn als

Preis für die Einheit gerechtfer-
tigt. Faktisch ist dies Geschichts-
klitterung, weiter nichts.

Helmut Kohl war ein gerissener
CDU-Politiker, der zuerst an sich
und seine politische Karriere
dachte. In seiner Zeit schaffte die
rotgrüne Ideologie den Durch-
bruch in allen gesellschaftlichen
Bereichen wie Schule, Theater,
oder Medien. Seine geistige
Schlichtheit wurde verspottet,
heute wird sie von Konservativen
als Patriotismus erinnert. Heute
wie damals gab es auf der konser-

vativen Seite keinen Entwurf für
eine neue Republik. Auch des-
wegen war der Beitritt nur ein
Anschluss. 

Kohl, der Kanzler einer ver-
sprochenen Wende, hatte keinen
Plan für Deutschland. Sein Welt-
bild war die Nachkriegszeit mit
all ihren Implikationen, und dabei
blieb es bis zum Schluss. Auflö-
sung aufgrund kompletter Ideen-
losigkeit und ideologischer Ver-
blendung! 

Norbert Johann Schadel
Gerhardshofen

Kein großer Mann

Die weiße Bevölkerung hat nicht viel zu lachen, schon gar nicht in Südafrika

Die Welt schaut beim schleichenden Völkermord im Nahen Osten weg

LE S E R F O R U M

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

Israel-Politik Donald
Trumps wird die Lage
noch verschlechtern

Selbstverteidigung Europas
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Seit dem Jahr 2000 gehören das
Loiretal und seine Schlösser zum
UNESCO-Weltkulturerbe. Die vie-
len Prestigebauten sind seit 500
Jahren eines der wichtigsten Aus-
hängeschilder Frankreichs.

Chambord, das genialste, größte
und bekannteste Schloss der
Loire-Region, war 2016 Treffpunkt
von 20 EU-Agrarministern. Eine
Ortswahl, die angesichts der
angespannten finanziellen Lage
vieler französischer Landwirte
unter dem Motto „Minister im
Schloss, Bauern auf der Straße“
lautstarken Protest hervorrief.
Ganz im Geist der Französischen
Revolution, bei der die Bauern
1789 gegen das Luxusleben des
Adels aufbegehrten.

Chambord wurde als Prestige-
objekt geboren. Sein Baubeginn
1519 war der Grundstein für eine
Demonstration der Leistungsfä-
higkeit Frankreichs. Franz I. hoff-
te, dadurch Karl V. die Krone des
Heiligen Römischen Reichs ent-
reißen zu können. Sogar der habs-
burgische Rivale bescheinigte
Chambord, der Inbegriff dessen
zu sein, „was menschliche Kunst“
vermag. Kaiser wurde Franz I.
dennoch nicht. 

Rund 1,6 Millionen Besucher
zieht es jährlich in die heutige
Staatsdomäne, über die Hälfte
davon bis ins Schloss. Wer Cham-
bord als leeres Schloss in Erinne-
rung hat, wird über die vielen
neuen Prunkbetten, Gobelins,
Gemälde, Ausstellungen und
Sammlungen, die sich in immer
mehr seiner 440 Räume wieder-
finden, erstaunt sein. Ein soge-
nanntes Histopad, ein Tablet-PC
in zwölf Sprachen, dient als digi-
taler Führer durch die alte
Geschichte und neue Pracht.

Auch der Außenbereich hat
eine Renaissance erfahren. Durch
die großzügige private Unterstüt-

zung des frankophilen US-Bür-
gers Stephen A. Schwarzman
konnte der 1734 unter Ludwig XV.
entstandene französische Barok-
kgarten nach 14-jähriger histori-
scher Forschung wiederherge-
stellt werden. Für 3,5 Millionen
Euro wurden Kieselalleen, riesige
Rasenflächen komplett neu ange-

legt sowie 32 500 Pflanzen und
800 Bäume gepflanzt. 

Damit wurde Europas größtem
geschlossenem Park – seine Mau -
er ist 32 Kilometer lang und die
Gesamtfläche von 5440 Hektar so
groß wie die Pariser Altstadt –
neues Leben eingehaucht. Dazu
gehören auch mehr als 20 Kilo-
meter neu erschlossene Wege

durch den Forstbereich. Dessen
geschützte Flora und Fauna mit
ihren Hirschen und Wildschwei-
nen ist dadurch zu Fuß, per Rad
oder im Geländewagen mit einem
Führer noch besser zu entdecken.

Erst 2010 waren die präsidialen
Jagdpartien in Chambord offiziell
abgeschafft worden. Noch Geor-

ges Pompidou reiste unzählige
Male in die Sologne, wo er seine
Liebe zur Architektur und zur
Jagd vereint fand. Heute generiert
Chambord mit Veranstaltungen
wie Konzerten, Märkten, Pferde-
und Raubvogelshows bereits gut
86 Prozent seiner jährlichen
Betriebskosten und Investitionen
selber, etwa 18 Millionen Euro

kamen so zuletzt zusammen. Die
Eigenfinanzierung soll sich 2019
auf 100 Prozent belaufen. Das
Mittel der Wahl heißt: Das „Châ -
teau de Chambord“ als Marken-
namen für typisch französische
Edelprodukte zu verkaufen. 
Franz I. ließ für das Schloss noch
Kirchenschätze plündern und das

Silberzeug seiner Untertanen ein-
schmelzen.

Vier Jahre vor Baubeginn in
Chambord hatte Franz I. bereits
damit begonnen, dem 15 Kilome-
ter westlich gelegenen Schloss in
Blois durch einen modernen
Renaissance-Flügel ein neues Ge -
sicht zu geben. Während Franz I.
in Chambord keine 100 Tage ver-

bracht hatte, war Blois über ein
Jahrhundert lang der bevorzugte
Sitz der französischen Könige. 

Seit 2003 hat Blois in mehreren
Restaurierungsphasen eine neue
Renaissance erfahren. Zuletzt
wurden wieder drei neue Säle für
Besucher geöffnet. Ausgestattet
mit neu erworbenem historischen

Mobiliar sowie einigen Möbeln
aus den Depots der staatlichen
Mu seen, geben sie zusammen mit
umfangreichen Informationen
tiefe Einblicke in die Geschichte
des royalen Frankreich und das
Leben am Hof.

Zu Blois’ düsterer Seite gehört
die Ermordung des Herzogs von
Guise 1588 durch Heinrich III.

1908 diente das Drama als Stoff
für einen Stummfilm, der welt-
weit erstmals mit Originalmusik,
komponiert von Camille Saint-
Saëns, unterlegt war. Das Meister-
werk läuft als Endlosschleife in
der im Schloss breit angelegten
Ausstellung über das Attentat. 

Nach seiner im vergangenen
Jahr abgeschlossenen Total-Sanie-
rung erstrahlt das Schloss von
Azay-le Rideau im neuen Glanz.
Dach, Fassaden, Innenräume und
Garten wirken wie frisch geputzt.
Von 1518 bis 1524 von Gilles Ber-
thelot, dem Schatzmeister 
Franz’ I., erbaut, hatte 1870/71
Prinz Karl-Friedrich von Preußen
in dem „Juwel der Renaissance“
Quartier bezogen. Als ein herab-
stürzender Kronleuchter ihn um
ein Haar verfehlt hatte, drohte er
das Schloss wegen Sabotage nie -
derreißen zu lassen. Zum Glück
be sann er sich anders. Seit 1905
ist das Schloss in Staatsbesitz.

In steter Neuerfindung ist die
kommunale Domäne Chaumont-
sur-Loire als modernes Zentrum
von sogenannter Natur-Art: Ge -
meint sind phantasievolle Kunst-
werke im Freien. Dazu gibt es
jedes Jahr ein Gartenfestival, bei
dem Landschaftsgärtner aus der
ganzen Welt immer neue Mu -
stergärten erfinden. Die 27. Aus-
gabe (bis 4. No vember) steht unter
dem Motto „Gärten der Gedan-
ken.“ Helga Schnehagen

Infos: www.valdeloire-france.de.
Deutschsprachige Internetseite
zum Gartenfestival auf Chau-
mont-sur-Loire: www.domaine-
chaumont.fr/de. Wohnen und
Essen: La Maison d’à Côté 3*,
Montlivaut bei Chambord (mo -
derne Designer-Zimmer, Sterne-
Restaurant und Bistro, moderate
Preise); Le Clos d’Amboise 4*,
Amboise (Schloss-Hotel, gehobe-
ne Küche, moderate Preise). 

Prahlerei am Fluss
Mit seinen Schlössern an der Loire wollte Frankreichs Adel Eindruck schinden – Noch heute steht man staunend davor

Das königlichste aller Loire-Schlösser: Château de Chambord Bilder: Starus

Dem Wanderer in den Alpen
sind sie bestimmt schon ein-

mal begegnet: seltsame Figuren,
die am Wegesrand Stein auf Stein
aufgerichtet wurden und die auf
wundersame Weise der Schwer-
kraft trotzen. So mancher Hobby-
künstler hat solche vergängliche
Steinmännchen errichtet, die bei
Sturm oder nach Schnee und Eis
wieder zerfallen. 

Inzwischen hat sich aus dieser
Spielerei mit dem Geröll der
Berge eine Kunstform entwickelt.
Entdecken kann man das in den
Dolomiten, wo beim „Lagazuoi
Cairn Festival“ vom 14. bis zum
29. Juli die Kreativität der Berg-
liebhaber getestet wird. Un weit
des Ferienortes Cortina d’Ampez-
zo werden auf dem Gipfel des
2800 Meter hohen Laga zuoi viele
Künstler ihre phantasievollen
Steinfiguren aufschichten.

Die Steinmännchen, auch
„Cairns“ genannt, bringen uralte
mythologische Werte zum Aus-
druck, wie das existenzielle
Bedürfnis der Menschen, den

Weg für jene zu markieren, die
ihn nach ihnen beschreiten. Und
sie spiegeln ein emotionales und
gravitatives Gleichgewicht, Har-
monie von Form und Gedanken
wider. Und das mit dem Bewusst-
sein der Vergänglichkeit der
Dinge. Denn sie halten kaum län-
ger als einen Sommer.

Zum Errichten der Figuren dür-
fen nur freiliegende Steine ver-
wendet werden, Steine ausgraben
oder Steine verwenden, die Ab -
drücke im Boden hinterlassen,
wenn man sie entfernt, sind
Gründe für den Ausschluss aus
dem Wettbewerb, denn die Veran-
staltung findet auf dem Gipfel
eines Berges statt, der Teil des
UNESCO-Weltnaturerbes ist, wo
der Schutz des Ökosystems ober-
ste Priorität hat. H. Tews

Den Austragungsort des Cairn-
Festivals kann man vom Falzare-
go-Pass in wenigen Minuten mit
der Seilbahn oder auf dem Wan-
derweg Nr. 401 erreichen. Infos
im Internet: www.lagazuoi.it

Zugegeben, die farbgewalti-
ge Kulisse der Sonnen-
untergänge im Herzogtum

Lauenburg wirkt manchmal wie
eine Fototapete. Und doch ist
diese Stunde am Ende des Tages
immer wieder eine ganz besonde-
re. Das wasserreiche Herzogtum
in der Metropolregion Hamburg
bietet spektakulären Sonnen-
untergängen optimale Vorausset-
zungen. Wie funkelnde Edelsteine
liegen rund 40 Seen auf einem
Gebiet von 474 Quadratkilome-
tern zwischen Wäldern, Feldern
und Hügeln versteckt, in denen
sich die Abendsonne brechen
kann. Der 1960 gegründete Natur-
park ist der älteste Naturpark
Schleswig-Holsteins.

Insofern lag die Idee nahe, mit
dem Pfund zu wuchern. „Kitschig
oder romantisch?, hatten wir uns
gefragt, haben dann aber diese
Stunde am Anfang und am Ende
des Tages als so etwas Besonderes
empfunden, dass wir diese Tages-
zeit ,Funkelstunde‘ genannt ha -
ben“, erklärt Günter Schmidt,
Geschäftsführer der Herzogtum
Lauenburg Marketing- und Servi-
ce-Gesellschaft (HLMS). 

Die 17 schönsten „Funkelplät-
ze“ haben die lauenburgischen
Touristiker herausgesucht und auf
einer Internetseite zusammenge-
stellt. Da gibt es die „Schöne Aus-
sicht“ in Bäk: Hoch über dem Rat-
zeburger Domsee machen es sich
die „Funkelfans“ auf einem Wald-
sofa gemütlich und erleben, wie
die Sonne farbenfroh hinter dem
Ratzeburger See versinkt und den
mächtigen Dom dabei illuminiert.

Oder am Möllner Schulsee: Hier
lässt die untergehende Sonne die
Silhouette der romantischen Alt-
stadt erstrahlen und spiegelt sich
dabei farbgewaltig an der See-
oberfläche. 

Im Lauenburger Fürstengarten
schweift das Auge weit über die
Elbe ins Dreiländereck hinein,
während der große Strom in un -
terschiedlichsten Farben dahin-

fließt. Am Elbufer in Geest hacht-
Tesperhude beobachtet man die
in den Sonnenuntergang gemäch-
lich gleitenden Elbschiffe. 

Dass die Experten der HLMS
mit ihrer Vermarktungsidee nicht
falsch liegen, „ist darin erkennbar,
dass sich der Begriff ,Funkelstun-
de‘ unheimlich schnell online,
also im Internet und auf den
Smartphones, verselbstständigt
hat“, ergänzt Projektleiterin Cari-
na Jahnke. Entsprechend flugs

hatte die HLMS dann auch Ko -
operationspartner für ihre Kam-
pagne, die im vergangenen Jahr
gestartet ist, gewinnen können:
„Wir haben auf einen Schlag 23
Partner gefunden: 13 an den Lau-
enburger Seen, am Elbe-Lü beck-
Kanal und an den Flüssen, sowie
weitere zehn an der Elbe im Süd-
kreis“, zählt Jahnke auf. Die größ-
ten Standorte sind die Städte Rat-

zeburg, Mölln, Lauenburg und
Geesthacht, aber auch der Natur-
park Lauenburgische Seen. 

Die Partnerbetriebe bieten eine
Vielzahl an großartigen Aussich-
ten oder spezielle Veranstaltun-
gen zu ihrer jeweiligen „Funkel-
stunde“ an: etwa mit Kanu oder
Tretboot in den Sonnenuntergang,
ein Segeltörn oder eine Schiff-
fahrt zur Dämmerung, sei es mit
Eisbecher, Cocktail, Barbecue
oder „Funkel-Menü“. Ein ganz

besonderes Angebot ist das „Din-
ner am See“. Fünf See-Restau-
rants rücken einen Tisch ganz
dicht heran ans Ufer. Ein liebevoll
gedeckter Tisch, dazu das farbge-
waltige Schauspiel des Sonnen-
untergangs. Ein nach allen Regeln
der Kochkunst zubereitetes Menü
sowie ein aufmerksamer Service
– das sind die Zutaten für roman-
tische „Dinner am See“.

Ganz wichtig ist der HLMS das
Netzwerk mit den Touristinforma-
tionen vor Ort und den jeweiligen
„Funkelpartnern“. Die „Funkel-
stunde“ soll das Herzogtum Lau-
enburg mit seinen zahlreichen
Gewässern noch bekannter ma -
chen und neue Gäste gewinnen.
Allerdings gelten die Angebote
gleichermaßen auch für die Ein-
heimischen, die zu Recht stolz
sein können, in einer herrlichen
Landschaft zu leben, wo andere
Urlaub machen.

Wie erfolgreich die Kampagne
sich entwickeln wird, das wollen
die HLMS-Experten anhand der
künftigen Buchungszahlen, aber
auch durch neu entstandene An -
gebote und die Vernetzungsten-
denz innerhalb der touristischen
Betriebe messen. Das Ziel, noch
mehr Gäste herzulocken, könnte
aufgehen, wenn der Sommer
nicht verregnet ist und man die
großartigen Sonnenuntergänge
genießen kann. Andreas Guballa

Alle Angebote und Informationen
zu den schönsten Orten rund um
die „Funkelstunde“ im Internet
unter: www.herzogtum-lauen-
burg.de/funkelstunde.

Romantik pur: Funkelstunde am Schmalsee Bild: Thomas Ebelt

Kampf gegen die Schwerkraft: Cairns am Lagazuoi Bild: Marina Alberti
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Farbtapete in echt
Wenn sich die Sonne verabschiedet – Die »Funkelstunde« im Herzogtum Lauenburg 

Hochgestapelt
Das »Cairn-Festival« in den Dolomiten



22 Nr. 26 – 29. Juni 2018  

Für Internetkonzerne wie 
Facebook und Google ma-

chen sich die Nutzer mehr oder
weniger freiwillig zum gläsernen
Menschen, indem sie ihnen ihre
Daten  überlassen, mit denen die
werbegetriebenen Konzerne
Milliardenumsätze machen. Jour-
nalisten und Netzaktivisten hal-
ten die Frage, wer unsere Daten
kontrolliert, für eine der wichtig-
sten unserer Gesellschaft. 

Dieser Auffassung ist auch Ka-
tharina Nocun, eine 1986 in Po-
len geborene und in Deutschland
aufgewachsene prominente Netz-
aktivistin und Bloggerin. Nocun
war bis 2016 Mitglied der Pira-
tenpartei und engagierte sich mit
Internetkampagnen gegen den,
wie sie es nennt, „Überwa-
chungsstaat“. 

Mit ihrem Buch „Die Daten, die
ich rief. Wie wir
unsere Freiheit
an Großkonzer-
ne verkaufen“
setzt sie ihren
„Kampf um Pri-
vatsphäre“ in ei-
ner Art von
Rundumschlag fort.
Sie warnt: Längst haben sich
auch andere Unternehmen wie
Lebensmittelketten auf das Sam-
meln und Auswerten von Ver-
braucherdaten verlegt, um uns
das Geld aus der Tasche zu zie-
hen. Desgleichen sammeln Tele-
fonkonzerne, Behörden, Geheim-
dienste, Arbeitgeber und Kran-
kenkassen die Datensätze von
Bürgern und Kunden, um mit
Hilfe von Algorithmen abzu-
schätzen, wie wir uns verhalten
werden. Nocun klärt anhand von
Beispielen über Datenspeiche-
rung und Datenmissbrauch auf,
über Spähmanöver der IT-Anbie-
ter, Online-Mobilisierung bis hin
zur Kontrollindustrie von Dikta-
turen. 

Dazu liefert sie einen Katalog
von Vorschlägen, die geeignet
seien, die täglichen Datenspuren
zu reduzieren. Wer sich nicht um
seine Datensätze kümmert, müs-
se mit unerwünschten Folgen
rechnen, bei-
s p i e l swe i s e
mit einem ab-
schlägigen Be-
scheid. Doch
auch ohne
nachvollzieh-
baren Grund
könne man
leicht Opfer
einer falschen
Verdächtigung
werden, wie
etwa bei einer
Massenüber-
wachung. 

Was die
Dienste der
IT-Anb iete r

betrifft, sei Vorsicht leider mit ei-
niger Mühe verbunden. Jeder sei
gut beraten, die seitenlangen
staubtrockenen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen zu lesen, be-
vor er auf „ok“ klickt, rät Nocun –
einerseits. Andererseits könne es
niemand zeitlich bewältigen, je-
den Online-Vertrag zu prüfen. Für
Nicht-Juristen sei es außerdem
schwierig zu verstehen, was ge-
nau man unterschreibt. Sie hat ei-
nen Fachmann der Verbraucher-
zentrale Bundesverband um sei-
ne Einschätzung gebeten. Der
meint, das tieferliegende Problem
seien nicht einzelne Klauseln,
sondern was Unternehmen wie
Facebook tatsächlich speichern.
In Relation dazu dürfte daher
auch von nachgeordneter Bedeu-
tung sein, was die Autorin an-
hand von Selbstversuchen über

Facebook und
Google heraus-
gefunden hat. 

Bisher hat sie
ihre Hoffnung
b e re ch t i g te r -
weise nicht auf
die regulierungs-

unwillige Politik ge-
setzt. Trotzdem fordert sie nun
„strengere Datenschutzgesetze
und mehr Geld für eine effektive
Kontrolle der Einhaltung von
Recht“. Das klingt nach Zweckop-
timismus, da der Trend im inter-
nationalen Wettstreit bei der Digi-
talisierung und Automatisierung
genau in die entgegengesetzte
Richtung geht. 

Nocun erklärt, sie sei selbst ei-
ne begeisterte Nutzerin der On-
line-Dienste. Sogar ihre Einkäufe
tätigt sie fast nur online. Das
dürfte nicht überall gut ankom-
men, da dieses Verhalten be-
kanntlich zum schleichenden
Absterben des Einzelhandels bei-
trägt und damit zur Verödung der
Innenstädte. Aus dieser Sicht wä-
re es wahrscheinlich sinnvoller,
wenn Netzaktivisten zum „analo-
gen“ Einkaufen aufrufen, als ein
gefühlt hundertstes Buch zum
Thema Datenschutz zu schrei-
ben. Dagmar Jestrzemski

Als 1989 in Osteuropa der
von der Sowjetunion be-
herrschte Block zusam-

menbrach, war die Erleichterung
im Westen allgemein. Im damali-
gen Hochgefühl sah der US-Poli-
tologe Francis Fukuyama im
scheinbar endgültigen Sieg der
westlichen Staatsform das Ende
der Geschichte gekommen. Etwas
skeptischer war sein Kollege Sa-
muel Huntington, der vor einem
„Kampf der Kulturen“ warnte, in
den der Westen früher oder später
unweigerlich hineingezogen wer-
de, vor allem gegen China. Beide
Thesen gehören inzwischen zum
Standardrepertoire politischer Di-
skussionen. 

Gegen sie macht der Islamwis-
senschaftler Stefan Weidner vehe-
ment Front. Weidner, lange Zeit
für das Goethe-Institut in mehre-
ren asiatischen Ländern tätig, for-
dert, dass der Westen Abschied
nehmen müsse von der Vorstel-
lung, sein Modell sei das allein
seligmachende. Der Westen, so
schreibt er in seinem Buch „Jen-
seits des Westens“, habe die Welt
lange nach seinen Vorstellungen
geformt und behaupte jetzt, das
sei der natürliche Zustand von
Staat und Gesellschaft. Vorstellun-
gen aus anderen Kulturkreisen,
zumal aus der fernöstlichen oder
der islamischen Welt, lehne er aus
Arroganz oder Unkenntnis ab.
Das könne auf Dauer nicht gut ge-
hen, damit immunisiere er sich

geradezu gegenüber dem Rest der
Welt. 

Das ist, sehr vereinfacht, die
Grundthese dieses ebenso nach-
denklichen wie gedankenreichen
Buches. „Ich halte“, so schreibt
Weidner nach einer Analyse der
geistigen Situation in den west-
lichen Demokratien, „die Ideolo-
gie des Westens für apokalyptisch
und möchte Alternativen dazu

aufzeigen. Ich halte es für uner-
lässlich, sie abzuwickeln – falls sie
sich nicht von allein abwickelt.“
Warum sich der Westen bewusst
oder unbewusst dagegen sträube?
Weidner sieht es nicht nur in
westlicher Überheblichkeit, son-
dern mehr noch aus Angst vor al-
lem Fremden, auch aus Angst vor
einem mentalen Nichts, nachdem
religiöse Bindungen in Europa seit
der Aufklärung weggefallen seien. 

Erst ziemlich am Ende kommt
er auf Alternativen zum Westen zu
sprechen. Es mag an einer langen
Vertrautheit mit den Kulturen
Asiens, insbesondere mit der indi-
schen Kultur liegen, dass er hier
Ansatzpunkte sieht, die ein gegen-
seitiges Geben und Nehmen er-

möglichen. Er verweist auf das be-
rühmte indische Epos „Bhagavad
Gita2, noch heute in Indien einer
der zentralen religiös-literari-
schen Texte, das auch in Europa
viele Bewunderer gefunden hat.
Von hier hat, so Weidner, im 20.
Jahrhundert Mahatma Gandhi sei-
ne Philosophie des gewaltlosen
Widerstands abgeleitet. Freiheit,
so Gandhi, sei nicht wie im Wes-
ten eine die Lebensqualität des
einzelnen Menschen steigernde
Freiheit, sondern im Gegenteil ei-
ne entsagende Freiheit: „Das Ge-
fühl für das Ich schwinden zu las-
sen, besteht in der Askese.“ Aske-
se besteht im Verzicht, auch im
Verzicht auf unentwegtes Han-
deln.

In der Summe ist es eher ein
p h i l o s o p h i -
sches denn ein
aktuell politi-
sches Buch.
Wegen seiner
Konzentration
auf die westli-
che Geistesge-
schichte (Kant,
Hegel, Nietz-
sche, Heideg-
ger und viele
andere) setzt
es einige
Kenntnis vor-
aus und ent-
lässt den Leser
fast mit mehr
Fragen als Ant-

worten. Beispielsweise möchte
man als genuin „westliches“ Pro-
dukt doch ein engagiertes Han-
deln nennen, wie es Hannah
Arendt in „Vita activa“ beschrie-
ben hat, – nicht die Raffgier eines
Bankers, wohl aber der Arzt, der
seinen Urlaub in einem afrikani-
schen Slum verbringt und lebens-
bedrohten Kindern hilft; der Inge-
nieur, der mit der Planung von
Brücken oder Bewässerungssyste-
men das Leben ebendort verbes-
sern kann; oder der Wissenschaft-
ler, der ein Bildungssystem in ei-
nem Dritteweltland mit aufbauen
hilft. Gerade solche Menschen er-
fahren dann ohnehin, dass es auch
Menschlichkeit jenseits westlicher
Werte und Vorstellungen gibt. 

Dirk Klose

Suchen Sie Anschluss an das
Korps Oberland.“ Mit die-
sem Marschbefehl des Vor-

wärts-Chefs wurde der begabte
Journalist Quintus an seinen
„Redaktionsplatz Oppeln in
Oberschlesien“ beordert. Die
Provinz hatte sich mit klarer
Mehrheit unter Alliierter Auf-
sicht am 20. März 1921 für
Deutschland entschieden. Doch
das akzeptierte Albert Korfanty,
der polnische Abstimmungskom-
missar, nicht: „Er blies ins Feuer,
entfachte Hass und Zwietracht,
schürte Neid, Aufruhr und allem
voran: Terror“.  Er hatte 50 000
Polen unter Waffen, wollte Ober-
schlesien annektieren und wurde
massiv mit Waffen und Logistik
von Frankreich unterstützt. Der
Übermacht stellte sich das Frei-
corps unter Oberleutnant Roß-
bach entgegen, um die Eroberung
des „Klosterberges von St. Anna“
zu vereiteln. Quintus Schneefahl
sandte einen Bericht nach Berlin:
„Dabeigewesen“ und verkündete
freudig: „Der Annaberg ist unser!
Hurra!“

Thomas Persdorfs Buch „Das V
der Kraniche“ ist äußerst span-
nend geschrieben. Wie ein roter
Faden, aber keineswegs aufdring-
lich, zieht sich ein Liebesdrama
durch das Buch. Ohne Wissen
von Quintus ist seine Verlobte,
Amalie von Wachen, ihm nachge-
reist, aber ihre Spuren verlieren
sich in Kreuzburg. Allen Indizien

nach wurde sie entführt, doch sie
wurde nicht gefunden. Nach fünf
Monaten kehrt er nach Berlin zu-
rück. Seine erfolgreiche Pressear-
beit verschafft ihm eine Anstel-
lung als Pressesekretär im Reichs-
außenamt. Ein Bericht über den
demütigenden Waffenstillstand
im „Wald von Compiègne“ ver-
stärkte seine Reputation. Frank-
reich verfolgte eine hemmungslo-
se Rachestrategie: „Die Sieger
schlagen nicht vor, sie diktieren!“

Quintus wurde mitgenommen zu
den Verhandlungen nach Genua
und erlebte inklusive „Nachthem-
densitzung“ 1922 das Zustande-
kommen des „Vertrages von Ra-
pallo“ zwischen Deutschland und
der Sowjetunion.

Hier erreichte ihn die Nachricht
seines „Schwiegervaters“: „Sie
lebt. Bitte kommen!“ Amalia hatte
einen ernüchternden Brief ge-
schrieben. Sie lebte, war mit ih-
rem Retter, ei-
nem polni-
schen Offizier,
v e r h e i r a t e t
und nicht be-
reit, sich von
ihm zu tren-
nen. 

Was das
Buch so span-
nend und le-
s e n s w e r t
macht, ist das
darin einge-
baute histori-
sche Wissen,
das nicht nur
bis zum Jahr

1335, in dem im „Vertrag von
Trentschin“ Polen „für alle Zeiten“
auf Schlesien verzichtete, sondern
bis zum Wikingerfürsten Dago Mi-
seco, der als Mieszko zum Stamm-
vater Polens erhoben wurde. 

Gerade der nicht mit Ge-
schichtskenntnissen in der Schule
verwöhnten Jugend sei dieser mit
historischen wie diplomatischen
Fakten angereicherte Roman sehr
empfohlen. Wolfgang Thüne

Genau genommen besteht
das kleine Buch aus
zweieinhalb Teilen. Da ist

zunächst das Fragment des Ro-
mans „Catt“, welchen Hans Joa-
chim Schädlich zu Beginn der
1970er Jahre konzipierte. Daran
anschließend die „Geschichte von
Juca und Koschko“, ursprünglich
vorgesehen als Teil von „Catt“, nun
allerdings danebenstehend. Inso-
fern handelt es sich nicht um zwei
völlig separate Textstücke. Schäd-
lich, der als Linguist an der Akade-
mie der Wissenschaften der DDR
arbeitete, begann zu dieser Zeit,
Prosatexte zu verfassen. 

Im dritten Teil des Buches, wel-
cher etwas untertrieben als bloßes
„Nachwort“ firmiert, erläutert Kris-
ta Maria Schädlich, ehemalige Frau
des Autors, zunächst das Zustande-
kommen dieser Ausgabe, für wel-
che eine Rekonstruktion des da-

mals unveröffentlichten Textfrag-
ments nötig war. Sowohl aus Er-
innerungen schöpfend als auch
ausführlich Briefe zitierend, wird
dann der auch eng mit „Catt“ ver-
bundene Weg des Autors Schädlich
in der DDR beleuchtet. Eigentlich
war es eher ein
„Nicht-Weg“. Sub-
til legte das Regi-
me den Veröffent-
lichungsbegehren
des Autors immer
wieder Steine in
den Weg.

Etwas einlassen muss man sich
schon auf diesen Prosatext Schäd-
lichs. Der verkürzte, nahezu proto-
kollarische Stil, welchen Schädlich
später perfektionierte, ist auch hier
erkennbar, aber eben keine Ge-
schlossenheit. Dafür gelingt es ihm,
die unter der SED herrschende,
drückende Atmosphäre mit mini-

malem Erzählaufwand zu vermit-
teln. Schädlichs historische Vorlie-
ben sind erkennbar, aus der Umge-
bung Friedrichs des Großen borgt
er sich für seine Figuren die Na-
men „Catt“ und „Quantz“, Vorleser
und Flötenlehrer des Königs. 

Die Namen ha-
ben Gründe, den-
noch ist die Rea-
lität auf den er-
sten Blick der
harte Schnitt. Bei

Schädlich ist
„Quantz gar nicht Quantz, er spielt
Klarinette“. Sein „Catt“ ist eine
Frau, die Taxi fährt, schreibt und 
– Handlungslinie des Fragments –
sich auf die Spur ihrer verschwun-
denen Freundin begibt, welche
dem Staatssicherheitsdienst zu
entkommen versucht, der sie mit
Überredung und Erpressung zur
Mitarbeit bewegen will.

Nicht nur „Catt“ wollte die DDR
nicht. Krista Maria Schädlich zeigt,
wie der Autor vom Rostocker Hins-
torff Verlag bewusst hingehalten
wurde. Lektoren beschäftigten sich
minutiös mit seinen Geschichten,
immer wieder gab es, freundlich
und als Hilfe
f o r m u l i e r t ,
Gründe, die
Dinge zumin-
dest vorerst
noch nicht zu
v e r ö f f e n t -
lichen. Mittels
einer „Strategie
der Verhinde-
rung, Enttäu-
schung, Desil-
lusionierung“
sollte der Au-
tor schließlich
von sich aus
aufgeben. 

Rückhalt erfuhr Schädlich in ei-
nem durch Günter Grass initiierten
Kreis. In Ostberlin kamen über
drei Jahre Schriftsteller aus beiden
Teilen Deutschlands zusammen
und diskutierten ihre Texte, hier ist
sogar von einer „Weiterführung der

Gruppe 47“ die Rede. Das Ermuti-
gende für den Autor, der in der
DDR nicht gedruckt wurde: Für die-
se Treffen musste er neue Texte pro-
duzieren. Schädlich geriet er nach
seiner Unterschrift gegen die Bier-
mann-Ausbürgerung in Schwierig-
keiten. 1977 erschien sein Band
„Versuchte Nähe“ in der Bundesre-
publik. Ein Strafprozess war zu-
nächst vorgesehen, aber der Autor
war inzwischen zu bekannt. Die
DDR entledigte sich des Unbeque-
men, indem sie dessen Ausreisean-
trag in die Bundesrepublik stattgab.

„Nachwort“ und Prosafragment
dieses Büchleins bilden am Ende
eine Einheit. Einmal literarisch,
einmal sachlich-biografisch – gro-
ßes Thema ist der unsägliche
Druck, den die zweite deutsche
Diktatur auf die nicht ganz Strom-
linienförmigen ausübte. 

Erik Lommatzsch

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Hat der Westen Angst vor dem mentalen Nichts? Ratschläge einer Bloggerin

Historisches Wissen in spannendem Roman verpackt

Das DDR-Regime mochte ihn nicht: Der Autor Hans Joachim Schädlich

Stefan Weidner:
„Jenseits des Wes-
tens. Für ein neues
kosmopolitisches
Denken“, Carl Han-
ser Verlag, Mün-
chen 2018, gebun-
den, 368 Seiten, 
24 Euro

Katharina Nocun:
„Die Daten, die ich
rief. Wie wir unsere
Freiheit an Groß-
konzerne verkau-
fen“, Bastei Lübbe
Verlag, Köln 2018,
broschiert, 347 Sei-
ten, 18 Euro

Thomas Persdorf:
„Das V der Krani-
che“, Shaker Media,
Aachen 2018, bro-
schiert, 303 Seiten,
14,90 Euro

Hans Joachim
Schädlich: „Catt.
Ein Fragment“,
H e r a u s g e g e b e n
und mit einem
Nachwort verse-
hen von Krista Ma-
ria Schädlich,
Reinbek, Rowohlt
Verlag, Reinbek
2017, broschiert,
111 Seiten, 9,99
Euro, 

Atmosphäre der
DDR vermittelt

Empfehlenswert
auch für Schüler

Autorin nutzt

selbst das Internet

für Einkäufe

Antworten in 

fernöstlichen 

religiösen Epen
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Tausendmal ist nix passiert
Warum wir von Gipfel zu Gipfel stürmen, Wunschzettel geschrieben werden und der 
Gefährder aus Bayern kommt / Der satirische Wochenrückblick mit KLAUS J. GROTH

Still ruhte der See. Ab und zu
tauchte ein Seehofer auf und
versuchte, Wellen zu ma-

chen, aber der See lag still. Da be-
wegte sich nichts. Nun aber gehen
die Wogen hoch. Verlässlich wer-
fen sich die bekannten Wellenbre-
cher in die Gischt: vom Maschi-
nisten Volker Kauder bis zum
Leichtmatrosen Daniel Günther,
ganz zu schweigen von der neuen
Mamsell in der Kombüse, Anne-
gret Kramp-Karrenbauer, die uns
mit ihrer unerwarteten Wiederer-
weckung des Geistes Helmut
Kohls überraschte.

Tausendmal wurde das Thema
der Zuwanderer berührt, tausend-
mal ist nix passiert. Und plötzlich
hat es zoom gemacht. Aber anders
als in dem Schlager von Klaus La-
ge bedeutet zoom nicht Hingabe
von jetzt auf gleich. Davor bewah-
re uns die Kanzlerin. Die Freundin
der kleinen Schritte hat es aller-
dings von jetzt auf gleich eilig. Sie
hetzt von Gipfel zu Gipfel, stürmt
vor dem Sondergipfel noch einen
Sondergipfel. Toll. Na ja, vielleicht
ist das Bild von der Gipfelstürme-
rin etwas zu hoch gegriffen. Viel-
leicht kraxelt sie eher mühsam auf
die Gipfel? Unterstützt von ihrer
Seilschaft? Die tut, was sie kann,
alle hängen schließlich am selben
Seil. Die Gipfelstürmerin aber tut,
was sie am besten kann: Sie baut
den Gipfel auf und kurz bevor es
aufwärts gehen soll, redet sie den
Gipfel flach. So etwa auf das Ni-
veau der Anhöhen in Nordfries-
land. Dort ist bekanntlich alles
ziemlich platt. Ähnlich seien die
Erwartungen an den Sonder-
Sondergipfel, nämlich gar keine.
Darauf wies die Kanzlerin schon
mal vorsorglich hin. Wer sein
Wahlvolk so mental vorbereitet,
kann es nicht enttäuschen. Da
wagt man gar nicht mehr, die Fra-
ge zu stellen, was in den vergange-
nen drei Jahren auf der vielzitier-
ten europäischen Ebene gemacht
wurde, wenn das drängende The-
ma Migration auf der Tagesord-
nung stand. Socken gestrickt? Das
wäre immerhin etwas, was man
real vorweisen könnte.

Was sich drei Jahre lang nicht
bewegte, soll plötzlich laufen wie
geschmiert? So ruckzuck, zack
zack und holterdiepolter? Wenn
man sich endlich auf die Socken
macht, müssen zuvorderst die
Wünsche der europäischen Part-

ner geklärt werden. Also die Wün-
sche, die über das gemeinsame
Stricken von Socken hinausgehen.
Das wird teuer. Sehr teuer sogar.
Eine kleine Anzahlung gab es in
Meseberg schon beim konspirati-
ven Extragipfel vor dem Sonder-
gipfel zur Vorbereitung des
Sondergipfels. Frankreichs Emma-
nuel Macron braucht Geld? Klar,
machen wir. Ist ja nicht für Frank-
reich, ist ja für Europa. Sagt Ma-
cron. Woher die Milliarden kom-
men? Ach, das sind so Detailfra-
gen. Es wird sich schon was fin-
den. Irgendetwas ist immer noch
nicht mit einer Steuer belegt. Und
das Geld ist schließlich für Euro-
pa, das ist immer für einen guten
Zweck. 

Nun werden
mitten im Som-
mer Wunschzet-
tel geschrieben.
Athen wünscht
Er le ich terung
bei den ange-
häuften Schul-
den, Italien spe-
kuliert auf einen
Nachlass bei seinen Schulden,
Spanien möchte gemeinschaftli-
che Haftung für seine maroden
Banken, Bulgarien ist immer
klamm. Da kann man nicht zim-
perlich sein, wenn sich die be-
drängte deutsche Kanzlerin ein
wenig Entgegenkommen im Streit
um die Asylsucher erhofft. Aber
selbstverständlich hat das eine mit
dem anderen überhaupt nichts zu
tun. Nur wer böse Absichten hegt,
behauptet das. 

Wer zu diesen finsteren Gestal-
ten gehört, ist klar wie Kloßbrühe.
Horst Seehofer allemal. Andrea
Nahles hat es erkannt: „Seehofer
ist eine Gefahr für Europa.“ Dan-
ke, Frau Nahles. Es musste einmal
gesagt werden. Da sitzt einer im
Kabinett Merkel, da sitzt einer mit
Ihnen am Tisch, der ist eine Ge-
fahr für Europa. Endlich hat je-
mand mal ausgesprochen, wo die
wirklichen Gefährder sitzen.
Wahrscheinlich würde sich Frau
Nahles im Fall des Gefährders See-
hofer ausnahmsweise strikt gegen
jegliche Familienzusammenfüh-
rung aussprechen. 

Was Frau Nahles betrifft, ist die
Sache einigermaßen klar. Die kann
nur Opposition, das liegt ihr, in
welcher Funktion auch immer.
Aber was ist mit dem Kieler

Leichtmatrosen Daniel Günther?
Der schleswig-holsteinische Mi-
nisterpräsident ist nicht so rabiat,
von dem gibt es nichts „in die
Fresse“. Aber finstere Absichten
hat er dem Parteifeind von der
Schwesterpartei CSU schon ange-
hängt. In die dunkelste rechte 
Ecke wolle der die Partei führen,
um Asylsucher gehe es dem gar
nicht. Die würden lediglich vorge-
schoben, um die Kanzlerinnen-
Dämmerung vorzubereiten. Da
tun sich Chancen auf für einen
Leichtmatrosen, der auf der „Tita-
nic“ anheuern möchte, kurz bevor
es am Eisberg kracht. Da haben
wir es wieder einmal: Es geht im-
mer um etwas anderes. Flüchtlin-

ge sind schließ-
lich nur in Ein-
zelfällen Pro-
blemflüchtlinge.

Probleme ma-
chen vielmehr
die Finstermän-
ner von der Vi-
segrád-Gruppe.
Allesamt sind
die eine Gefahr

für Europa, jedenfalls nach der
Einschätzung der wirklich anstän-
digen Europäer. Dass sie über-
haupt dabei sein dürfen, die Un-
garn, die Polen, die Tschechen, die
Slowaken. Was man an denen hat,
wissen die wirklich anständigen
Europäer schon lange – nichts Gu-
tes. Darum dürften die es auch
nicht bedauern, dass die Visegrá-
der sich weigerten, auf dem
Sondergipfel vor dem Sondergip-
fel zu schwätzen. Dabei könnte
man es sich doch ganz bequem
machen. Schließlich war die
Schlusserklärung dieses Gipfels
bereits formuliert, ehe er einberu-
fen wurde. Da muss man sich
nicht anstrengen, nicht um Formu-
lierungen streiten, da weiß man,
was man hat. Nun sind in der Vi-
segrád-Gruppe leider ausschließ-
lich Staaten zusammengeschlos-
sen, die über Jahrzehnte sozialisti-
scher Beglückung erfahren muss-
ten, was es bedeutet, wenn das En-
de bereits vor dem Anfang vom
großen Brudervolk protokolliert
wurde.

Die Visegráder hatten einfach
keinen Appetit auf die diplomati-
sche Sülze, die ihnen serviert wer-
den sollte. Bei Sülze ist es doch so:
Auf den ersten Blick alles total
transparent, die Durchsichtigkeit

in Aspik schlechthin. Alles klar er-
kennbar. Bei näherem Hinsehen
jedoch, also im Detail, erkennt
man ein reichliches Durcheinan-
der. Nichts passt zu nichts. Aber es
vereint sich doch. Ob Kaisersülze
oder schlichte Gemüsesülze, es
bleibt ein labil zusammengepapp-
tes Konglomerat. Klar, das hat gar
nichts mit Europa zu tun. Oder
doch? Könnte es sein, dass das ei-
lig zusammengesülzte Europa gar
nicht die Bindekraft besitzt, die
von einer ordentlichen Gelatine
zu erwarten ist? Die Achse der
Unwilligen wird jedenfalls immer
länger. Kein Wunder, dass bei dem
Vorgipfel zum Sondergipfel nur
das herausgekommen ist, was zu
erwarten war: nichts. Das gehört
zu den oft erprobten, leichteren
Übungen: Erst den Mund voll neh-
men, dann mit leeren Händen da-
stehen und das schönreden. So
wie diesmal wieder: Es sei ein gro-
ßes Maß an Gemeinsamkeiten und
viel guter Wille erkennbar gewe-
sen, sagt die Kanzlerin. Das passt
immer und überall. Und bedeutet
nur: Angela ist allein zu Haus.

Gar nicht allein ist hierzulande
der türkische Staatschef, auch
wenn er hier nicht zu Hause ist.
Aber seine Anhänger sind es.
Zwei Drittel der in Deutschland
lebenden Türken mit türkischem
Pass haben Recep Tayyip Erdogan
gewählt. Das ist ein Stimmenanteil
von 20 Prozent mehr als in der
Türkei. Da hat sich der Einsatz der
Herren Mesut Özil und Ilkay Gün-
dogan doch gelohnt, die ihren
„Präsidenten, hochachtungsvoll“
hofierten. Offenbar kam das bei
der türkischen Gemeinde gut an.
So gut, dass das Wahlergebnis auf
den Straßen deutscher Städte kräf-
tig gefeiert wurde. Mit vielen tür-
kischen Fahnen und dem Ruf „Re-
cep Erdogan, unser Führer“. Und
wer trägt die Schuld an dieser ab-
soluten Entgleisung? Na, dreimal
dürfen Sie raten. Die Deutschen
selbstverständlich. Die haben es
nämlich verabsäumt, die in
Deutschland lebenden Türken zu
integrieren. So jedenfalls deutet
die SPD-Bundestagsabgeordnete
Cansel Kiziltepe aus Berlin-Kreuz-
berg den Erfolg Erdogans. Seit
Jahrzehnten habe es „faktisch“
keine Integrationspolitik gegeben,
die Menschen fühlten sich ausge-
grenzt. Sagt die Bundestagsabge-
ordnete Cansel Kiziltepe.

Die Schlusserklärung
des Gipfels war 

bereits formuliert,
ehe er einberufen

wurde 

ZUR PERSON

Zwei Kapitäne
für die Berlinale

Die leicht aus dem Ruder ge-
laufene Berlinale, die Dieter

Kosslick seit 17 Jahren auf joviale
Art steuert, scheint so schwergän-
gig zu sein, dass es zukünftig
zweier Steuerleute bedarf, um sie
auf Kurs zu bringen. So entschied
eine von Kulturstaatsministerin
Monika Grütters eingesetzte Fin-
dungskommission, dass mit der
Niederländerin Mariette Rissen-
beek und dem Italiener Carlo Cha-
trian von Mai 2019 an zwei Aus-
länder den als Festivalleiter schei-
denden Kosslick ablösen werden.

Im neuen Leitungstandem hat
Rissenbeek als Geschäftsführerin
zwar das letzte Wort, doch das Sa-

gen hat Chatri-
an als künstleri-
scher Leiter.
Dabei spricht
der 1971 in Tu-
rin geborene, in
Literatur und
P h i l o s o p h i e

ausgebildete Filmkritiker noch
kein Wort Deutsch, weshalb ihm
die seit 20 Jahren in Deutschland
lebende Rissenbeek, die sich bis-
lang als Chefin von German Films
um die Verwertung deutscher Fil-
me auf ausländischen Filmfesti-
vals sorgte, die organisatorischen
Aufgaben abnehmen soll.

Der Cineast Chatrian, der Bü-
cher über Regisseure wie Wong
Kar-Wai oder Frederick Wiseman
schrieb, leitete zuletzt sechs Jahre
lang das Filmfestival von Locarno,
das unter ihm zu einer wahren
Perle für Filmfreunde gereift ist.
Ähnliches wird von ihm in Berlin
erwartet, wo die Berlinale unter
Kosslicks Ägide mehr Masse als
Klasse besaß. Erst im November
forderten namhafte Filmschaffen-
de dazu auf, die Berlinale zu „ent-
schlacken“, damit sie nicht den
Anschluss zu den Festivals von
Cannes und Venedig verliert. 

Chatrian muss nun mit Rissen-
beek den Spagat zwischen Kom-
merz und Kunst schaffen. Sollten
zwei Kapitäne nicht genügen, um
mit einem anspruchsvolleren Pro-
gramm das mit fast einer halben
Million Zuschauer größte Publi-
kumsfestival der Welt wieder in
ruhiges Fahrwasser zu navigieren,
wäre das auch politisch ein
Schiffbruch für Berlin. H. Tews

Der niederländische Finanz-
minister Wopke Hoekstra hat
im ZDF-„Morgenmagazin“
(22. Juni) die von Merkel unter-
stützte französische Forderung
nach einem eigenen EU-Budget
zurückgewiesen:

„Wofür brauchen wir das? Für
mich ist das eine Lösung ohne
ein Problem dazu.“

Gunnar Schupelius empört
sich in der „B.Z.“ (21. Juni) über
die geringen Opferrenten für die
überlebenden Opfer des islami-
schen Terroranschlags am Ber-
liner Breitscheidplatz im De-
zember 2016 (141 bis maximal
736 Euro monatlich) und stellt
einen brisanten Vergleich an:

„Ist unser Staat zu arm für hö-
here Entschädigungen? Nein,
keineswegs. Denn dieser Staat
ist in der Lage, den ehemaligen
Leibwächter des Terror-Chefs
Osama Bin Laden zu versorgen,
mit 1100 Euro monatlich. Der
Mann wird nicht abgeschoben,
weil ihm in der tunesischen
Heimat die Folter drohen könn-
te. Dieses Theater leisten wir
uns und in vielen anderen Fäl-
len auch. Was soll man davon
halten? Bekommen die Opfer
des islamistischen Terrors also
weniger als die Täter?“

Christoph von Marschall stellt
im „Tagesspiegel“ (21. Juni) klar,
dass es schlicht nicht wahr sei,
dass Deutschland niemanden
an der Grenze zurückweisen
dürfe, wie viele deutsche Politi-
ker behaupten:

„Viele EU-Partner weisen an
der Grenze zurück. Frankreich,
Deutschlands Wunschpartner
für europäische Lösungen, hat
2017 50 000 Migranten, die ille-
gal von Italien einreisen wollten,
aus Zügen und Fahrzeugen ge-
holt und zurückgeschickt. Wer
in der EU unterstützt überhaupt
Merkels weichere Linie? Frank-
reich nicht, Österreich nicht, die
Niederlande nicht, die Nach-
barn im Osten nicht … Die recht-
lichen Vorgaben sind eindeutig,
der Mehrheitswille in der EU
ebenfalls. Deutschland ist der
Außenseiter.“

Max Erdinger erklärt im Por-
tal „Journalistenwatch“ (22. Ju-
ni) die Arbeitsweise von Oliver
Welke in der Satiresendung
„ZDF heute-show“:

„Oliver Welke ist der mediale
Frontmann der Selbstgerechten.
Seinen ,Witzigkeiten’ dient als
unausgesprochene Vorausset-
zung, dass es ein ,Wie-wir-ja-al-
le-wissen’ gibt, aus welchem er
das Konzept ableitet, diejenigen
durch den Kakao zu ziehen, die
realiter oft sehr viel klüger sind
als er selbst und seine Zuschau-
er – und lediglich Welkes grund-
los vorausgesetzten Gewisshei-
ten nicht entsprechen.“

Ein Leiter einer Asylunter-
kunft, der anonym bleiben will,
gibt im „Cicero“ (21. Juni) er-
schreckende Einblicke:

„Es kommen eher Menschen,
die daheim schon Probleme hat-
ten und nicht Fuß fassen konn-
ten. Die Leute kommen aus Per-
spektivlosigkeit und bleiben
hier perspektivlos ... Auch sollte
man ... darüber nachdenken, ob
die Zahl der eingereisten Perso-
nen von 2015 wirklich stimmt,
oder ob es nicht doch deutlich
mehr waren ... Bei Konflikten ist
es überhaupt keine Drohung
mehr, die Polizei zu rufen. Die
meisten finden es belustigend,
weil sie wissen, dass ihnen so
gut wie nichts passiert und ihr
Verhalten auf das Asylverfahren
sowieso keine Rolle hat.“

Berlin – Eine „Liste Sebastian Kurz“
würde in Deutschland bei einer
Bundestagswahl 38 Prozent und da-
mit 5,5 Prozentpunkte mehr als An-
gela Merkel und die Union bekom-
men. Zu diesem Ergebnis kommt ei-
ne Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts INSA im Auftrag
des „Focus“. Dabei ist die Zustim-
mung zum österreichischen
Bundeskanzler in allen politischen
Lagern auffallend hoch: Acht von
zehn AfD-Wählern stimmten für
Kurz, 30 Prozent bei der Union, bei
SPD und Linkspartei jeweis 20 und
13 Prozent bei den Grünen. J.H.

Moskau – Ein Bild, das Hunde zeigt,
die angeblich in Russland anlässlich
der WM getötet wurden, hat das Re-
cherchenetzwerk „Correctiv“ als
Fälschung entlarvt. Die Aufnahme
des Reuters-Fotografen Akhtar 
Soomro wurde vor zwei Jahren in
Karachi, Pakistan, aufgenommen
und nun in sozialen Netzwerken be-
schnitten veröffentlicht. MRK

Gefälschtes 
Bild entlarvt

Viele Deutsche 
wollen Kurz
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